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Liebe Mittelständlerinnen, 
liebe Mittelständler, 

was macht die Pandemie mit unserem 
Mittelstand?

Meiner Meinung nach ist das Ausmaß 
nicht final abzuschätzen, bevor die Wirt-
schaft wieder zum Laufen kommt.
Wie lange es noch dauert, weiß derzeit 
niemand - nur, dass nach der Pandemie 
nichts mehr so ist wie vor der Pandemie.
 
Der Schaden, finanziell, wirtschaftlich, 
psychisch oder einfach in jeder Hin-
sicht, ist noch nicht abzuschätzen, und 
es gilt, so gut es geht vorausschauend zu  
planen.
Die Pandemie ist der Totengräber der 
Innenstädte, denn es werden sicher nicht 
alle Geschäfte wieder öffnen können. So 
warnt auch der Handelsverband, dass 
viele der vom Lockdown betroffenen 
Unternehmen in diesem Jahr in der In-
solvenz enden könnten. Ohne weitere 
Staatshilfen. Die jüngste Umfrage hat er-
geben, dass rund 80 % der Unternehmen 
davon ausgehen.

Wenn der Staat für Teile der Wirtschaft 
Schließungen anordnet, muss er auch 
zeitnah und in entsprechender Höhe 
Entschädigungen bereitstellen. Die ver-
sprochenen Hilfen von Staats wegen 
sind bei den meisten nur teilweise oder 
gar nicht angekommen. Der Weg um an 

diese heranzukommen, ist wie immer zu 
bürokratisch und aufwendig. Vor allem 
geht ein Teil davon gleich wieder an die 
Steuerberater…

Hier wären die Industrie- und Handels-
kammern gefragt, um ihren Pflichtmit-
gliedern beratend und helfend unter die 
Arme zu greifen, evt. auch auf die Mit-
gliedsbeiträge erst mal zu verzichten.

Die Art und Weise, wie seitens der Politik 
mit immer abstruseren Phrasen bezüg-
lich Corona die Menschen verunsichert 
werden, ist verantwortungslos. Beispiels-
weise der Vorschlag von Karl Lauterbach, 
alles komplett zu schließen, wäre eine  
Katastrophe für den Mittelstand.

Eine frühere Schließung der Grenzen oder 
eine bessere Versorgung mit Impfmaterial, 
für das wir mit unseren Steuergeldern im 
Voraus bezahlt haben, wäre sicherlich von 
Vorteil gewesen. Die einzige Maxime lau-
tet: impfen, impfen, impfen. 

In der Zwischenzeit gibt es aber weitere 
Dinge zu regeln. Die Gastronomie z. B. 
hat von Anfang an viel Geld in die Hand 
genommen, die Maßnahmen gegen eine 
Ansteckungsgefahr umzusetzen. Trotz-
dem wurden die Betriebe geschlossen. 
Auf der anderen Seite laufen aber private 

Feiern im großen Stil. Da fragt man sich 
doch: Was ist besser? 
Der Onlinehandel hat zum Teil einen Zu-
wachs von 40 % generiert, der mit Sicher-
heit nach Beendigung des Lockdowns 
nicht wieder eins zu eins an die Einzel-
händler zurückgeht.
Nicht zu vergessen ist die große Anzahl 
von allein lebenden Menschen, die kei-
nen Zugang für ein Leben in Gesellschaft 
haben und somit auch psychisch sehr 
leiden.

Die Frage der Politik darf nicht lauten, 
was können wir noch alles schließen, 
sondern wie können wir mit größt-
möglicher Sicherheit ein Wirtschaften  
während der Coronapandemie ermög-
lichen, um drohende Insolvenzen und 
das Fehlen von Arbeitsplätzen ab-
zuwenden? Hier muss endlich eine 
Strategie aus dieser Krise heraus ent-
wickelt werden – aber dies bitte zu-
sammen mit der Wirtschaft, zusammen 
mit dem Mittelstand!

Margarete Reiser
Stellvertretende Landesvorsitzende

Margarete Reiser

Vorwort
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Thomas Bareiß MdB

Jetzt gilt es, die Ärmel hoch-
zukrempeln: Weichen stellen 
muss das Gebot der Stunde sein

Seit nunmehr über 12 Monaten hat sich 
unser Alltag grundsätzlich verändert. 
Wir haben gelernt, mit der besonderen 
Herausforderung einer Pandemie um-
zugehen. Das Tragen von Masken, täg-
liche Videokonferenzen und Home- 
office sind Teil unseres Alltags geworden. 
Und trotzdem wollen wir uns nicht auf 
Dauer daran gewöhnen. Politik und Ge-
sellschaft befinden sich stets in einem 
verantwortungsvollen Abwegungspro-
zess, einerseits Freiheit und Öffnung 
und andererseits Sicherheit und Unter-
brechung von Ansteckungsketten. Die 
Politik hat in den letzten Monaten eine 
enorme Fülle an weitreichenden Ent-
scheidungen treffen müssen und hat 
deshalb auch eine außergewöhnliche 
Verantwortung. Eine Verantwortung für 
die Gesundheit der Bürger unseres Lan-
des, aber auch für Unternehmen, Mittel-
stand und damit die Grundlagen unseres 
Wohlstands.

Es ist eine gute Nachricht, dass es auch 
mit deutscher Spitzenforschung gelungen 
ist, in einem Rekordtempo einen Impfstoff 
gegen das neuartige Virus zu entwickeln. 
Auf diese Leistung aus dem Mittelstand 
dürfen wir stolz sein. Und dennoch: die 
zweite Welle hat uns hart getroffen. Wir 
alle kämpfen jeden Tag mit den Heraus-
forderungen. Der Lockdown verlangt 
enorm viel Disziplin und Durchhaltever-
mögen von jedem Einzelnen, aber auch 
ganz besonders von unserer Wirtschaft. 
Aus den unzähligen Gesprächen mit 
Unternehmern, Familienunternehmern, 
Selbstständigen und Branchenvertretern 
weiß ich, für viele ist die Lage mehr als 
schwierig, und die Corona-Pandemie hat 
einzelne Unternehmen und ganze Bran-
chen hart getroffen. 

Der Ende Januar vorgestellte Jahreswirt-
schaftsbericht 2021 macht deutlich, dass 

im Jahr 2020 das Bruttoinlandsprodukt 
um 5 % zurückging. Die wirtschaftliche 
Entwicklung wird weiterhin maßgeblich 
vom Pandemieverlauf und von den Maß-
nahmen zur Eindämmung beeinflusst. 
Wir haben sehr viel auf den Weg ge-
bracht. Denn was im Jahreswirtschafts-
bericht auch deutlich wird, ist, dass wir 
im europäischen Vergleich auf Platz zwei 
die Corona-Hilfsmaßnahmen betreffend 
liegen. Wir haben in Deutschland der-
zeit ein Programmvolumen von 40 % des 
Bruttoinlandsproduktes. Das ist Spitze 
in der Welt. In Frankreich und Groß-
britannien liegt das Volumen bei unter 
30 % des BIP. Die USA haben nur 15 % 
ihres BIP an Hilfen angeboten, Spanien 
nur 13 % des BIP. Das zeigt, wir tun alles, 
dass unsere Wirtschaft möglichst stabil 
durch die Krise kommt. Wir versuchen, 
Strukturen zu bewahren und den Mittel-
stand zu sichern. Das ist nicht nur unser 
Auftrag, sondern die Grundlage unserer 
aller Wohlstand gerade in Baden-Würt-
temberg. Die Verantwortung hierfür 
nehmen wir seit Tag 1 dieser Krise auf 
uns. Nicht zuletzt deswegen erwarten 
wir für das Jahr 2021 eine Zunahme des 
preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts 
in Höhe von 3 %.

Seit Beginn der Corona-Krise sind über 
80 Mrd. Euro an Hilfen für die Wirtschaft 
bewilligt worden und geflossen. Hinzu-
kommt das Kurzarbeitergeld in einem 
Umfang von rund 23 Mrd. Euro. Ich ver-
stehe, dass Unternehmen, die täglich 
um ihr Überleben kämpfen, Kritik daran 
üben, dass die Bewilligung von Hilfs-
geldern oft einige Wochen dauert. Das 
liegt zum einen daran, dass eine sichere 
und verlässliche Prüfung dem Steuer-
zahler gegenüber gewährleistet werden 
muss, aber auch an der komplexen Ab-
stimmung mit EU und Ländern sowie die 
technisch-sichere Bewerkstelligung. Um 

dies zu beschleunigen, haben wir uns 
als Bund für Abschlagszahlungen ent-
schieden und sind für die November- und 
Dezemberhilfe stets in Vorleistung ge-
gangen, damit die Hilfszahlungen schnell 
bei den betroffenen Unternehmen 
ankommen. 

Steuerliche Erleichterung für Unter-
nehmen und Einzelhandel 
Zudem haben wir Anfang Februar weitere 
wichtige Stellschrauben im Koalitionsaus-
schuss gestellt: Unternehmen, die wegen 
des Lockdowns Verluste erleiden, kön-
nen diese in ihrer Steuererklärung noch 
besser mit Gewinnen aus den Vorjahren 
verrechnen. Der sogenannte Verlust-
rücktrag soll auf maximal zehn Millionen 
Euro verdoppelt werden, bei Zusammen-
veranlagung auf 20 Millionen Euro. 
Außerdem wird das Rettungsprogramm 
für die Kultur um eine weitere Milliarde 
Euro aufgestockt. Für die Gastronomie 
wird der ermäßigte Mehrwertsteuer-
satz von 7 % auf Speisen bis Ende 2022 
verlängert. Gerade das Beibehalten des 
reduzierten Mehrwertsteuersatzes war 
mir ein wichtiges Anliegen, da dies für 
viele Betriebe, Gastwirte, Familienunter-
nehmer sowie die Beschäftigten und Aus-
zubildenden vor Ort eine entscheidende 
Nachricht ist, mit der wir Sicherheit und 
finanzielle Perspektiven schaffen.

Der neue EU-Rahmen, für den wir uns 
in Brüssel eingesetzt haben, eröffnet 
den Unternehmen im Rahmen der Be-

Thomas Bareiß MdB, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Wirtschaft 
und Energie sowie Mittelstandsbeauftragter der 
Bundesregierung

Schwerpunkt
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antragung der November- und Dezember-
hilfe neue Spielräume und erlaubt ein 
umfassendes Wahlrecht. Das bedeutet: 
Unternehmen können wählen, auf wel-
chen Beihilferahmen sie ihren Antrag stüt-
zen. So erfordert beispielsweise die neue 
beihilferechtliche Schadensausgleichs-
regelung keine Verlustnachweise mehr, 
sondern ermöglicht auch die Berück-
sichtigung entgangener Gewinne. Weitere 
Spielräume ergeben sich zudem durch die 
Erhöhung der Förderhöchstgrenzen auf 
1,8 Mio. Euro beim Kleinbeihilferahmen 
bzw. 10 Mio. Euro bei den Fixkosten. 

Seit dem 10. Februar können die An-
träge für die Überbrückungshilfe III 
gestellt werden. Nachdem die Europä-
ische Kommission den Beihilferahmen 
für Corona-Programme erhöht hat, 
werden bei der Überbrückungshilfe Ill 
die erweiterten Fördermöglichkeiten 
voll zum Tragen kommen. Das ist ganz 
besonders wichtig für den schwer ge-
troffenen Einzelhandel. Viele inner-

städtische Einzelhändler, zum Beispiel 
aus den Bereichen Textilien, Mode oder 
Schuhe, sitzen auf großen Beständen 
der Winterkollektion, die sie wegen des 
Lockdowns nicht verkaufen konnten. 
Damit fehlt diesen Unternehmen auch 
die Liquidität, die sie brauchen, um den 
Einkauf der Frühjahrs- und Sommer-
kollektion zu finanzieren. Das ist gera-
de für unsere baden-württember gische 
Textilindustrie entscheidend. Denn wir 
wollen auch nach der Krise lebenswerte 
Innenstädte haben. Uns muss bewusst 
sein, dass wenn ein Inhaber aufgibt, es 
schwierig werden wird, diese Fläche 
wieder zu beleben. Dabei ist der sta-
tionäre Einzelhandel enorm wichtig für 
die Attraktivität einer Stadt. Deshalb ist 
es entscheidend, dass wir in der Über-
brückungshilfe III auch Wertverluste sai-
sonaler und verderblicher Waren als er-
stattungsfähige Fixkosten anerkennen.

Ich will ehrlich sein, es wird ein langer 
Weg für die deutsche Wirtschaft, bis sie 

die Folgen der Corona-Krise überwunden 
hat. Sicherlich könnte vieles schneller 
und besser laufen, aber es gibt für diese 
noch nie dagewesene Krise kein Patent-
rezept. Aber wir tun alles, um den Zu-
gang zu Wirtschaftshilfen so gut es geht 
zu vereinfachen, dort, wo nötig nachzu-
bessern und gemeinsam mit allen Ver-
antwortlichen an einem Strang zu zie-
hen. Ich weiß, es ist in dieser Krise nicht 
einfach, Zuversicht und Optimismus zu 
bewahren. Aber ich kenne die Stärken 
unserer baden-württembergischen Selb-
ständigen, Unternehmer und Mittel-
ständler gut. Sie verlassen sich nicht nur 
auf Hilfe, sondern sie machen selbst. Mit 
Fleiß und hochgekrempelten Ärmeln pa-
cken sie an, um Probleme zu lösen und 
Innovationen nach vorne zu bringen. Die-
ser Geist ist es, der mir Zuversicht gibt, 
dass wir gemeinsam diese Krise lösen. 

Thomas Bareiß MdB,

thomas.bareiss@bundestag.de,

www.thomas-bareiss.de  

Schwerpunkt
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Aus den Schulden 
herauswachsen

Die Auswirkungen der Pandemie und die Frage, wie Deutschland 
aus der Rezession möglichst schnell wieder zu alter wirtschaft-
licher Kraft finden kann, werden uns über Jahre beschäftigen. 
Vieles steht in dieser existentiellen Krise zur Disposition. Die 
SPD stellt gar den ‚Sparhaushalt‘ und ausgerechnet das unions-
geführte Kanzleramt die Schuldenbremse in Frage. 
Um bei den Worten des Kanzleramtschefs zu bleiben: Helge 
Braun fordert einen „nachhaltigen Pakt für Deutschland“, doch 
im gleichen Zuge will er die Schuldenbremse im Grundgesetz 
aufweichen. Das kann nicht zusammenpassen. Um es ganz klar 
zu sagen: DIE JUNGEN UNTERNEHMER sind überzeugt, dass 
Deutschland die Kosten der Coronapandemie und die damit 
verbundene wirtschaftliche Krise mit Wachstum überwinden 
kann, nicht mit noch mehr Schulden.

Steuergeld ist kein Spielgeld
Liebe Regierung, macht eure Hausaufgaben und spielt nicht 
mit dem Grundgesetz! Die Neuverschuldung des Staates im 
Jahr 2020 ist geringer ausgefallen als noch bei den Haushalts-
beratungen befürchtet. Doch es ist zu kurzsichtig, sich nur über 
die geringere Schuldenbelastung zu freuen: Sie steht auch für 
systematische Fehlplanungen bei öffentlichen Investitionen 
und ein Versagen bei der Planung und Ausschüttung der Coro-
na-Hilfen. Fassungslos lässt mich die jährliche Aufzählung so-
genannter „Haushaltsreste“ zurück – das sind Gelder, die mit 
größtmöglicher demokratischer Legitimation im Rahmen der 
Haushaltsberatungen für konkrete Projekte beschlossen wur-
den, dann aber aufgrund von Planungsfehlern, überbordender 
Bürokratie oder Personalmangel nicht umgesetzt wurden. In 

der Liste der Haushaltsreste von 2019 summierte sich dieses 
Politikversagen auf 22 Milliarden Euro, davon auch solche für 
wichtige Zukunftsinvestitionen wie in IT-Netzpolitik im Um-
fang von 963 Millionen oder z. B. 647 Millionen Euro für den 
Breitbandausbau. 
Auch die Steuereinnahmen sind trotz Pandemie stärker ge-
sprudelt als von Finanzminister Scholz prognostiziert. Gleich-
zeitig muss die Regierung dringend lernen, mit dem bewilligten 
Geldern zu haushalten – Steuergeld ist kein Spielgeld. 

Schuldenbremse und Grundgesetz – ein Duo für die Zukunft
Wir alle wissen um die Errungenschaft der Schuldenbremse für 
die nächste Generation. Mühsam mit einer Zweidrittelmehrheit 
im Grundgesetz verankert, ist sie der Grund, warum Deutsch-
land im weltweiten Vergleich wirtschaftlich verhältnismäßig 
glimpflich durch die Krise kommt. Sie hat wie ein Airbag ge-
wirkt. Nur dank der Schuldenbremse hat unser Land noch die 
Fähigkeit, wirtschaftlich zu atmen, ohne von Zins- und Tilgungs-
lasten erdrückt zu werden. Es erscheint daher geradezu bizarr, 
diese Schutzmaßnahme genau jetzt abschaffen zu wollen.
Die Schuldenbremse ist darüber hinaus so viel dynamischer als 
ihr Ruf. Sie ist kein enges Korsett. Die gesetzliche Ausgestaltung 
hat für genau solche einmaligen Sonderfälle - wie wir sie seit 
gut einem Jahr erleben - Möglichkeiten zur Flexibilisierung. 
Per demokratisch entwickelten Beschluss wurde die Schulden-
bremse in 2020 ausgesetzt. Die Schuldenbremse ist wie dieses 
Krisensonderrecht aus gutem Grund im Grundgesetz verankert. 
Es bedarf mehr als nur eines kurzfristigen Einfalls, um dieses 
Erfolgsmodell zu sabotieren. Und eins ist klar: Eine Aufweichung 

Sarna Röser, u. a. Bundesvorsitzende des Verbands DIE JUNGEN UNTERNEHMER
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oder Abschaffung ist wie der berühmte Geist aus der Flasche – 
es dürfte um ein Vielfaches schwerer sein, zum aktuellen Status 
quo zurückzukehren. Lasst es uns bei diesem Krisentest mit der 
befristeten grundgesetzkonformen Aussetzung belassen.

#ReStart für Deutschland
Doch was braucht unser Land, um stark aus der Krise zu wach-
sen? Einen echten #ReStart für Deutschland! Die Corona-Krise 
hat unsere Wirtschaft bei voller Fahrt ausgebremst. Deswegen 
braucht es nun neuen Schwung mit einer Politik, die Wachstum 
möglich macht. Unsere Vision ist, dass Deutschland digitaler, 
generationengerechter, wachstumsorientierter und klimasensi-
bler durchstartet, statt Unternehmern das Wirtschaften schwer 
zu machen. 
Deutschland kann aus der Krise herauswachsen – mit einem 
echten Wachstumspakt. Nicht mit Rekordschulden. Die Finanz-
krise 2008/2009 hat gezeigt, dass unsere Wirtschaft es schaf-
fen kann, aus dem Tal herauszukommen. Dafür müssen jedoch 
die Investitionsampeln konsequent auf grün geschaltet werden 
und der Staat sich in seine ordnungspolitische Rolle zurück-
bewegen. Unternehmer brauchen nun dringender denn je Frei-
räume und Entlastung. Sie sind durch Corona-Schließungen und 
Nachfrageeinbrüche ohnehin schon gefordert. In vielen Unter-
nehmen sind die finanziellen Polster aufgebraucht. Jede Steuer-
erhöhung, Corona-Soli, Paket-Steuer, Vermögenssteuer oder 
Lastenausgleich wäre Gift für den Aufschwung.

Mit Wachstum in eine generationengerechte Zukunft
Mit den nötigen Wachstumsimpulsen sowie kluger Investiti-
ons- und Ausgabenpolitik können wir innerhalb der nächsten 
zehn Jahre wieder auf einen haushaltspolitisch nachhaltigen 
Kurs zurückkehren. Wir brauchen aber spätestens bei der Ver-
abschiedung des nächsten Bundeshaushalts eine Aussage, 
wann die Rückkehr zur Schuldenbremse geplant ist. Damit sind 
wir nicht nur für weitere unerwartete Krisen gewappnet, son-
dern auch die jungen Generationen können zuversichtlicher 
nach vorne schauen ohne Corona-Schuldenberge und zusätz-
liche Kosten.
Denn eins muss uns klar sein: Noch erdrücken uns die Schul-
den der Vergangenheit nicht. Die Niedrigzinsphase gibt einen 

günstigen Rahmen vor. Doch auf diese niedrigen Zinsen kann 
sich niemand über Generationen hinweg verlassen. In Deutsch-
land wird dabei allzu oft in Legislaturperioden gedacht. Durch 
die lange Zeit der Regierungsbildung fällt diese derzeit be-
sonders kurz aus. Doch statt in der verbleibenden Zeit in ein 
Wettrennen um die besten Zukunftsideen für unser Land einzu-
treten, wurde über die Jahre mehr verwaltet als gestaltet. Dabei 
wäre doch genau jetzt der richtige Zeitpunkt, um die Konzepte 
für eine Steuerreform zu erarbeiten oder die Erkenntnisse aus 
der Hau-Ruck-Digitalisierung unserer Wirtschaft mit Homeof-
fice und Co. für den Bürokratieabbau zu nutzen. Bevor die Re-
gierung also die Schuldenbremse lockert, sollte sie dringend die 
eingerosteten Entwicklungsbremsen lösen.
Um es klar zu sagen: Die Schuldenbremse ist keine Wachstums-
bremse. Der Reformstau in Deutschland ist es. Dennoch werden 
nur die Abkehr von der Schuldenbremse oder Steuererhöhungen 
im Umgang mit den Corona-Kosten diskutiert. Doch das sind 
Sackgassen in die Talsohle. Nötig ist eine Diskussion, wie wir 
Brücken bauen, um dieses Tal zu überwinden. Wir brauchen 
eine Diskussion und eine mutige Politik, wie wir aus den Schul-
den herauswachsen können, wie wir Wachstum ermöglichen. 
DIE JUNGEN UNTERNEHMER sind dafür bereit!

Sarna Röser,

roeser@junge-unternehmer.de, 

www.junge-unternehmer.eu  
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Über die Autorin:
Sarna Röser ist seit 2018 Bundesvorsitzende des Verbands 
DIE JUNGEN UNTERNEHMER, designierte Nachfolgerin 
für das 1923 gegründete Familienunternehmen Zement-
rohr- und Betonwerke Karl Röser & Sohn GmbH in Baden-
Württemberg, Mitglied der Geschäftsleitung der Röser 
FAM GmbH & Co. KG. und Start-up-Gründerin. Seit 2010 
ist Sarna Röser aktives Mitglied im Verband. Im Juli 2020 
wurde Sarna Röser zudem in den Aufsichtsrat der Fielmann 
AG gewählt. Des Weiteren ist sie seit 2019 Mitglied und 
seit 2020 stellvertretende Vorsitzende der Ludwig-Erhard-
Stiftung e.V. und seit 2020 im Beirat der Deutschen Bank 
sowie im Vorstand der Wertekommission – Initiative Werte 
Bewusste Führung e. V. aktiv.
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Guido Wolf MdL

Tourismus in  
Baden Württemberg:  
Bilanz und Ausblick

Tourismus in Baden-Württemberg be-
deutet nicht nur, dass wir über wunder-
schöne Reiseziele verfügen. Tourismus 
in Baden-Württemberg bedeutet vor 
allem auch Wirtschaft und Arbeitsplätze 
– und das in einem ganz beträchtlichen 
Ausmaß. Wir sprechen über eine Bran-
che, deren jährliches Bruttoumsatz-
volumen zuletzt über 25 Milliarden Euro 
betrug und die für rund 380.000 Arbeits-
plätze im Land sorgte. Im vergangenen 
Jahrzehnt hat der baden-württember-
gische Tourismus eine beispiellose 
Erfolgsgeschichte geschrieben und sich 
zu einem zentralen Wirtschaftsfaktor  
im Land entwickelt. Die Coronapande-
mie hat dieser Erfolgsgeschichte ein 
jähes Ende bereitet und dem Tourismus 
im Land einen schweren Nackenschlag 
versetzt.

Im Jahr 2019 konnten wir noch 23,3 Mil-
lionen Gästeankünfte und 57,2 Millionen 

Übernachtungen verzeichnen. Auch in 
den ersten beiden Monaten des Jahres 
2020 deute noch alles auf ein weiteres, 
zehntes Rekordjahr in Folge hin. Statt-
dessen folgten der brutalstmögliche Ab-
sturz im März und ein rabenschwarzes 
Jahr für den Tourismus. Die Zahl der 
Gästeankünfte ging 2020 insgesamt auf 
11,9 Millionen zurück und halbierte sich 
damit nahezu im Vergleich zum Vorjahr. 
Die Zahl der Übernachtungen fiel um 
40,2 % auf 34,2 Millionen.

Die Sommermonate 2020, in denen 
Tourismus möglich war, zeigten sehr 
unterschiedliche Entwicklungen: Ba-
den-Württemberg war in dieser Zeit 
als Reiseziel durchaus stark gefragt. 
Betriebe an typischen Urlaubszielen 
haben einen ordentlichen, teilweise 
sogar einen guten Sommer erlebt. Ins-
besondere Campingplätze und Frei-
luftattraktionen sowie Ferienhäuser 

und Ferienwohnungen verzeichneten 
eine hohe Nachfrage. Regionen, die auf 
Natur und Outdoor sowie Wander- und 
Radtourismusangebote setzen, konn-
ten sich behaupten. Im Bereich des 
Städte- und Geschäftstourismus trat 
dagegen, anders als bei den urlaubs-
nahen Angeboten, auch über den Som-
mer nie eine wirkliche Erholung ein. Es 
ist zu befürchten, dass diese Bereiche 
noch länger mit Einbußen zu kämp-
fen haben werden. Klar ist aber auch: 
Selbst dort, wo der Sommer gut aus-
gefallen ist, hat es nicht gereicht, um 
die Verluste des übrigen Jahres 2020 zu 
kompensieren. 

Den Berechnungen des Deutschen Wirt-
schaftswissenschaftlichen Instituts für 
Fremdenverkehr an der Universität Mün-
chen (dwif) zufolge musste der Touris-
mus in Baden-Württemberg alleine für 
den Zeitraum von März bis Mai 2020 
wöchentlich Umsatzeinbußen von rund 
426 Millionen Euro hinnehmen. Progno-
sen zufolge beläuft sich der Umsatzaus-
fall für das Gesamtjahr 2020 auf bis zu 
16 Milliarden Euro. Tourismusbetreibe im 
ganzen Land sind – vollkommen unver-
schuldet – in akute Existenznot geraten. 
Oberste Priorität hatte und hat es 
deshalb, über staatliche Soforthilfe-
programme das unmittelbare Über-

Schaubild 1 zur PM Tourismusbilanz  2020
Übernachtungen*) in Baden-Württemberg Januar 2018 bis Dezember 2020 nach Wohnsitz der Gäste**)
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Guido Wolf MdL, Minister der Justiz und für 
 Europa des Landes Baden-Württemberg

Schwerpunkt
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leben der Unternehmen zu sichern. 
In diesem Zusammenhang ist es von 
elementarer Bedeutung, dass die vom 
Bund fest zugesagten Ausfallzahlungen 
für die Betriebsschließungen verläss-
lich ausgezahlt werden. Was wir auf 
Landesebene tun konnten, haben wir 
getan und bereits im April 2020 neben 
der Soforthilfe des Bundes ein bundes-
weit einmaliges Stabilisierungshilfe-
programm eigens für das Hotel- und 
Gaststättengewerbe mit einem Vo-
lumen von 330 Millionen Euro ent-
wickelt. Dieses Programm ist nun 
neu aufgesetzt worden, sodass die 
Gastronomen und Hoteliers aus Ba-
den-Württemberg erneut Hilfen be-
antragen können, selbst wenn sie im 
Jahr 2020 schon einmal Hilfen aus die-
sem Landesprogramm erhalten haben 
sollten. Auch andere Branchen hatten 
wir im Blick: Für Busreiseunternehmen 
wurde ein Rettungsschirm mit rund 40 
Millionen Euro geschaffen, für Schau-
steller, die Veranstaltungs- und Event-
branche sowie Taxigewerbe Hilfen mit 
einem Volumen mit bis zu 92 Millionen 
Euro aufgelegt. 

Es ist aber wichtig, über die Ad-hoc-Maß-
nahmen und Soforthilfeprogramme hin-
aus den Blick auf die Zeit nach der Pan-
demie zu richten. Im November 2020 
haben wir deshalb das Stabilisierungs-
programm für die Leitökonomie Touris-
mus in Höhe von 35 Millionen Euro auf 
den Weg gebracht. Dieses Programm 
besteht aus drei Teilen und umfasst ein 
Investitionsprogramm für Tourismus-
betriebe in Höhe von 12 Millionen Euro, 
eine Stabilisierungshilfe für kommuna-

le Thermen in Höhe von 15 Millionen 
Euro sowie Mittel für ein innovatives 
Tourismusmarketing in Höhe von 8 
Millionen Euro.
Der erste Programmteil zielt darauf, die 
Investitionskraft des Gastgewerbes zu 
stärken und auch in der aktuellen Situ-
ation Investitionsanreize zu schaffen. 
Es geht um unsere Konkurrenzfähig-
keit nach der Krise. Das Programm 
richtet sich an kleine und mittlere 
Unternehmen im Tourismus, wobei 
Investitionen beispielsweise im Rah-
men von Gebäudemodernisierungen, 
Neubauten oder Betriebsübernahmen 
ermöglicht werden sollen. Den Unter-
nehmen wird hierfür über die L-Bank 
ein zinsverbilligtes Darlehen, ergänzt 
um einen Tilgungszuschuss, zur Ver-
fügung gestellt. 

Besonders wichtig ist auch, dass wir 
den kommunalen Thermen und Mineral-
bädern dringend notwendige Hilfen zu-

kommen lassen können. Baden-Würt-
temberg ist Bäderland Nummer eins – das 
muss auch so bleiben. Die Heilbäder und 
Kurorte in Baden-Württemberg konn-
ten noch im Jahr 2019 knapp 23 % aller  
statistisch erfassten Übernachtungen 
auf sich vereinen und sind damit 
eine wesentliche Grundlage des 
Gesundheitstourismus.

Wenn wir dieser Krise etwas Gutes 
abgewinnen möchten, dann ist es der 
Umstand, dass Baden-Württemberg 
auch für die Einheimischen als at-
traktives Reiseziel an Bedeutung ge-
wonnen hat. Wie bereits während des 
ersten Corona-Sommers wird nach 
dem Lockdown für viele Deutsche das 
eigene Land in den Mittelpunkt der 
Urlaubsplanungen rücken. Davon pro-
fitieren nicht nur die ohnehin schon 
bekannten „Hotspots“ wie Bodensee 
oder Schwarzwald. Erstmals waren im 
vergangenen Jahr auch weniger be-
kannte Ziele stark nachgefragt. Bereits 
nach der ersten Welle förderte Baden-
Württemberg deshalb aus Tourismus-
mitteln die landesweit aufgesetzte Re-
start-Kampagne. Hieran anknüpfend 
sollen weitere großangelegte Marke-
ting-Kampagnen konzipiert werden, 
um Baden-Württemberg dauerhaft 
als attraktives Reiseziel und siche-
res Urlaubsland der ersten Wahl zu 
positionieren. 

Ein weiterer wichtiger Baustein für die 
Erholung nach der Pandemie ist die 
Verlängerung der Mehrwertsteuer-
senkung in der Gastronomie auf ein-

Schwerpunkt

Schwarzwälder Edelputzwerk GmbH
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heitliche 7 % zunächst bis Ende 2022. 
Wenn die Gastwirte endlich wieder 
etwas verdienen können, muss ihnen 
davon auch mehr bleiben. Schon im 
ersten Lockdown habe ich auf eine 
Senkung der Mehrwertsteuer in der 
Gastronomie gedrängt. Ich freue 
mich, dass der Bund diese Forderung 
von uns aus Baden-Württemberg 
erneut aufgegriffen hat. Die Rück-
meldungen, die wir von Gastronomen 
erhalten, zeigen, dass die Senkung 

in den Monaten, in denen geöffnet 
werden konnte, enorm geholfen hat, 
nicht zuletzt auch deshalb, weil ein 
spürbarer bürokratischer Aufwand 
entfiel. 

Den Akteuren im Tourismus wurde 
und wird viel abverlangt in dieser 
Krise. Sie haben maximale Geduld 
aufgebracht und das Land bei der 
Umsetzung der Maßnahmen, die zur 
Eindämmung der Coronapandemie 

erforderlich sind, mit hohem Einsatz 
unterstützt. Dafür gebührt Ihnen 
größter Dank. Ich bin mir sicher: Ba-
den-Württemberg als Reiseland wird 
diese Krise überstehen und, sobald 
es wieder möglich ist, an seine alte 
Erfolgsgeschichte anknüpfen. Dafür 
setze ich mich nach Kräften ein.

Guido Wolf MdL, 

pressestelle@jum.bwl.de, 

www.justiz-bw.de  

Schwerpunkt
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Corona und Innenstädte

Der Ludwigsburger Innenstadtverein – 
kurz LUIS – ist eine Interessenvertretung 
für Innenstadtakteure und auch ein 
Marketing-Verein, welcher als Hauptziel 
eine hohe Frequenz an Besuchern, Gäs-
ten und Kunden für die Ludwigsburger 
Innenstadt hat.

Ich bin nun seit Oktober 2019 City-
manager dieser tollen Stadt und habe 
noch einen Projektleiter Digitalisierung 
in meinem Team sowie eine Assistenz mit 
einer 60 %-Stelle. Unser Büro befindet 
sich im Herzen von Ludwigsburg, direkt 
am wunderschönen Marktplatz.

Differenzierung ist während einer 
Pandemie wichtiger denn je, deshalb 
möchte ich auch von positiven Dingen 
berichten: Natürlich kämpfen nicht 
alle Innenstadtakteure um ihre Exis-
tenz. Das hängt mit vielen Faktoren zu-
sammen: Das Geschäft liegt in der eige-
nen Immobilie, der Vermieter hat sehr 
viel Entgegenkommen gezeigt, es wur-
den über Jahre Rücklagen geschaffen, 
die Anzahl an Stammkunden ist groß, 
die Kurzarbeit greift, man hatte be-
reits vor Corona mehrere Standbeine. 
Und bei manchen Geschäften, wie 
beispielsweise Möbelhäusern, Fein-

kostläden, Baumärkten oder Fahrrad-
geschäften gab es sogar 2020 eine 
Umsatzsteigerung.
Ebenso zeigt sich seit Beginn der Pan-
demie eine immer größer werdende 
Solidarität, sowohl von den Kunden 
gegenüber „ihrem“ Lieblingsgeschäft als 
auch unter den Akteuren.

Im Umkehrschluss gibt es aber auch die 
negativen Seiten und verheerende Um-
fragen, welche je nach Branche mit einer 
existenziellen Bedrohung von 30 % bis 
50 % für Innenstadtakteure rechnen. 
Und nicht jeder Innenstadtakteur, wel-
cher nach dem Lockdown wieder öffnen 
darf, hat damit das Schlimmste auto-
matisch überstanden. Viele öffnen mit 
einem gewaltigen Berg an Schulden, sei 
es durch gestundete Mieten oder durch 

Markus Fischer, Citymanager des Ludwigsburger 
Innenstadt e.V. (LUIS)

Schwerpunkt

Der Ludwigsburger Marktplatz während der Corona-Zeit
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überlebensnotwendige Kredite, welche 
aufgenommen wurden. Es wird sehr viel 
Zeit benötigen, um diesen Schuldenberg 
abzubauen! Viele Träume und Pläne sind 
für Innenstadtakteure geplatzt, die finan-
ziellen Rücklagen waren sicher nicht dazu 
gedacht, eine Pandemie wirtschaftlich 
zu überstehen, jahrelange Arbeit wurde 
innerhalb kürzester Zeit vernichtet.

Als Ludwigsburger Innenstadtverein 
sind wir seit Beginn der Krise besonders 
gefordert.
Während des ersten Lockdowns lag unser 
Schwerpunkt zunächst darauf, eine all-
umfassende Übersicht für die Ludwigs-
burger Innenstadt zu bieten, welches 
Geschäft überhaupt noch geöffnet hat! 
Auch Nicht-Mitglieder haben wir auf 
unsere Webseite mit aufgenommen und 
in der damaligen Phase, als es noch einen 
Run auf Toilettenpapier gab, konnten wir 
für die Bürger Ludwigsburgs wichtige In-
formationen zur Verfügung stellen. Die 
Kommunikation mit unseren Mitgliedern 
haben wir seit dieser Zeit intensiviert. 
Sobald es verwertbare Erkenntnisse 
oder neue Verordnungen gibt, informie-
ren wir mit gesicherten Informationen. 
Wir beraten bezüglich der geforderten 
Hygienemaßnahmen, vermitteln bei auf-
tretenden Problemen und Fragen. 
Im Mai 2020 starteten wir eine große 
Marketing-Kampagne für die Ludwigs-
burger Innenstadt. Unter dem Motto 

„Ganz bewusst vor Ort“ gelang es uns, 
– auch mit vielen Stimmen aus der Wirt-
schaft und der Politik – die Wichtigkeit 
einer Unterstützung durch den Besuch 
unserer Innenstadt hervorzuheben. 
Wir können die Werbemöglichkeiten auf 
unseren stetig wachsenden Social-Me-
dia-Kanälen für unsere Mitglieder nut-
zen und ihre Angebote, Geschäfte, Ideen 
vorstellen.
Der Ludwigsburg-Gutschein, welcher 
von unserem Verein organisiert und ver-
trieben wird, wurde von uns speziell vor 
Weihnachten umfangreich beworben 
und wir konnten den bisherigen Rekord-
umsatz von 253.000 Euro im Jahr 2019 
auf über 450.000 Euro im letzten Jahr 
steigern – Geld, welches der Innenstadt 
zu Gute kommt.
Zu Beginn des neuen Jahres, während des 
zweiten Lockdowns, konnten wir in Ko-
operation mit der Ludwigsburger Kreis-
zeitung eine Auktion unter dem Motto 
„Rette Deine Innenstadt“ ins Leben 
rufen, welche sehr viel Aufmerksamkeit 
erhielt. 65 Akteure konnten dort Artikel, 
Gutscheine und Ware online anbieten, 
und der Werbewert hinter der Botschaft 
war enorm.

Auch auf politischer Ebene setzt LUIS 
Zeichen. Vor Weihnachten gelang es 
unserem Verein, zusammen mit der 
Stadtverwaltung ein Maßnahmenpaket 
zur Stärkung des Weihnachtsgeschäftes 

durchzusetzen – mit Gratisparkplätzen, 
einem Lieferservice und auch der Ver-
teilung von Ludwigsburg-Gutscheinen 
in der Innenstadt als Dankeschön für die 
verbleibenden Kunden. Auch beim neuen 
Maßnahmenpaket, welches hoffentlich 
bei der baldigen Wiedereröffnung für 
eine Belebung der Ludwigsburger Innen-
stadt sorgen wird, ist LUIS natürlich 
involviert.

Ich habe eine klare Forderung an die Poli-
tik: Jede Innenstadt benötigt direkt vor 
Ort Menschen, welche sich hauptberuf-
lich um die Umsetzung von Ideen, Maß-
nahmen und auch Digitalisierungsthemen 
kümmern - in direkter Zusammenarbeit 
mit den Innenstadtakteuren!
Jede Stadt hat andere Bedürfnisse und 
eine besondere Situation. Entsprechend 
ist eine Maßnahme in der einen Stadt 
vielleicht ein großer Erfolg, greift jedoch 
in einer anderen Stadt überhaupt nicht. 
Es muss individuell vor Ort entschieden 
werden, wie man der jeweiligen Innen-
stadt, dem Einzelhandel, den Gastro-
nomen und Dienstleistern helfen kann.
So wäre beispielsweise ein Schlüssel von 
einer hauptamtlichen Stelle pro 20.000 
Anwohnern in meinen Augen eine realis-
tische Hilfe, welche in einer Innenstadt 
viel bewegen und dabei helfen kann, 
diese zukunftsfähig aufzustellen. Auf 
diese Art können Frequenzbringer wie 
zum Beispiel verkaufsoffene Sonntage, 
lange Shoppingnächte, Stadtfeste, Stadt-
teilfeste, Marketing-Maßnahmen, die 
digitale Auffindbarkeit etc. professionell 
und zielgerichtet begleitet werden. Pop-
up-Konzepte können umgesetzt und mit 
viel Unterstützung begleitet werden. Nur 
Städte mit einer hohen Frequenz und 
einer hohen Aufenthaltsqualität können 
der Online-Konkurrenz auf Dauer etwas 
entgegensetzen!

Diesen „Treffpunkt Innenstadt“ benötigt 
unsere Gesellschaft auch in Zukunft un-
bedingt, zudem sind Innenstädte grund-
sätzlich ein wesentlicher Arbeitgeber 
und Wirtschaftsfaktor und benötigen 
deshalb jede verfügbare Unterstützung 
in diesen herausfordernden Zeiten!

Markus Fischer,

markus.fischer@luis-ludwigsburg.de,

www.luis-ludwigsburg.de  

Viele Besucher beim Kastanienbeutelfest 2019 – so soll es wieder sein!

Schwerpunkt
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Altenpflege in Zeiten von Corona

Unvorstellbar,  
aber jeden Tag real

Waren die vergangenen Jahre bereits 
geprägt von besonderen Heraus-
forderungen bedingt durch zahlreiche 
Gesetze, die im Bereich der Pflege in 
Kraft getreten sind, sind die zurück-
liegenden zwölf Monate wohl mit nichts 
zu vergleichen. Seit fast einem Jahr hat 
uns das Coronavirus fest im Griff. Seit-
dem folgt eine Verordnung der nächs-
ten, Schutzschirme werden aufgespannt, 
Gesetze werden gefühlt im Wochen-
takt auf den Weg gebracht und müssen 
in Windeseile vor Ort umgesetzt wer-
den. Selten aber sind dafür die Voraus-
setzungen gegeben. Das hat sich deutlich 
im letzten Frühjahr gezeigt. Zu dieser 
Zeit war eins der schwerwiegenden Pro-
bleme zur Bewältigung der Corona- 
pandemie die ausreichende Versorgung 
der Pflegeheime und -dienste mit zusätz-
licher persönlicher Schutzausrüstung 
(PSA). Flächendeckend entwickelte sich 
sehr schnell ein gravierender Mangel v. a. 
an Mund-Nasen-Schutz (MNS), FFP2-
Masken sowie Schutzkitteln. Zeitweise 
wurden auch Schutzhandschuhe und 
Desinfektionsmittel zur Mangelware. 

Als Verband haben wir sehr schnell und 
mit großen Risiken behaftet umfassend 
Verantwortung übernommen. Schneller 
als alle anderen haben wir die dringend 
benötigte Schutzausrüstung beschafft 
und diese bundesweit und flächen-
deckend an unsere Einrichtungen ver-
teilt. So konnten wir unseren Mitglieds-
einrichtungen, deren Mitarbeitern, den 
pflegebedürftigen Menschen sowie den 
Angehörigen und den Verantwortlichen 
vor Ort große und berechtigte Sorgen 
nehmen. 

Im Sommer wurde dann öffentlich viel 
über Besuchsregelungen in Pflegeheimen 
und über Lockerungen beim Infektions-
schutz diskutiert. Dabei wurde gern mit 
dem Finger auf die Pflegeheime gezeigt, 
die zu strikt bei der ersten Welle gewesen 
seien. Die Politik hatte die Kontakt-
beschränkungen jedoch als angemessene 
Maßnahme verfügt. An Einsamkeit ist 
niemand gestorben, sehr wohl aber an 
den Folgen einer Infektion. Die Argumen-
tation ist zynisch, dass von Besuchern 
grundsätzlich keine höheren Infektions-

risiken ausgingen als von Mitarbeitern. 
Der Grundsatz hilft nicht weiter, da im 
Zweifelsfall nur auf Besucher verzichtet 
werden kann, nicht aber auf Mitarbeiter. 
Nach wie vor befinden wir uns in einer 
besonders brisanten Infektionsphase 
und wir brauchen eine weitgehende Be-
schränkung von Besuchen. Wenn zu-
sätzlich noch Mitarbeiter in Quarantäne 
müssen, ist die Versorgung nicht mehr 
sicher. Auch wenn viele etwas anderes 
öffentlich behaupten, können wir Be-
suche einschränken, die Tätigkeit der 
Beschäftigten aber nicht. Es ist kein 
Konzept, die Kreisverwaltung für jeden 
Besucher zur Festung zu machen und 
die Pflegeheime zum Ausflugsziel. Wir 

Herbert Mauel, Geschäftsführer des Bundesver-
bands privater Anbieter sozialer Dienste e.V. (bpa)
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sind gespannt, welche Lockerungen 
nach erfolgreicher Impfung der pflege-
bedürftigen Menschen und der Be-
schäftigten vertretbar sein werden.

Eine weitere Herausforderung war und 
ist nicht nur im Zusammenhang mit der 
Aufnahme neu zu versorgender Perso-
nen die regelhafte und wiederholende 
Testung. Der bpa hat sich stets dafür ein-
gesetzt, dass vor und während der Über-
nahme der pflegerischen Versorgung 
Tests auch bei Personen ohne akute 
Symptome sowie regelmäßige Tests für 
Beschäftigte und pflegebedürftige Men-
schen durchgeführt werden müssen. Zu-
nächst mussten die Tests noch durch die 
Gesundheitsämter angeordnet werden. 
Pflegeeinrichtungen konnten diese Tests 
nicht eigenständig veranlassen, durch-
führen und abrechnen. Erst Mitte Oktober 
wurde die Testverordnung verabschiedet, 
die es den Pflegeeinrichtungen gestattet, 
eigenständig Schnelltests zu bestellen 
und abzurechnen, wenn sie vorher beim 
zuständigen Gesundheitsamt ein Test-
konzept eingereicht haben. Der bpa hat 
für seine Mitgliedseinrichtungen fünf 
Millionen Schnelltests beschafft, die 
nach und nach ausgeliefert werden soll-
ten. Diese konnten von den Mitgliedern, 
welche die erforderlichen Voraus-
setzungen nach der Testverordnung er-
füllen, bestellt werden. Wir haben die 
Auslieferung jedoch sehr schnell stoppen 
müssen, weil in etlichen Bundesländern 
Zuständigkeitsregelungen fehlten, teils 
sahen sich die Gesundheitsämter nicht 
zuständig und zentrale Stellen wurden 
nicht benannt, teils waren und sind die 
Gesundheitsämter aufgrund der der-
zeitigen Infektionslage verständlicher-
weise überlastet. Damit war plötzlich in 
Frage gestellt, ob das Testkonzept (als 
Voraussetzung für die Bestellung und 
Abrechnung) tatsächlich eingereicht war 
oder nicht. Die Folge war eindeutig: Statt 
schnell mit den Tests beginnen zu kön-
nen, gingen wertvolle Wochen bei stei-
genden Infektionszahlen ins Land. Dabei 
zeigten schon die ersten Rückmeldungen 
den großen Nutzen der Tests. 

Inzwischen zeigt sich, dass die Pflege-
heime und ambulanten Dienste arge 
Probleme bei der Durchführung der 
Tests haben, da sie bei fortschreitendem 

Infektionsgeschehen ohne weiteres 
Fachpersonal diese sehr zeitaufwändige 
Aufgabe erfüllen sollen. Dabei ist die 
Belastungsgrenze längst deutlich er-
reicht. Unabhängig von den Schnell-
tests muss allen Beteiligten klar sein, 
dass die erprobten Hygieneregeln auch 
weiterhin unverzichtbar sind und deren 
Anwendung sowie Verschränkung im 
Testkonzept niederzulegen ist. Bis zur 
Auswertung eines Schnelltests dauert 
es rund 20 Minuten. Wieviel Personal 
für die Durchführung der Tests benötigt 
wird und wieviel Arbeitszeit dafür ins-

gesamt aufzuwenden ist, hängt maß-
geblich von der Größe der Einrichtung, 
der Kooperation aller Beteiligten und 
der Möglichkeit, das Testverfahren effi-
zient zu gestalten, ab. Vorrang bei den 
Tests – und später bei den Impfungen 
- müssen Beschäftigte und die pflege-
bedürftigen Menschen haben. 

Diejenigen, die uns öffentlich maß-
regeln, lassen sich vor Ort nicht blicken, 
wenn unsere Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter fix und fertig sind. Bundes-
weit stiegen die Infektionen rasant. 
Und insbesondere bei hochbetagten 
pflegebedürftigen Menschen geht mit 
einer Infektion ein lebensbedrohliches 
Risiko einher. Das Virus tötet vor allem 
Ältere und Kranke. Spätestens bei 
einer Infektion der Mitarbeiter wird 
umfassende personelle Unterstützung 
gebraucht und eine sehr deutliche 
Einschränkung zusätzlicher Kontakte, 
auch wenn mittlerweile sowohl Schutz-
ausrüstung als auch Schnelltests zur 
Verfügung stehen. 
Die politisch opportune Wiederholung 
der besonderen Bedeutung der Ver-
meidung von Besuchsbeschränkungen 
gefährdet die Gesundheit unserer 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Ein 
Pflegeheim mit 100 Plätzen musste 
nahezu durchgängig mit über 600 Be-
suchen im Monat umgehen. Hand-
reichungen zu Besuchskonzepten, wie 
sie der Pflegebevollmächtigte vor ei-
niger Zeit veröffentlicht hat, sind da 
wenig hilfreich. Diese haben mit der 
Wirklichkeit nichts zu tun und lassen 
die tatsächlichen Herausforderungen 
vor Ort außen vor. Zur Hochphase der 
Pandemie einen „Rückblick auf den ru-
higen Sommer“ als Handreichung zu 
versenden, verstehen nur diejenigen, 
die keine Verantwortung vor Ort 
tragen. 

Niemand kann erwarten, dass wir mit 
Mitarbeitenden in Quarantäne gleich-
zeitig die pflegebedürftigen Menschen 
gut versorgen, reihenweise Schnelltests 
durchführen und auf Stand-by stehen, 
um zusätzliche Besucher jederzeit zu 
testen. Nebenher soll dann auch noch die 
Kinderbetreuung der Mitarbeitenden 
gesichert werden bei flächendeckenden 
Schul- und Kitaschließungen.

Covid-19-Schnelltest

Schwerpunkt
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Wir brauchen:
• Personelle Unterstützung insbesondere 

zur Durchführung der Schnelltests, 
gerne auch durch angeleitete Dienst-
leister, die Bundeswehr oder die mo-
mentan beschäftigungslosen Prüfer 
des MDK, die ohne Einsätze sind. Büro-
kratische Vorgaben und das Abwälzen 
von Haftungsfragen auf die Pflegeein-
richtungen sind hier fehl am Platz.

• Sofortige Überprüfung von positiven 
Schnelltests durch den höherwertigen 
PCR-Labortest, um Quarantäne durch 
falsch positive Testergebnisse zu ver-
meiden. Die Heime und ambulanten 
Dienste brauchen direkt vor Ort einen 
kleinen Vorrat an PCR-Tests.

• Besuche dürfen nur möglich sein, wenn 

durchgängig eine FFP2-Maske ge-
tragen wird, die frei im Handel erhält-
lich ist.

• Besuche müssen auf Ausnahmen be-
grenzt werden bei Infektionsfällen.

• Verlässliche Priorisierung der Alten-
pflege bei der Impfung muss auch die 
Beschäftigten frühestmöglich schützen.

Was in den letzten zwölf Monaten be-
sonders gefehlt hat, ist Zeit zum Durch-
atmen. Denn es sind die Pflegekräfte, 
die den unendlichen Reigen an Regu-
larien vor Ort umsetzen müssen. Sie 
sind es, die tagein tagaus dafür sorgen, 
das Virus bestmöglich von den Pflege-
bedürftigen fernzuhalten, sei es im 
Heim oder in der Häuslichkeit. Nicht 

selten, wahrscheinlich so oft wie nie 
zuvor, waren die Pflegekräfte Missgunst 
und Ärger ausgesetzt, mussten endlose 
Diskussionen mit Angehörigen und 
Pflegebedürftigen führen, gleichzeitig 
das Gesundheitsamt und die Heimauf-
sicht oder den MDK im Nacken. 

Umso mehr gebührt den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern in der Pflege höchster 
Respekt und großer Dank für das, was 
sie derzeit auf sich nehmen, um trotz 
aller Widrigkeiten die bestmögliche Ver-
sorgung und Pflege der ihnen anver-
trauten Menschen zu sichern. Etwas 
Licht am Ende des Tunnels ist zu sehen, 
wenn man sich die rasche Entwicklung 
eines Impstoffes anschaut. Aber auch 
hier liegt noch einiges im Argen. Zwar 
sind ein Großteil der Pflegebedürftigen 
und des Personals in Heimen bereits ge-
impft. Für den häuslichen Bereich man-
gelt es allerdings an einer einheitlichen 
Impfstrategie. Gleichzeitig ist der Impf-
stoff knapp. Wir müssen daher weiterhin 
geduldig sein und werden noch mit zahl-
reichen Einschränkungen leben müssen. 
Was die Pflege in dieser Situation definitiv 
nicht braucht, sind Gesetze, die eine Ge-
fährdung der wirtschaftlichen Existenz 
von Pflegeeinrichtungen und damit der 
pflegerischen Versorgung mit sich brin-
gen. Genau dies droht allerdings. Geplant 
ist, dass der Schutzschirm für Pflegeein-
richtungen nur noch dann in Anspruch 
genommen werden könnte, wenn es Um-
satzeinbrüche wegen einer behördlichen 
Auflage oder landesrechtlicher Regelun-
gen gäbe und die erstattende Pflegekasse 
die Erstattung genehmigt. Beispielhaft sei 

Schwerpunkt
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dies erklärt an einem heftig von der Coro-
napandemie betroffenen Pflegeheim mit 
20 verstorbenen Bewohnern. Hier würden 
nur noch dann Zahlungen aus dem Schutz-
schirm geltend gemacht werden können, 
wenn die Wiederbelegung behördlich 
untersagt wäre oder wegen landesrecht-
licher Regelungen nicht möglich wäre. 
Die schwer betroffene Einrichtung würde 
somit unmittelbar in schwere finanzielle 
Nöte kommen, zumal mit erfolgreicher 
Impfung behördliche Auflagen die Aus-
nahme werden dürften. Diese neue Rege-
lung soll ab 01.04.2021 gelten. Ähnliche 
Beispiele für Pflegedienste, bei denen die 
Einsätze abgesagt werden mussten, oder 
Einrichtungen der Tagespflege, die nur 

zur Hälfte belegt werden konnten, lassen 
sich leicht ableiten. Der Gesetzgeber ist 
dringend gefordert, die geplanten Ände-
rungen nicht vorzunehmen. Das Signal an 
die Pflegeeinrichtungen wäre andernfalls 
fatal. 

Die Profession Pflege war und ist in Zei-
ten der Pandemie gefordert wie nie, die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter stehen 
unter einer physischen und psychischen 
Belastung wie nie, die Betreiber stehen 
unter wirtschaftlichem Druck und haben 
enorme Existenzängste. Es muss daher 
das Mögliche getan werden, um die Pfle-
ge weitestgehend zu entlasten, damit sich 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf 

die Pflege am Menschen und auf die Ver-
hinderung des Viruseintrags in die Ein-
richtungen konzentrieren können. Warme 
Worte und Applaus helfen nicht, wenn in 
nächster Konsequenz Verordnungen und 
Gesetze erlassen werden, die zusätzliche 
Belastungen und Verpflichtungen be-
deuten. Die Pflege braucht dringend Er-
holung, sobald das Pandemiegeschehen 
eingedämmt ist. Der Gesetzgeber täte gut 
daran, diese dringend benötigte Pause zu 
gewähren, damit wir uns auch weiterhin 
auf das Rückgrat Pflege stützen können.

Herbert Mauel, 

bund@bpa.de, 

www.bpa.de  

Über den Verband:
Der Bundesverband privater An-
bieter sozialer Dienste e.V. (bpa) 
bildet mit mehr als 12.000 aktiven 
Mitgliedseinrichtungen die größte 
Interessenvertretung privater An-
bieter sozialer Dienstleistungen in 
Deutschland. Einrichtungen der am-
bulanten und (teil-)stationären Pfle-
ge, der Behindertenhilfe sowie der 
Kinder- und Jugendhilfe in privater 
Trägerschaft sind systemrelevanter 
Teil der Daseinsvorsorge. 
Als gutes Beispiel für Public-private-
Partnership tragen die Mitglieder 
des bpa die Verantwortung für 
rund 365.000 Arbeitsplätze und 
circa 27.000 Ausbildungsplätze. Die 
Investitionen in die soziale Infra-
struktur liegen bei etwa 29 Milliar-
den Euro. 

Schwerpunkt

Rathberger 

Rathberger Imageanzeige 181x63 mm

CNC-Blechbearbeitung
Lasertechnik
Metalldach 
Metallfassade 
Baublechnerei

Rathberger GmbH
Beim Breitenstein 25
D-79588 Efringen-Kirchen
+49 (0)76 28 918 33-0
www.rathberger.de
info@rathberger.de
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MIT Karlsruhe

Volocopter bei Wirtschaftsstaatssekretärin 
Katrin Schütz

Technik-Startups fühlen sich im Süd-
westen wohl
Am 20. Januar hatte Staatssekretärin Ka-
trin Schütz, CDU-Wahlkreiskandidatin 
in Karlsruhe-West, Stefan Klocke, Chair-
man of the Advisory Board Volocopter 
GmbH, zur Live-Diskussion mit gut 50 In-
teressierten eingeladen. In Bruchsal ent-
steht ein neues, batteriebetriebenes und 
autonomes Transportsystem, das bald in 
Städten wie Paris, Singapur oder Dubai 
zum Mobilitätsalltag gehören wird. Die 
Ursprünge der Firma Volocopter liegen in 
Karlsruhe und dem KIT, wo auch der erste 
Testflug stattfand.
Das Unternehmen ist Pionier einer neuen 
Branche mit heute über 450 Mitbewerbern, 
wobei Volocopter als Markt- und Techno-
logieführer der Konkurrenz voraus ist. Für 
Experten ist es eines der wenigen Unter-
nehmen, dem mit seinem Lufttaxi ein 
kommerzieller Erfolg zugetraut wird. Nie-
mand hat bisher so viele Zulassungshürden 
der Luftfahrtbehörden genommen, sei es 
in Europa oder den USA. Neben seinem 
Luftaxi, VoloCity, hat man noch die Las-
tendrone VoloDrone im Programm, die 
in Kooperation mit einem benachbarten 
Landwirtschaftsmaschinenbauer auch für 
die Landwirtschaft konzipiert wird. 
Der chinesischen Konkurrenz, die bereits 
jetzt ein kommerzielles Lufttaxi betreibt, 

fehlt sogar die Zulassung der chinesi-
schen Luftfahrtbehörde und damit der 
Zugang zum internationalen Markt. So 
gesehen ist der Zulassungsvorsprung, 
den Volocopter hat, noch wichtiger als 
sein Technologievorsprung. Dank sei-
ner Zulassungen ist nur Volocopter mit 
seinem Lufttaxi in Dubai, Singapur und 
Paris am Start. Für die Olympiade 2024 
in Paris hat kein anderes Unternehmen 
die Chance, die strengen Standards der 
EASA zu erfüllen, auch weil die Idee 
eines besonders sicheren Luftfahrzeugs 
am Anfang der Geschichte von Volocop-
ter stand. 

Vor Ort und vom Land stimmt die 
Unterstützung
Moderatorin Katrin Schütz fokussierte 
wiederholt auf die Frage, was das Land 
für Start-ups tun kann. Von Stefan Klo-
cke kam mehrfach Lob für die guten Be-
dingungen, die es in Baden-Württemberg 
für Technologie-Start-ups gibt. Für diese 
ist die erweiterte Rhein-Neckar-Region 
ein echtes Ökosystem aus Universitäten, 
den Clustern der Automobilindustrie, 
SAP und vielen anderen High-Tech-
Schmieden. Da kann auch das eher auf E-
Commerce ausgerichtete deutsche Start-
up-Mekka Berlin nicht mithalten. 

Aus den Kreisen & Bezirken

Viele Interessierte nahmen an der Live-Diskussion mit Staatssekretärin Katrin Schütz teil. 
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Anspruchsvolle Edelstahlrohre und Komponenten – 
aus Achern in alle Welt
Rohre für Abgasanlagen, Trinkwasserinstallation oder Haushaltsgeräte – 
sie alle haben eines gemeinsam: Die fischer group aus Achern produziert 
sie weltweit. Vom gewalzten Blech bis zum komplex geformten Bauteil. 
In höchster Qualität und bester Verarbeitung. Einfach glänzend.
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77855 Achern-Fautenbach
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Vom Raumangebot oder Hilfe der Ver-
waltung, für Volocopter mit seinen 
mehr als 200 Mitarbeitern ist das Länd-
le ein „traumhafter Standort“. Das Lob 
gilt aber auch für Staatskanzlei und 
Wirtschaftsministerium mit Minis-
terin Nicole Hoffmeister-Kraut und 
Staatssekretärin Katrin Schütz. Ob 
Genehmigungsverfahren oder Kon-
takte, hier wird schnell und in enger 
Kooperation gehandelt, woran es auf 
Bundesebene manchmal hapert. Eine 
Einschätzung, die andere Diskussions-
teilnehmer teilen. 

Vom Flughafen in die City und als 
Rettungstaxi in der Luft
Da Volocopter letztlich Geld verdienen 
muss, wird der Haupteinsatz von Luft-
taxis der Zubringerdienst für Ge-
schäftsleute zwischen den Metropolen 
und ihrer außerhalb liegenden Flug-
häfen sein. Mit der Fraport AG existiert 
bereits eine enge Zusammenarbeit. Ob 
Staus oder Berge, ein Lufttaxi kann sie 
überfliegen, und statt 2 h per Bahn oder 
Taxi dauert in London dann der Flug nur 
15 min. Bei einer zukünftigen Reich-
weite von 70 km ist der VoloCity in gut 
90 % aller Metropolen für die Strecke 
vom Flughafen in die City einsetzbar. 
Außerdem ist er viel billiger als ein Hub-
schrauber. Und mit genug Flugtaxis in 
der Luft wird man im Premiumservice 
mit dem Taxi mithalten. 
Für Stadtrat und Notarzt Dr. Thomas 
Müller, dem Ersatzkandidaten von Ka-
trin Schütz, stellt sich die Frage, ob 
das Lufttaxi nicht auch bei Rettungs-
einsätzen Verwendung finden könn-
te. Und in der Tat setzt der ADAC auf 
Volocopter und hat als erster Kunde 
schon zwei Flugtaxis bestellt, mit 
denen die Einsatzmöglichkeiten unter 
Realbedingungen ausgetestet werden, 
so Klocke. Denn der ADAC unterhält 
ein kostspieliges Netz von Rettungs-
hubschraubern, und der Einsatz des 
viel leiseren Flugtaxis wäre gut 80 % 
billiger und würde gerade auf dem 
Land die Rettungszeiten stark ver-
kürzen. Außerdem können beim Vo-
loCity in weniger als 1 min die Batte-
rien ausgewechselt werden, womit er 
wieder maximale Reichweite hätte. 
Für die Zukunft plant man bereits mit 
Brennstoffzellen.

Aufstieg zum Weltkonzern – wo wir 
Nachholbedarf haben
Stefan Klocke hofft, dass Volocopter als 
Wegbereiter einer neuen Mobilitätsform 
zu einer „zweiten SAP“ wird, wenn auch 
kleiner. Dank seines Vorsprungs besteht 
für das Unternehmen die Chance, über-
all Plattformen für Lufttaxis aufzubauen, 
Diese würden dann Konkurrenten und 
Nachahmer gegen Gebühren nutzen, da 
der Raum für Land- und Startplattformen 
in den Metropolen begrenzt sein wird. 
Große Anziehungskraft hat das junge 
Unternehmen. Bisher hat Volocopter 
über 20.000 Bewerbungen auf freie Stel-
len bekommen, Universitätsabsolventen 
wie „alte Hasen“, die dabei helfen, 
„jugendliche Leichtsinnsfehler“ zu ver-
meiden, so Klocke. Mit ihnen wird am 
Heimatstandort eine Fertigung für etwa 
1.000 Lufttaxis pro Jahr aufgebaut.

Bisher hat man bereits über 140 Mil-
lionen von Investoren wie der Auto-
industrie eingeworben. Jetzt steht der 
Schritt zur industriellen Produktion an, 
da das Flugtaxi zum Massenprodukt mit 
einer Produktion von über 10.000 Stück 
werden soll, wobei man eng mit der 
Automobilindustrie zusammenarbeitet, 
was die Produktionskosten stark senken 
soll. Und wie die Autobauer muss Volo-
copter aus Kostengründen wohl mit der 
Massenproduktion ins Ausland, z. B. nach 
Ostasien, gehen.

Für solche Pläne eines Technologie-
Start-ups fehlt in Deutschland das nöti-
ge Wagniskapital, und anders als in Asien 

springt auch der Staat nicht ein. Auch 
deshalb hätte die US-Börse bei einem 
Börsengang die Nasen vorn, da hier ver-
glichen mit Deutschland das Mehrfache 
an Erlösen zu erwarten wären. 

Auf diese Punkte haben Wirtschafts-
politiker wie Katrin Schütz oder die 
MIT Deutschland immer wieder hin-
gewiesen und seit 2016 im CDU-ge-
führten Landeswirtschaftsministerium 
viel angeschoben. 
Der Unternehmer Stefan Klocke sieht 
hier neben dem Staat aber auch den ge-
wachsenen Mittelstand gefordert und 
konstatiert bei der Zusammenarbeit zwi-
schen ihnen und den Start-ups Nachhol-
bedarf. Um eine entsprechende Kultur zu 
schaffen, muss die Politik mithelfen, z. B. 
durch die Förderung von zwei oder drei 
Hotspots im Land, wie einer mit den KIT 
und dem Cyberforum in Karlsruhe schon 
existiert. 
Ob Stefan Klocke, Staatssekretärin Kat-
rin Schütz oder andere Mitdiskutanten, 
jeder glaubt, dass sich hier in puncto 
Unternehmergeist und Ideen Baden-
Württemberg oder Bayern nicht vor den 
„Start-up-Ökosystemen“ im Baltikum, in 
Israel oder Hongkong verstecken brau-
chen. Es mangelt aber am Venture Capi-
tal. Der deutsche Staat und Investoren 
sind gefordert, genug Kapital bereitzu-
stellen, damit künftige Weltmarktführer 
weiter made in Germany sind. 

Inka Sarnow, Johannes Krug,

info@mit-karlsruhe.de, 

www.mit-karlsruhe.de  

Aus den Kreisen & Bezirken

Stefan Klocke, Chairman of the Advisory Board Volocopter GmbH, informierte über Technologie-Start-ups im 
Südwesten
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Aus den Kreisen & Bezirken

MIT Mannheim

Homeoffice –  
Chance oder Risiko

Der Bundesarbeitsminister Hubertus Heil (SPD) setzt sich 
weiter für ein Recht der Arbeitnehmer auf Homeoffice 
ein trotz der Ablehnung eines entsprechenden Gesetzes-
vorhabens durch den Koalitionspartner CDU. Während 
in Zeiten der Pandemie vor allem aus epidemiologischer 
Sicht Homeoffice als Notwendigkeit zur Überwindung 
des Coronavirus sinnvoll erscheint, ist eine Debatte über 
einen Rechtsanspruch auch in „normalen“ Zeiten dringend 
geboten.

Für den Mannheimer MIT-Kreisvorsitzenden und Stadt-
rat Alexander Fleck ist klar: „Eine gesetzliche Pflicht wäre 
ein tiefgreifender Eingriff in die Vertragsfreiheit und das 
Selbstbestimmungsrecht von Arbeitgebern.“

Sicher, Homeoffice hat Vor- und Nachteile, die es aus unter-
nehmerischer Sicht abzuwägen gilt. Für Arbeitnehmer wird 
sicherlich die Zeitersparnis ein Argument sein, die durch 
den dann fehlendenden Berufsverkehr eintritt. Gerade in 
Großstädten ist der Verkehr zur Rushhour nervig. Hier-
von verschont zu bleiben, wirkt ebenso stressreduzierend 
wie die ruhige Atmosphäre der eigenen vier Wände. Kein 
Lärm im Großraumbüro, kein Hetzen von Termin zu Termin. 
Gerade im Homeoffice ist die Zeiteinteilung aber auch fle-
xibler gestaltbar. Auch kann sich das Homeoffice auf die 
Work-Life-Balance auswirken, also auf das ausgewogene 
Verhältnis zwischen beruflichen Anforderungen und priva-
ten Bedürfnissen. Und letztlich reduziert Homeoffice für 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber die Kostenlast, zu denken 
sind an Fahrt-, Kleider- und Reinigungskosten. 

Doch auch die Gegenposition kann mit stichhaltigen Argu-
menten aufwarten. Gerade Arbeitgeber befürchten eine zu 
starke Ablenkung im Homeoffice, Vermischung von Beruf 
und Privatem sowie fehlende Motivation, wenn die Chance 
der Ablenkung und fehlender Leistungsdruck in den hei-
mischen Wänden um sich fasst. Ein ebenso nicht zu unter-
schätzendes Argument dürfte das Fehlen sozialer Kontakte 
sein. Getreu dem Motto „Gemeinsam stark“ dürften feh-
lende Abstimmung in der Firma und fehlende soziale Kon-
takte nicht gerade förderlich und produktiv sein.

Daher kommt Alexander Fleck zu folgendem Ergebnis: „Ob 
Homeoffice ein permanentes Instrument in einer Firma 
wird oder nicht, sollten Arbeitgeber und Arbeitnehmer ge-
meinsam vereinbaren. Der Staat sollte nur in die Vertrags-
freiheit und das Selbstbestimmungsrecht eingreifen, wenn 
es aus Arbeitnehmerschutzgründen dringend geboten ist. 

Und dies ist beim Thema Homeoffice sicherlich nicht der 
Fall. Eine gesetzliche Regelung ist daher abzulehnen.“

Alexander Fleck, 

alexander-fleck@t-online.de,

www.mit-mannheim.de  

MIT-Kreisvorsitzender und Landesvorstandsmitglied Alexander Fleck im 
Homeoffice

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

LIEFERUMFANG 

✓ Automatischer Dispenser  
✓ Inkl. Design - Standfuß 
✓ Inkl. 4 x 1,5 V C Batterien 
✓ Inkl. Abtropfschale 

GL GmbH Nürtinger Str. 23-25 D-72636 Frickenhausen 
Phone: +49 (0)7022 / 94322-44 |  info@gl-gmbh.de 
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DESINFEKTIONS TOWER 

• Berührungslose Handhabung 
• Optimale Dosierung dank Sprühnebel 
• Maximale Hygiene  
• Einfaches Befüllen mit jedem verfügbaren 

Desinfektionsmittel 
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MIT Herrenberg        

Knapp am Blackout vorbeigeschrammt

Die Vorsitzende der Mittelstands und Wirtschaftsunion 
(MIT) Herrenberg Heidi Maisch sorgt sich um die Sicherheit 
der Stromversorgung in Baden-Württemberg. 

Am 08.01.21 löste eine Störung im Europäischen Stromnetz 
durch Frankreich eine Versorgungsnotlage aus. Ausschlag-
gebend war eine polare Kältewelle mit tiefen Temperaturen, 
die früher als vorausgesagt eintrat. Schon am 07.01. musste 
Frankreich wesentliche Teile der stromintensiven Industrie 
vom Netz nehmen. Die französische Bevölkerung wurde auf-
gerufen, elektrische Geräte und Heizungen abzuschalten 
und Waschmaschinengänge zu verschieben. Es hat über eine 
Stunde gedauert, die Frequenz wieder zu stabilisieren. Süd-
deutschland und Österreich konnten durch das stabile Netz 
Tschechiens gehalten werden. Die Kraftwerke Temelin und 
Dukovany laufen derzeit im Vollbetrieb. 

In Vorbereitung auf den Februar mit tieferen Temperaturen 
hat Polen zwischenzeitlich Deutschland aufgefordert, die 
Kernkraftwerke unmittelbar wieder in Betrieb zu nehmen, 
da andernfalls die Stromversorgung in Europa massiv ge-
fährdet würde. Wir erinnern uns: Am 04.11.2006 mussten 
zehn Millionen Haushalte in Europa vom Stromnetz getrennt 
werden. 

Es kracht immer häufiger im Gebälk der europäischen 
Stromversorgung. Bereits am 10.01.2019 musste der franz. 
Netzbetreiber RTW Stromverbraucher mit 1,5 Gigawatt teils 
ohne Vorwarnung „abwerfen“, d. h. vom Netz trennen. 

Die Zunahme der unzureichenden Stromerzeugungen aus 
Sonne und Wind (Flatterstrom), insbesondere bei europäi-
sche Hochdruckwetterlagen mit Windstille und bedecktem 
Himmel, machen den Netzbetreibern die zeitgerechte 
Energiebereitstellung schwierig. Großen energieintensiven 
Branchen (Aluminiumhütten, Walzwerke, Gießereien) droht 
dann die Abschaltung. Die zunehmende Instabilität im 
europäischen Verbundsystem durch kurzfristige Frequenz-
schwankungen können Produktionsanlagen, Grafikkarten 
oder Netzteile schädigen. 

Die EnBW baut derzeit in Marbach a. N. unter dem nichts-
sagenden Arbeitstitel „Netztechnische Betriebsmittel“ 
eine 300 MW große Gasturbine auf (treffender wäre die Be-
zeichnung Flatterstromergänzungskraftwerk). Diese wird je-
doch nicht mit Gas, sondern mit leichtem Heizöl betrieben, 
obwohl in Kattowitz im Dezember 2018 die Abkehr von fos-
silen Brennstoffen beschlossen wurde. Ob diese Turbinen in 
Zukunft bei Stromknappheit schnell genug anspringen und 
den Blackout verhindern, wird sich zeigen. 

Die MIT Herrenberg wird beim Netzbetreiber TransnetBW  
anfragen, wie das aktuelle Konzept unseres heimischen 
Stromversorgers bei drohender Blackoutgefahr aussieht. 
Unter dem Stichwort „rotierender Lastabwurf“ werden 
Stadtteile reihum für ca. zwei Stunden vom Netz getrennt, 
um einen Blackout für das ganze Netzgebiet abzuwenden. 
Man sollte den Bürger über diese mögliche Stromab-
schaltung durch den Netzbetreiber nicht länger im Unklaren 
lassen. 

Heidi Maisch,

h.maisch@hotmail.de  

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Herrenberg

Die Auswirkungen des neuen Windatlasses 
BW 2019 und des grünen Umweltministeriums 
auf Herrenberg und Umgebung

Vielen in Herrenberg ist der neue Wind-
atlas BW 2019 nicht bekannt und wäre 
auch weiterhin nicht wichtig, wenn die 
Auswirkungen daraus nicht drama-
tisch für jeden von uns persönlich sein 
könnten. 
Die neuen politischen Vorgaben des grü-
nen Umweltministeriums möchten die 
regenerative Energie aus Windenergie 
erzeugen lassen. Andere Energie-
erzeugungsformen stehen hintenan, und 
es sollen in ganz Baden-Württemberg 
20.000 Windenergieanlagen neu gebaut 
werden. Davon sollen allein 2.000 im 

Staatswald stehen. Zurzeit im Vergleich 
sind es in ganz Deutschland ca. 30.000. 
Aufbauend auf den Windatlas BW 2019 
gibt es nun einen Potenzialatlas, der 
für jede Gemarkung aufzeigt, wie viele 
Windenergieanlagen und wo diese ent-
stehen können (Nabenhöhe ca. 170 
Meter, Rotorspitzenhöhe 250 Meter). 
Auf die Gemarkung Herrenberg (mit Teil-
gemeinden) entfallen 27 Windräder, die 
714 ha Fläche beanspruchen. 
Ein planerisches Vorgehen, das eigent-
lich recht vernünftig erscheint, wären da 
nicht erhebliche Mängel, die von den Ver-

waltungsgerichten als rechtswidrig er-
kannt wurden. Bei den Genehmigungen 
von Windrädern im Wald sind 305 von 
725 bisher erbauten Windrädern zwar 
genehmigt worden, aber wegen falscher 
Waldumwandlung eben widerrechtlich 
erteilt worden (Urteil VGH Mannheim 
17.12.29, Az 10 S 823/19). Dabei wäre es 
so einfach gewesen zu schauen, wie es 
die anderen Bundesländer machen. Thü-
ringen hat vor Kurzem darüber hinaus 
entschieden, keine Windkraft mehr im 
Wald zuzulassen. In Baden-Württemberg 
drehen sich 85 Windräder im Staatswald. 

Aus den Kreisen & Bezirken

SCHATZ-Gruppe

Am Ziegelgraben 26 | 73614 Schorndorf

07181 401-0 | info@schatz-gruppe.de
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Dass auch die Regionalplanung rechts-
fehlerhaft und daher unwirksam ist, 
hat der VGH Mannheim mit Urteil vom 
20.11.20 (AZ 5S 1107/18, 5S 1707/18, 
5S 1710/18) in einem Normenkontroll-
verfahren betreffend den Regionalplan 
Mittlerer Oberrhein festgestellt. Die 
Komplexität der Planung auf regiona-
ler und kommunaler Planungsebene 
bei gleichzeitiger Berücksichtigung 
von Artenschutz, Denkmalschutz und 
aller weiteren relevanten Kriterien 
scheint die Planungsträger mehr und 
mehr zu überfordern. Selbst Minis-
ter Franz Untersteller hat anlässlich 
des Windbranchentages 2020 erklärt, 
dass er das EEG nicht mehr verstehe. 
Im Artenschutz setzt er nicht auf 

europäisches Artenschutzrecht mit 
seinem Individualschutz, sondern auf 
Populationsschutz und läuft somit 
Gefahr, auch in Zukunft von den Ge-
richten gestoppt zu werden. 
Bei den Windrädern in Baden-Württem-
berg ist auch die Wirtschaftlichkeit ein 
großes Problem. Alles in allem scheint 
Baden-Württemberg kein Windenergie-
land zu sein, im Gegensatz zu den fla-
cheren Ländern im Norden Deutschlands 
oder gar den Offshore-Anlagen auf See. 
Nach dem Windenergieatlas wurde nun 
ein Potenzialatlas von der Landesanstalt 
für Umwelt Baden-Württemberg (LUBW) 
im Auftrag des Umweltministeriums er-
arbeitet, in denen geeignete Flächen 
ausgewiesen wurden. Allerdings gibt es 

keine umfassenderen und präziseren Vor-
planungen auf die verwiesen wurden. 
In Rheinland-Pfalz dagegen wurde das 
Landschaftsprogramm als Grundlage 
des Landesentwicklungsprogramms 
schon in der vierten Fortschreibung 
beschlossen. Dies wird hierzulande 
schmerzlich vermisst. 
Es ist unbestritten, dass es sich beim 
Einsatz der Windenergie um die größ-
ten Landschaftsveränderungen der Ge-
schichte handelt. Ist ein Klimaschutz-
effekt nachweisbar, der ein solches 
Opfer rechtfertigt? Inzwischen haben 
Verfassungsrechtler wie Prof. Dietrich 
Murswiek und Prof. W. Mathys darauf 
hingewiesen, dass das praktizierte Ver-
fahren zum Windkraftausbau gegen Art. 
20a GG verstößt und sich die Politik be-
denkenlos über geltendes Recht hinweg-
setzt (www.gegenwind-greven.de).
Dass die Umwandlung der Landschaft 
in Einklang mit den bestehenden Geset-
zen geschieht, bei der anhand profes-
sioneller Planung alle wichtigen Aspek-
te abgewogen sind, sollte elementarer 
Grundsatz in einem Rechtsstaat sein. 
Hier im Landkreis Böblingen und speziell 
in Herrenberg sollten alle Einwohner ein 
Auge darauf haben, wie diese Planungen 
ablaufen, denn sonst ist es bald vorbei 
mit einem lebenswerten Gäu.

Hansjörg Jung,

hansjoerg@jungmail.de  

Aus den Kreisen & Bezirken
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Friedrich Merz  
im MIT-Präsidium

Friedrich Merz bleibt auch nach dem CDU-Parteitag ein unver-
zichtbarer Teil der Unionsfamilie. Er steht für ein klares ordnungs-
politisches Profil, das die CDU von anderen Parteien unterscheid-
barer macht. Die MIT hat den früheren Vorsitzenden der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion daher in ihr Präsidium berufen. Zuvor war 
Merz bereits Gastmitglied im MIT-Bundesvorstand. Der 65-Jährige 
erhielt auf dem Parteitag am 16. Januar 47 % der Stimmen.

MIT lehnt Aussetzung der Schuldenbremse ab 

Linnemann: „Grundgesetzänderung  
wäre Paradigmenwechsel“ 

Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion (MIT) lehnt den Vorstoß des 
Bundeskanzleramtes zur Aussetzung der Schuldenbremse ab. „Die 
Schuldenbremse war eine der wegweisendsten und nachhaltigsten 
Entscheidungen der Politik, um die Ausgabenwut des Staates zu be-
grenzen“, sagt MIT-Bundesvorsitzender Carsten Linnemann. „Diese 
Schuldenbremse jetzt wieder aus dem Grundgesetz zu streichen, 
wäre ein Paradigmenwechsel.“ Der Staat müsse in der Lage sein, die 
Neuverschuldung wieder zurückzufahren. 
Die MIT verweist darauf, dass im Grundgesetz bereits eine ein-
deutige Regelung getroffen wurde: Für außergewöhnliche Not-
situationen wie einen pandemiebedingten Konjunkturabschwung 
sind die Kreditgrenzen kurzfristig ausgesetzt – andernfalls müssen 
sie gelten. „Corona mutet den Bürgern viele Einschnitte zu. Dann 
muss auch der Staat in der Lage sein, den Gürtel enger zu schnal-
len“, sagt Linnemann. Es gehöre zudem zur Wahrheit, dass der Staat 
schon vor Corona zu viel Geld ausgegeben habe. 
Die MIT fordert eine grundlegende Aufgaben- und Ausgabenkritik 
des Staates ein. „Alle konsumtiven Ausgaben und Subventionen, 
die nicht unbedingt nötig sind, gehören auf den Prüfstand“, fordert 
Linnemann. „Wir brauchen ein Moratorium für zusätzliche Aus-
gaben.“ Darüber hinaus sei ein grundsätzlicher Einstellungs- und 
Verbeamtungsstopp in allen Ministerien von Bund und Ländern ge-
boten. Linnemann: „Nur so können wir uns die Freiräume für drin-
gend notwendige Zukunftsinvestitionen verschaffen.“ 
Der MIT-Chef: „Regelbildung und solide Finanzpolitik sind be-
deutende Pfeiler bisheriger Unionsprogrammatik. Die dürfen wir 
nicht aufgeben.“

Hubertus Struck,

info@mit-bund.de,

www.mit-bund.de  

Friedrich Merz auf dem 14. Bundesmittelstandstag in Kassel
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MIT-Landesvorstandssitzung mit Wirtschafts-
ministerin Dr. Hoffmeister-Kraut MdL

Am 10.02.2021 tagte der Landesvorstand 
der MIT Baden-Württemberg gemeinsam 
mit Wirtschaftsministerin Dr. Hoffmeis-
ter-Kraut MdL in einer Videokonferenz.

In der einstündigen Diskussion mit der 
Wirtschaftsministerin dominierte das 
Thema „Corona“ klar. Unserem Mittel-
stand geht es schlechter als häufig in der 
Presse dargestellt wird. Hierbei sprachen 
zwei Vertreter aus der Gastronomie und 
aus der Friseurbranche Klartext. Ver-
stärkt wurde dies durch Mitglieder aus 
dem Landesvorstand, die ihre Situatio-
nen verdeutlichten. 

Ein Friseurmeister aus Heilbronn be-
richtete aus der Praxis u. a., dass das Kurz-
arbeitergeld bei einem Friseur max. ein 
Drittel seines Monatsgehalts ausmacht, da 
Trinkgeld und Umsatzbeteiligungen weg-
fallen. Dies sei ein erheblicher Anteil, auf 
den schlecht verzichtet werden könne. 

Aus dem Landesvorstand wurde an-
gemerkt, dass z. B. Gastronomie, Kos-
metik- und Fitnessstudios schon länger 
geschlossen sind und noch länger ge-
schlossen sein werden. Die Chancen, 
dass diese Branchen überleben, schwin-
den von Tag zu Tag. Auch Firmen, welche 
überwiegend mit Vereinen zusammen-
arbeiten, erhalten seit einem Jahr keine 
Aufträge mehr.

Kritisiert wurden außerdem die kompli-
zierte Beantragung und die schleppende 
Auszahlung der Hilfen. Es kam die Frage 
auf, warum bei der Beantragung der 
Hilfen nicht einfach die Umsatzsteuer-
voranmeldung des Vorjahresmonats 
herangezogen würde, da diese Zahlen 
dem Finanzamt schließlich vorliegen. 
Frau Dr. Hoffmeister-Kraut erklärte auf 
diese Frage, dass die CDU genau dieses 

Vorgehen vorgeschlagen habe, das SPD-
geführte Bundesfinanzministerium dies 
aber abgelehnt hat. Als Begründung 
wurde angegeben, die Finanzämter könn-
ten dies nicht leisten.

Der Gastronom regte noch an, auch bei 
den Getränken den verminderten Um-
satzsteuersatz von 7 % anzuwenden, da 
es viele Gastronomiebetriebe gibt, die 
keine Speisen verkaufen.

Frau Dr. Hoffmeister–Kraut bedankte 
sich für all die Ausführungen und ver-
sprach, sich weiter dafür einzusetzen, 
dass die Hilfen schneller bei den Unter-
nehmen ankommen und dass eine Strate-
gie zur Wiedereröffnung aller Branchen 
erarbeitet werde. Der Landesvorsitzende 
bedankte sich ebenfalls für die Teilnahme 
an der Diskussion und die Zusammen-
arbeit für den Mittelstand.

MIT Baden-Württemberg,

wifo@mit-lvbw.de  

MIT Land
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Macht endlich Schluss  
mit den politischen  
Zwangsbeglückungen

Seit geraumer Zeit mehren sich die Stim-
men, die das Ende der Errungenschaften 
der Aufklärung kommen sehen. Obwohl 
man angesichts der vielen anstehenden 
Wahlen den Bürger scheinbar als mündig 
und des Denkens mächtig würdigt, zeigt 
sich in der Realität zunehmend ein ande-
res Bild.

Bereits im Grundgesetz haben die Müt-
ter und Väter verankert, dass Männer 
und Frauen gleichberechtigt sind (Art. 
3 GG). In all den Jahren scheint es aber 
nicht gelungen zu sein, dies auch erleb-
bar zu machen. Der hehre Anspruch 
schaffte nicht überall den Sprung aus der 
Theorie in die Praxis. Bei der Besetzung 
von Stellen, Positionen, Ämtern oder 
gar der Höhe der Bezahlung sind noch 
viele Defizite vorhanden. Ob man diese 
Versäumnisse dadurch aufholen kann, 
wenn man nun zu einer gegenderten 
Sprache und Schreibung mit Gender-
sternchen greift, darf bezweifelt werden. 
Worte können Gedanken beeinflussen 
oder ändern, aber die Flucht in eine eli-

täre, von der Gesellschaft abgehobene 
Sprache, riskiert bewusst, einen (gro-
ßen) Teil der Bevölkerung auszugrenzen 
und den allgemeinen Konsens (und hier-
mit den gemeinsamen Austausch) im 
Sinne der Demokratie zu beschädigen. 
Gendersternchen schaffen keine Gleich-
berechtigung, wo sie den Pfad des gesun-
den Menschenverstandes verlassen und 
zu einem inhaltslosen Mantra weniger im 
vermeintlichen Namen aller werden. 

Wir sind in unseren Entscheidungen, so-
fern sie die persönliche Freiheit des an-
deren nicht beschädigen, frei. So sollte 
man es meinen. Auch die Berufswahl ist 
eine individuelle Entscheidung, bei der 
Beratung ihre Berechtigung hat, aber 
Bevormundung fehl am Platze ist. Es ist 
anmaßend, wenn objektiv greifbare Prä-
ferenzen „gedreht“ werden sollen. Falls 
Jungs Mechatroniker werden wollen, ist 
das genauso in Ordnung, wie wenn Mäd-
chen ihre Zukunft als Friseurin sehen. 
Und umgekehrt ist es genauso richtig. 
Woraus leiten wenige Personen für sich 

das Recht ab, sich bei dieser Entscheidung 
einmischen zu müssen? So wenig wie sich 
Akademiker ins Handwerk zwingen las-
sen, so wenig sollten Menschen Berufe 
ergreifen, die sie nicht begeistern. Man 
kann informieren, aber jedem sollte das 
Recht zuerkannt werden, seines eigenen 
Glückes Schmied zu sein. Oder haben 
wir uns bereits von der Vertragsfrei-
heit mündiger Menschen untereinander 
verabschiedet? 

Die Entscheidungskompetenz, in wel-
cher Form wir uns fortbewegen wollen, 
scheint uns auch unterschwellig ab-
gesprochen worden zu sein. Die politi-

Ruth Baumann, MIT-Landesvorstandsmitglied und 
Bezirksvorsitzende MIT Südbaden

MIT Land

Gebrüder Rückert GmbH & Co. KG ▪ 78559 Gosheim
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sche Zwangsbeglückung findet hierbei 
ihren Niederschlag, indem mit Sub-
ventionen oder Kaufanreizen ÖPNV 
oder E-Mobilität gepusht und fast auf-
drängt werden, während die Regeln des 
Marktes außer Kraft gesetzt sind bzw. 
umgangen werden. Waren es vor we-
nigen Jahren noch der Stromverbrauch 
der Staubsauger, die für uns geregelt 
werden mussten, setzt man aktuell auf 
eine Mobilität mit scheinbar endlosen 
Ressourcen aus der Steckdose. Die 
damit einhergehende Enteignung der 
Fahrzeugbesitzer wird ausgeblendet.

Ähnliches erleben aktuell die Besitzer 
von Einfamilienhäusern. Was als Ort 
der Familie, als eventuelle Altersab-
sicherung begann, wird aktuell zum 
Gegenstand eines neuen Vorhabens. 
Es sei nicht mehr zeitgemäß oder gar 
nötig, derartiges Wohnungseigentum 
zuzulassen. Nach den Größenvorgaben 
für den Zwinger eines Hundes muss 
man nun auch den Familien vorgeben, 
welche Wohnfläche man für geeignet 
hält. Die Erfahrungen aus den Zeiten 
mit den Plattenbauten (mit vor Glück 
strahlenden Mietern) und einer an-
scheinend angestrebten gesellschaft-
lichen Normierung muss man nun den 
Wohnraum erneut, zum Wohle aller, re-
gulieren. Man scheint zu glauben, dass 
neuer Wohnraum dadurch entsteht und 
finanzierbar wird, wenn der Staat An-
gebot und die Art der Nachfrage selbst-
herrlich bestimmt und festlegt.

Soziale Marktwirtschaft und soziale 
Verantwortung zeigen sich in Freiheit, 
Vertragskompetenz, Selbstbestimmung 

und auch in der gelebten Eigenver-
antwortung. Es braucht keinen Minister, 
der mich ins Homeoffice zwingen will, 
wo ich lieber im Betrieb arbeite und mein 
Familienleben nicht hinter dem Com-
puter im Wohnzimmer stattfinden soll. 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer gestalten 
auch in Corona-Zeiten die Abläufe so, 
dass sie nicht nur Sinn machen, sondern 
auch umsetzbar sind. Warum spricht man 
den Vertragspartnern (Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer) ab, individuell diese Ent-
scheidung zu treffen? Die Gestaltungs-
freiheit wird aberkannt, und an anderer 
Stelle treten erneut Zwangsbeglückung 
oder Bevormundung, da der Bürger stets 
ein zu betreuendes Wesen ist und überall 
„gerettet“ werden muss. 

Dieser Samaritergedanke mancher 
Mandatsträger schlägt auch in unter-
schiedlichen Formen in den mittel-
ständischen Betrieben auf. Elternzeit, 
Pflegezeit, Bildungsurlaub, Mitarbeiter-
beteiligung, Stellenausschreibungen 
nach Genderregeln etc. - all dieses An-
sinnen mit der Brille des Missionars 
muss aus der Ferne kommentiert und 
geregelt werden. Wer Mitarbeiter-
beteiligung als Dauerlösung für sozia-
len Frieden sieht, weiß sicherlich auch, 
dass Unternehmer keinen Anspruch auf 
Kurzarbeiter- oder Arbeitslosengeld 
haben, Auswirkungen in der Sozialver-
sicherung (Lohnfortzahlung, Berufs-
genossenschaft) zu prüfen wären und 
sich auch eventuelle Haftungsfragen 
stellen. Die Tatsache, dass nicht jeder 
Arbeitnehmer zum Unternehmer wer-
den will, wird nicht beachtet. Man ist 
so in die eigene Betrachtungsweise 

verliebt, dass man eine Absage an die 
Liebeserklärung nicht einmal in Be-
tracht zieht. Die Klärung der Frage, 
ob sich die Beteiligung nur auf die 
Gewinnverteilung oder auch im Ver-
lustfall auswirken soll, spart man sich 
für nach der Hochzeitsnacht auf. Auch 
die Auswirkungen auf Investitions- und 
Finanzierungsbedarf (Bonität des Be-
triebes) mag man in guten Zeiten ver-
nachlässigen können - was, wenn aber 
schlechtere kommen? Dann ist wohl zu 
befürchten, dass Vater Staat selbst Mit-
unternehmer werden will. Die Renais-
sance der volkseigenen Betriebe und 
deren wirtschaftliche Erfolge sollen es 
dann richten.

Aktuell fordern verschiedene „Zwangs-
beglücker“ aufgrund der Tatsache, dass 
dieses Jahr viele Feiertage auf Wochen-
enden fallen, zusätzliche Urlaubstage als 
Kompensation. Ist damit dann in Schluss-
folgerung angedacht, dass Betriebe für 
Feiertage, die auf Arbeitstage fallen, den 
Urlaubsanspruch kürzen müssen? Wie 
soll es künftig dann mit kirchlichen Feier-
tagen für Konfessionslose gehalten wer-
den? Oder limitiert man die Fürsorge nur 
auf einen der beiden Tarifpartner?

Nachfrage und Angebot, Vertrauen in die 
Währung (Bargeld als Ausdruck geprägter 
Freiheit) und ein Miteinander der Sozial-
partner gestalten Wirtschaft. Je mehr 
„Zwangsbeglücker“ regulierend in dieses 
sensible Verhältnis eingreifen, desto grö-
ßer ist die Gefahr, dass die Balance ver-
loren geht und erneut gegengesteuert 
werden muss. Die Politik hat die Auf-
gabe, verbindliche Rahmenbedingungen 
zu setzen und auf deren Einhaltung zu 
achten. Freiheit, Vertragskompetenz, 
Selbstbestimmung und Eigenver-
antwortung sind nicht nur für die Gesell-
schaft, sondern auch für jeden einzelnen 
die Luft zum Atmen, die Energie zum 
Handeln. In jeder „Zwangsbeglückung“ 
versteckt sich die Einschränkung persön-
licher Freiheit und damit somit die schlei-
chende Entmündigung des Bürgers. Wer 
den Weg der Errungenschaften der Auf-
klärung verlässt, schwächt dadurch auch 
die Demokratie. 

Ruth Baumann,

r.baumann@baumann-co.de  

MIT Land
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SAUBER

geht‘s

besser!

Bau-Reinigung

Teppichboden-
Reinigung

Glas-Reinigung

Winterdienste /
Parkflächenreinigung

Unterhalts-Reinigung

Reinigung Photovoltaik- 
und Solaranlagen

Kehrwochen-
Reinigung

Jalousien-ReinigungFassaden-Reinigung

Schwimmbad- 
Reinigung

Meisterbetrieb seit 1947



27

Den „Machern“ ausgeliefert!

Die Corona-Krise hat die 
Schwachstellen unseres 
politischen Personals offen-
gelegt!

Zu Beginn der Pandemie waren die gene-
rellen Verbote vermutlich alternativlos. In-
zwischen ist aber ein Jahr vergangen. Das 
politische Personal geriert sich als Macher. 
Aber wie sehen die Leistungen dieser „Ma-
cher“ aus?

Anstatt zielgerichtete Maßnahmen wie 
frühzeitige Schnelltests, systematische 
Se  quen zierung des Virus, Einsatz der in 
Deutschland entwickelten, im Ausland 
erprobten leistungsfähigen Software 
(SORMAS) und zuverlässiger Datenaus-
tausch bei den Gesundheitsämtern und 
Vertragsverhandlungen auf der Grundlage 
einer Beschaffungsstrategie für Impfstoff, 
die sich an dem absoluten Ausnahme-
zustand in unserem Land orientiert, er-
leben wir die Flucht in die bürokratische 
Planwirtschaft und das Polizeirecht. 

Staatliche Zwangslizenzen und Aufhebung 
des Patentschutzes, Not-Impfstoffwirt-
schaft, auf europäisch „Transparenz- und 
Genehmigungsmechanismus für die Aus-
fuhr von Covid-19-Impfstoffen“ und die 
Abschaffung der Schuldenbremse im 
Grundgesetz, staatlich gelenkte „Tarif-
autonomie“ (AWO/Verdi-Pflegetarifver-
trag), Anspruch auf Homeoffice etc., das 
sind die untauglichen Rezepte der unter-
gegangenen DDR. Auch in der „weiß-blau-
en Mutante“ bleiben sie erfolglos. 

Die Gefahr ist riesengroß, dass die Er-
fahrung mit pandemiebedingten Grund-
rechtsbeschränkungen und der Wirt-
schaftslenkung von ordnungspolitisch 
unzuverlässigen politischen Akteuren 
künftig für andere politische Ziele ein-
gesetzt werden. Denken sie nur an die 
Klimaaktivisten. Nach dem Motto, „wer 
nicht hören will, muss fühlen“. Erste Stim-

men reden schon davon, dass es gegen 
CO2 keine Impfung gibt. 

Die Rettung aus dieser Krise und die Er-
lösung vom Virus ist der Impfstoff! Er ist das 
Ergebnis kreativ, anpassungsfähig, eigen-
verantwortlich handelnder Unternehmen 
und deren Mitarbeiter. Und siehe da, der 
Wettbewerb hat gleich mehrere unter-
schiedliche Impfstoffe hervorgebracht. 
Bedarf es noch eines weiteren Beweises 
dafür, dass mittelständische, unabhängige 
Betriebe wirklich alternativlos sind? Nein, 
es ist unübersehbar: Wettbewerb und die 
Aussicht auf Erfolg entfesseln Innovations-
kraft und erzeugen Fortschritt. Natürlich 
sind auch zu Recht öffentliche Gelder in 
die Forschung und Entwicklung dieser Be-
triebe geflossen. Aber Geld allein macht 
eben keinen Impfstoff. 

Nun haben wir Impfstoffe, und unsere 
„Macher“ hatten die Aufgabe, so schnell 
wie möglich und so viel wie möglich Impf-
stoff für die deutsche Bevölkerung zu kau-
fen. Mit dieser Aufgabe waren sie über-
fordert. Das ist nicht zu entschuldigen.

Keine Impfpflicht! Keine Privilegien für Ge-
impfte! Kein Impf-Nationalismus! Das sind 
die Wahlkampfslogans unseres politischen 
Personals.
Deshalb müssen die Bürger die freiheits-
beschränkenden Anordnungen nahezu un-
differenziert weiterhin ertragen. 

Die Belastbarkeit der Bürger, der Kin-
der und der Wirtschaft wird über-
strapaziert. Die Kollateralschäden werden 
ausgeblendet.

Der Bevormundungsstaat ist mit Freiheit 
und Demokratie nicht zu vereinbaren. Sind 
Sie wachsam gegenüber der schleichenden 
Gewöhnung an den Ausnahmezustand! 
Die Lösung heißt: impfen, impfen, impfen 
und öffnen, öffnen, öffnen!

Dr. Albrecht Geier,

wifo@mit-lvbw.de  

Dr. Albrecht Geier, MIT-Bundes- und Landes- 
vorstandsmitglied

MIT Land

Kolumbusstr. 13 · 71063 Sindelfi ngen
Telefon: 07031 81 70 8 - 0

info@derichsweiler.com
www.derichsweiler.com
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„Wer nichts im Beutel hat, 
muss mit der Haut bezahlen“

Die Coronapandemie verlangt allen 
das Äußerste ab. Politiker ringen um 
die richtige Strategie, Wissenschaftler 
werfen unterschiedlichste Meinungen 
darüber in die Waagschale. Die Be-
völkerung sorgt sich um ihre Arbeits-
plätze und die allgemeine wirtschaft-
liche Lage. Die Bürger, vor allem auch 
viele Frauen, reiben sich zunehmend 
zwischen Homeoffice und Home-
schooling auf und fragen sich, wie es 
sich anfühlte, Essen zu gehen, in einem 
Kaufhaus zu verweilen oder einfach 
mit mehreren Freunden gemütlich bei-
sammen zu sein.

Die Kosten
Vor allem verlangt die Coronapande-
mie eins: viel Geld. 1,3 Billionen Euro 
gibt das Finanzministerium auf eine 
Anfrage von Linksfraktionschef Diet-
mar Bartsch für Staatshilfen und ande-
res Ausgaben zur Bewältigung der Co-
rona-Krise im Jahr 2020 für Bund und 
Länder an. Darin seien allerdings 826,5 
Milliarden Euro Garantien enthalten, 
die von Bund und Länder gewährleistet 
werden müssen. Unklar sei, inwieweit 
sie wirklich abgerufen werden. Garan-
tien hin oder her - bei so vielen Nullen 
wird es leicht schwindelerregend und 
für den normalen Mensch nicht mehr 
nachvollziehbar. Etwas salopp: eine 
Null mehr oder weniger macht schon 

fast gar nichts mehr aus. Es fehlt jeg-
liches Gefühl, um solch eine Summe 
beziffern zu können. Weitere Kosten 
für das Jahr 2021 sind zu veranschlagen 
(aktuelle Zahl: 184 Milliarden). Je nach 
dem, wie sich Impf- und Teststrategie 
weiterentwickelt - oder eben nicht -, 
dürfte die Zahl nach oben wandern. 

Der Schuldner
Billionen, Milliarden-Kredite müssen 
zurückbezahlt werden. Doch wer ist in 
diesem Fall der Schuldner? „Wer nichts 
im Beutel hat, muss mit der Haut be-
zahlen“, so sagt ein altes deutsches 
Sprichwort. Der deutsche Beutel ist 
leer - denn woher das Geld nehmen? 
Bleibt also nur die Haut - und wer ist 
das? Man wird den Gedanken nicht los, 
dass es der Mittelstand, respektive die 
Mittelschicht, sein könnte.
 
Der Mittelstand und die 
Mittelschicht 
Das Rückgrat der deutschen Wirtschaft 
ist der Mittelstand auf jeden Fall schon 
einmal: Kleine und mittelständische 
Unternehmen erwirtschaften mehr als 
jeden zweiten Euro und stellen deut-
lich über die Hälfte aller Arbeitsplätze 
in Deutschland. Mittelständler tragen 
deutlich zur Wirtschaftskraft bei. So wer-
den rund 35 % des gesamten Umsatzes 
der Unternehmen in Deutschland von 

KMU erwirtschaftet. Die Mittelschicht 
generiert seit Jahren das Gros der Steuer-
einnahmen über die Einkommenssteuer 
und ist der große Verlierer der Steuer-
politik. Die Einkommensgrenze, die den 
Spitzensteuersatz auslöst, ist in die 
Einkommensklasse der höheren Mittel-
schicht gerutscht. Zum Vergleich musste 
1960 ein Steuerzahler das 18-fache des 
Durchschnittseinkommens verdienen, 
um in diesen Spitzensteuersatz von 
damals 53 % zu rutschen, reicht heute 
bereits das 1,8-fache. Der Grenzsteuer-
wert entspräche heute einem Wert von 
222.000 Euro (unter Berücksichtigung 
der Inflation). Heute greift der Spitzen-
steuersatz ab einem zu versteuernden 
Einkommen von 52.882 Euro. Auf der 
anderen Seite wurden Steuervorteile zu-
nehmend abgebaut.

Mittelstand und Mittelschicht in der 
Corona-Krise
In der Krise hat es vor allem den Mittel-
stand und die Mittelschicht gebeutelt. 
Gasthäuser und der Einzelhandel muss-
ten schließen. Die Reise- und Hotel-
branche ist zusammengebrochen, 
Veranstalter von Events, Messen und 
Konferenzen haben keine Aufträge 
mehr, viele Soloselbstständige haben 
oft keinen Anspruch auf viele Sofort-
hilfe-Angebote, da diese nur beantragt 
werden können, um Betriebskosten 
bezahlen zu können, die diese nicht 
haben. 85 % der Reisebüros und –ver-
anstalter sehen sich in ihrer Existenz 

Dr. Madline Gund, MBA, MIT-Landesvorstands-
mitglied, Zahnärztin und Fachzahnärztin für 
Oralchirurgie

MIT Land

Weinmann Aach AG 
I  Am Eichwald 6  I  72280 Dornstetten 
I  info@weinmann-aach.de
I  www.weinmann-aach.de



29

bedroht, den Hotels und Gaststätten 
gehen 67 % der dringend benötigten 
Einnahmen verloren. Vielen mittel-
ständischen Betrieben droht das Aus, 
eine Aussetzung der Insolvenzantrags-
pflicht bis zum 30.04.2021 beschönigt 
manches wie auch das Kurzarbeiter-
geld. 2 Millionen Menschen befanden 
sich im November 2020 in Kurzarbeit, 
im April 2020 sogar 6 Millionen. Ein 
wichtiges Instrument zur Bewältigung 
der Krise, das trotz allem die klare 
Sicht auf dem Arbeitsmarkt vernebelt.

„Wer nichts im Beutel hat, muss mit 
der Haut bezahlen“
Zurück zu unserer Haut. Man kann das 
deutsche Sprichwort durchaus so inter-
pretieren: Wer nichts hat, bezahlt mit 
sich selbst bzw. mit dem, was ihn aus-
macht. Schauen wir uns die wirtschaft-
lichen Zahlen von Mittelstand und 
Mittelschicht an, so wissen wir: Sie ma-
chen Deutschland aus! 

Bundeskanzlerkandidat Scholz
Und tatsächlich, immer wieder hört 
man den SPD-Kanzlerkandidaten 
Scholz und Bundesfinanzminister über 
die Vermögenssteuer sinnieren. Eine 
alte SPD-Forderung. Doch aktueller 
denn je - bei steigenden Schulden-
bergen. Er schließt Steuererhöhungen 
aktuell aus und schließt sich Bidens 
Steuerpolitik an: „Diejenigen, die sehr 
große Gewinne machen und sehr, sehr 
viel Geld verdienen, müssen einen an-
gemessenen Anteil an der Finanzie-
rung des Gemeinwesens leisten. Das 
gilt auch für Deutschland“. Er fügt an: 
„Die Mehrheit der Bürger, die kleine, 
mittlere und ganz ordentliche Ein-
kommen haben, müssen entlastet wer-
den. Das kann aber nur funktionieren, 
wenn die oberen 5 % der Einkommens-
bezieher, die ein paar Hunderttausend 
Euro im Jahr verdienen, mehr zahlen.“ 
Diese Einkommensbezieher zahlen be-
reits den Spitzensteuersatz und kön-
nen bei den heutigen Gewinnen, die 
von weltweit agierenden Konzernen 
(z. B. Digitalkonzerne) erwirtschaftet 
werden, wahrhaftig nicht als die „obe-
ren 5 %“ bezeichnet werden. Sie als die 
oberen 5 % der Leistungsträger der 
Mittelschicht zu bezeichnen, das wäre 
eher angebracht. Hier will Scholz nur 

der oberen Mittelschicht an den Kra-
gen. Der Haut eben. Reich in den USA 
und reich in Deutschland - das sind 
zwei paar Stiefel - und dennoch: Durch 
die Globalisierung vermischt sich alles. 
Die Bezos und Musks dieser Welt, die 
ungemein durch die Corona-Krise und 
das rumliegende Geld, das keine Zin-
sen mehr bringt und nun an die Börse 
gebracht wird, profitiert haben, sind 
omnipräsent tätig - natürlich auch in 
Deutschland. Eine neue, importierte 
Oberschicht könnte man fast sagen, 
die aber bei uns keine Steuern bezahlt. 

Die Profiteure der Corona-Krise
Viele haben aber von der Krise auch 

profitiert: Facebook erlebte an der 
Börse eine Wertsteigerung um 60 %, 
Amazon 45 %; Cloud-Systeme (IBM, 
Google Cloud, Microsoft Azure Cloud) 
sind gefragt wie nie; die Freizeit wird im 
Lockdown mit Streamingdiensten wie 
Netflix, Amazon Prime oder Hörbuch-
anbietern verbracht (Wertsteigerung 
von Netflix an der Börse um 60 %); 
Video-Conference- Tools ersetzen den 
persönlichen Kontakt. Der Gründer 
von Zoom, Eric Yuan, soll nun ein stol-
zes Vermögen von über 7 Milliarden 
US-Dollar erwirtschaftet haben. Auch 
Unternehmen aus der Medizinbranche 
- wie sei es anders zu erwarten - haben 
gut verdient. Der amerikanische 
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Pharmakonzern Gilead gehört dazu, 
das deutsche Unternehmen Dräger-
werk, Biontech, Moderna etc.

Nochmals zu Olaf Scholz
Da war noch was: die Digitalsteuer! 
Natürlich will Scholz digitale Groß-
konzerne besteuern. Er habe allerdings 
die europäische Gesetzgebung nicht in 
der Hand, und am Ende muss ja auch 
noch der neue Präsident Joe Biden 
mitspielen. Schließlich haben die vier 
größten Digitalkonzerne ihren Sitz in 
den USA.

Und nun zu Adam Smith
„Wenn die öffentliche Schuld eine 
bestimmte Höhe überschritten hat, 
so gibt es, glaube ich, kein einziges 
Beispiel, wo es je gelungen wäre, sie 
auf gerechte Weise und vollständig 
zurückzuzahlen.“
Bei all den Debatten, um Spitzensteuer-
sätze, eine Sonderabgabe auf Vermögen 
(betrifft vor allem Betriebsvermögen), 
eine nicht einfach umzusetzende Digital-
steuer und eine angedachte Vermögens-

steuer wird man den Gedanken nicht los, 
dass auch die Schuldenbewältigung der 
Corona-Krise ungerecht sein wird. Die 
Haut und Verlierer der Pandemie, eben 
die Mittelschicht und der Mittelstand, ist 
einfacher dafür zu „verhaften“ als global 
agierende Konzerne und Profiteure. Eine 
Mitte, die über Jahrzehnte ehrlich und 
tugendhaft die Schulden dieser Pande-
mie abbaut - wenn sie es denn nach der 
Pandemie noch kann. Ein denkbares Mo-
dell. So deutsch.
Diskutiert wird auch, die Niedrigzins-
politik fortzuführen, ohne Steuern 
zu erhöhen und Ausgaben zu kürzen. 
Staatsschulden sind anders anzusehen 
als Schulden einer Privatperson. Sie 
werden nicht vererbt, und ein Staat 
stirbt nicht. Ein Staat muss seine Schul-
den streng genommen nicht zurück-
zahlen, sofern Anleger weiterhin Ver-
trauen in ihn haben, er muss sie nur 
„bedienen“ können. Die Schuldenquote 
darf dabei nicht weiter steigen, die 
Inflation muss unter Kontrolle blei-
ben, und es muss - woher auch immer 
- Wachstum entstehen. Mit niedrigen 

Zinsen geht das, und der kleine Spa-
rer verarmt. Wieder einmal ist also die 
Haut dran. Zu vergessen bleibt auch 
nicht, dass die Schuldenquote anderer 
europäischer Länder deutlich höher ist 
als die deutsche. Es bleibt die Gefahr, 
dass Deutschland in der nächsten Krise 
Lasten anderer hochverschuldeter EU-
Staaten übernehmen muss.

Des Rätsels Lösung?
Vielleicht wäre es an der Zeit, den 
wirtschaftlichen Veränderungen die-
ser Zeit Rechnung zu tragen. Damit ist 
nicht nur eine Digitalsteuer gemeint, 
auch ein europäischer Schulden-
schnitt wäre denkbar. Schließlich ist 
das ein Problem in ganz Europa, was 
die Corona-Wiederaufbaufonds mehr 
als deutlich machen. Denkbar wäre 
es auch, Gewinner der Krise fair zu 
beteiligen, anstatt immer nur über 
die Verlierer nachzudenken. Auch 
immer wieder angesprochene Steuer-
senkungen für Mittelschicht und 
Mittelstand oder der viel versprochene 
Bürokratieabbau sind eine Möglich-
keit, neue Unternehmen in Deutsch-
land anzusiedeln und Leistungsträger 
zu motivieren und belohnen. Am 
Ende entstehen daraus Arbeitsplätze, 
Wachstum, Konsum, Investitionen und 
neue Steuerquellen. Auch darüber las-
sen sich Schulden abbauen. 
Egal wie man es diskutiert, egal was 
man diskutiert: Es müssen neue Mo-
delle des Schuldenabbaus angedacht 
werden, die nicht Leistungsträger und 
Herz der deutschen Wirtschaft be-
lasten: Mittelstand und Mittelschicht.

Dr. Madline Gund,

madline.gund@gmail.com  

MIT Land
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Corona-Hilfsprogramme 

Management  
nach Beamtenlogik

Das erste Corona-Hilfsprogramm war 
noch einfach und nach Größe der 
Unternehmen gestaffelt. Mit festen 
Beträgen und zur Eigenbeantragung 
des Unternehmers ausgestaltet. Die 
Kontrolle der Anträge durch die Ex-
ekutive versagte jedoch, da nicht 
das Finanzamt oder Gewerbeämter 
mit den notwendigen Datensätzen 
die Kontrolle übertragen bekommen 
hatten. Die Folge war mehrfacher 
Subventionsbetrug.
Die zweite Hilfe erfolgte daher zu 
Kontrollzwecken über die Berater. Ein 
umständliches Regelwerk mit nicht 
fertig programmierter EDV und An-
meldeverfahren wurde geschaffen. Das 
Hilfsprogramm wurde fast wöchentlich 
neugestaltet. Das Programm konnte nur 
am Ende aller Eingaben ausgedruckt und 
gespeichert werden. Abstürze waren an 
der Tagesordnung. Eingaben am PC wur-
den nicht angenommen. Bei fehlender 
Bearbeitung von wenigen Minuten er-
folgte die Abmeldung ohne Speicherung 
der Daten. Natürlich erfolgte dies alles 
auf Kosten der zwangsverpflichteten Be-
rater. Die Bearbeitung eines Falls dauer-
te Stunden. Die Übernahme der Kosten 
der Berater wurde erst versprochen und 
nachfolgend gestrichen. Alle voll aus-
gelasteten Berater waren froh, wenn kein 
Kunde mit Auftrag drohte.
Dies wurde auch mit den nach-
folgenden Hilfs- und Darlehns-
programmen nicht besser, wenn sie 
erst einmal freigegeben wurden und 
danach funktionierten. Doch Aus-
zahlungen hängen ja nicht mit dem 
Antrag zusammen. Warten auf die 
Auszahlung wurde zur deutschen 
Unternehmenstugend. Bitte sehen Sie 
von Rückfragen ab!
Doch auch Banken verzweifeln an den 
Bürgschaftsbanken und staatlichen 
Förderbanken. Die Anträge sind um-
fangreich und in sich nicht schlüssig. 
Sie haben darüber hinaus ihre ab-

weichende Logik zur privaten Kredit-
wirtschaft. Auch hier gilt: Die Arbeit 
hat die Hausbank für wenig Gebühren 
zu erledigen, und die genehmigende 
Staatsbank hat eine reine Prüffunktion 
mit nur teilweiser Haftungsfunktion. 
Die Folge ist, dass bei kleinen Beträgen 
und kleinen Firmen keine Bereitschaft 
seitens der Banken für die Förderung 
besteht. Die Firmen haben daher lieber 
keine Darlehen aufgenommen. Dies ist 
sicher auch die bessere Lösung, wenn 
die Bearbeitung Monate dauert.

Welche Erkenntnisse sollen wir hier-
aus gewinnen?
Die Staatsgewalt muss lernen, die 
Förderung auch selbst zu bearbeiten. 
Hilfsprogramme sind durch das 
Finanzamt, Gewerbeämter selbst zu 
bearbeiten. Daten haben vorzuliegen, 
da jedes Gewerbe ja angemeldet wer-
den musste und jedes Gewerbe zur 
Steuermeldung verpflichtet ist.
Anträge zu Bürgschaftsbanken und 
staatlichen Förderbanken sind di-
rekt durch die Unternehmen zu be-
antragen. Die Bearbeitung erfolgt 
ohne die Hausbank. Eine Auswahl 
und Bereitschaft der Hausbank kann 
nicht als Maßstab für die Bewilligung 
dienen.
Wenn es mit der Bearbeitung bei der 
Behörde oder der staatlichen Bank 
nicht funktioniert, sind Schulungen 
notwendig, bei entsprechender nach-
gewiesener Überforderung die Ent-
lassung und Versetzung. Alternativ 
sind die Verantwortlichen für die Ge-
setze und Ausführungsbestimmungen 
zu entlassen oder zu versetzen, da die 
Gesetze und Normen zu kompliziert 
ausgestaltet wurden oder auch nur 
zu unbestimmt waren. Es gibt in der 
Kette der Staatsmacht immer einen 
Verantwortlichen, wenn die Aufgaben 
nicht auf die Privatwirtschaft weiter-
geleitet werden kann.

Wenn diese Erkenntnis in das Bewusst-
sein der Exekutive und der Politik 
gelangen sollte, haben die Hilfs-
programme doch einen guten Zweck 
erfüllt. 

Thomas Rapp,

rapp@mit-lvbw.de  

Thomas Rapp, Landesschatzmeister der MIT 
Baden-Württemberg

MIT Land
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Wissenschaft

Der Kampf für die Freiheit  
der Forschung

„Entweder bist du meiner Meinung oder 
ich blocke dich, entfreunde dich, schnei-
de dir die Kehle durch: Was uns unter 
Stress setzt, ist nicht die hektische Welt. 
Sondern ein links wie rechts übergriffiges 
Bescheidwissertum.“ Eine Beschreibung, 
welche die aktuelle Diskussionskultur 
online wie offline treffend widerspiegelt, 
bezeichnenderweise so veröffentlicht 
in der taz. Weiter im selben Artikel:  
„Meinungen dulden keine Meinungen 
mehr neben sich. Zugleich werden unse-
re Meinungen bei jeder Gelegenheit ab-
gemolken. Es ist inzwischen fast unmög-
lich, zu einem beliebigen Sachverhalt 
keine Meinung aus dem Ärmel zu schüt-
teln, die dann wiederum einer kritischen 
Bewertung unterzogen, beurteilt oder 
verurteilt wird.“

Diese Aussage verdeutlicht ein ge-
sellschaftliches Problem, dem sich einst 
auch die Landtagspräsidentin Aras an-
nehmen wollte. So versprach sie es zu-
mindest im Vorfeld zur Landtagswahl 
2016 bei einer Podiumsdiskussion im 
Kunstmuseum Stuttgart. Sie tat es 
nicht und wird stattdessen eher durch 
ihre persönliche Fehde mit Provoka-
teuren der AfD in Erinnerung bleiben. 
Währenddessen treibt die Intoleranz 
der gesellschaftlichen Debatte weitere 
Blüten und hat nun ein Gebiet erreicht, 
in dem freies Denken, das Äußern von 
Vermutungen und Hypothesen und die 
offene Debatte elementare Grundpfeiler 
sind: die Wissenschaft.

Gesellschaftliche Spaltung hat die 
Hochschulen erreicht
Es begann zunächst harmlos und unter 
dem Deckmantel einer „besseren Moral“ 
mit der Gendersprache zur Vermeidung 
einer unterstellten sprachlichen Un-
gleichbehandlung. Dann entstanden 
Watchblogs, also Internetseiten, auf 
denen Studenten die Professoren an-
prangerten, die ihrer Meinung nach gegen 

diese neue Moral verstoßen hätten. Dem 
folgten Protestaufrufe, Beschmierungen 
von Tafeln oder Privateigentum und 
Störungen bzw. Verhinderung von Vor-
lesungen. Der bekannteste Fall dürfte 
der von Professor Lucke sein, dessen Vor-
lesungen an der Universität Hamburg 
mit aktiver Unterstützung von AStA und 
Antifa lautstark und gewaltbereit ver-
hindert wurden – Vorlesungen in Makro-
ökonomie wohlgemerkt. 

Eine Studie des Instituts für Demo-
skopie Allensbach aus dem Jahr 2020 
unter über 1.100 Professoren ergab 
noch ein recht gutes Allgemeinzeugnis 
für Forschung und Lehre in Deutsch-
land. Jedoch zeigte die Studie auch 
auf, dass nationale Entwicklungen im 
Hochschulbereich Anlass zur Besorg-
nis geben und sich in mehreren Fach-
bereichen ein Wandel vollzieht – und 
keiner zum Besseren. So fühlt sich be-
reits ein Drittel der Professoren von der 
Political Correctness eingeschränkt, 
zu der auch Sprachvorgaben gehören. 
Wenn man die steigende Radikalisie-
rung der gesellschaftlichen Debatte 
verfolgt, kann man davon ausgehen, 
dass sich diese Tendenz in den nächs-
ten Jahren wohl nicht umkehren wird. 
Im Gegenteil. Ideologische Studenten 
und Wissenschaftler versuchen nicht 
über den wissenschaftlichen Diskurs, 
sondern über sozialen und politischen 
Druck die Welt zu verändern. Ihre Werk-
zeuge sind soziale Stigmatisierung, mo-
ralische Diskreditierung und Druck auf 
Hochschulmitarbeiter mit dem Ziel ins-
titutioneller Bestrafung.

Klima der Einschüchterung an deut-
schen Hochschulen
Die deutsche Wissenschaft steuert auf 
ein Klima der ideologisch geprägten Ein-
schüchterung zu. Hauptdrahtzieher sind 
zumeist Langzeitstudenten aus dem lin-
ken Milieu, die das universitäre Umfeld 

gut kennen und wissen, wie Hochschulen 
regieren – nämlich meist so, dass sie 
nachgeben, um Ruhe zu schaffen. Doch 
Ruhe wird nicht einkehren, da die „Akti-
visten“ mit jedem erreichten Schritt be-
reits den nächsten planen. Und da bleibt 
es nicht bei sprachlichen Vorgaben.

Eine Umfrage unter knapp eintausend 
Studenten an der Universität Frankfurt 
ergab, dass viele Studenten nicht mit 
anderen Meinungen konfrontiert wer-
den wollen und es ein Drittel generell 
ablehnt, Redner mit anderen Meinun-
gen (z. B. zum Thema Islam, Migration 
oder Gender) an der Hochschule zu 
dulden. Darüber hinaus gab ein Drittel 
der Befragten an, dass Professoren, die 
andere Meinungen vertreten, die Lehr-
befugnis entzogen werden solle. Hier 
haben einige Studenten offenbar den 
Sinn wissenschaftlichen Arbeitens nicht 
verstanden – eine Erkenntnis, die auch 
die Aussagen von Gruppen wie Fridays 
For Future (FFF) in ein korrektes Licht 
stellen sollte.

Politik – Angst oder Unvermögen?
Es ist davon auszugehen, dass diese 
Situation nicht nur bei der zaghaften 
Landtagspräsidentin bekannt ist, son-
dern auch in der Bildungspolitik in Bund 
und Land. Doch während sich Bundes-
politiker noch rühmen, dass sich die 
Bundesregierung 2020 22-mal mit FFF 
getroffen hat, herrscht eisiges Schwei-
gen, wenn man der Politik Fragen nach 

Bastian Atzger, MIT-Landesvorstandsmitglied und 
Bezirksvorsitzender MIT Württemberg-Hohen-
zollern

MIT Land
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dem Umgang mit ideologischen Ein-
flussnahmen an Hochschulen stellt. 
Weshalb toleriert man ideologische Ein-
griffe in die Sprache? Weshalb toleriert 
man, dass Professoren angegriffen und 
in der Ausübung ihrer Lehrtätigkeit be-
hindert werden? Hat man Angst, dass 
man selbst das Opfer des nächsten lin-
ken „Shitstorms“ wird?

Insider der wissenschaftlichen Materie 
sehen hierin nicht nur Angst, sondern 
Unkenntnis. Viele Politiker haben einfach 
keine Kenntnisse darüber, wie Wissen-
schaft funktioniert und wissenschaft-
licher Diskurs geführt wird – wie auch? 
Die wenigsten haben in ihrem Leben 
aktiv geforscht oder mehr verfasst als 
eine akademische Abschlussarbeit, von 
wissenschaftlichen Veröffentlichungen 
ganz zu schweigen. Das erklärt auch die 
fast schon willenlose Hörigkeit gegen-
über dem Robert-Koch-Institut (RKI) in 
Sachen Corona oder die widerspruchs-
lose Hinnahme pseudowissenschaft-
licher Aussagen von FFF. 

Wohin soll diese politische Zaghaftigkeit 
noch führen? In den USA ist es mittler-
weile nicht mehr selten, dass Forschungs-
mittel bevorzugt an politische korrekte 
Studien gehen (unabhängig von deren 
wissenschaftlicher Relevanz) oder Kurse 
Themen wie Ethnie und Geschlecht in 
den Mittelpunkt stellen. Auch ein Unter-
lassen ist ein Tun. Daher ist die deutsche 
Politik aufgerufen, sich hier aktiv einzu-
schalten und die Freiheit von Forschung 
und Lehre zu schützen.

Wissenschaftler aller Länder vereinigt 
euch
Ausgerechnet linke Studenten-Mobs 
stimulieren nun eine Gegenbewegung 
der Wissenschaft. So haben sich un-
längst auf Initiative der Migrations-
forscherin und Historikerin Dr. Sandra 
Kostner der PH Schwäbisch-Gmünd ca. 
70 prominente Wissenschaftler (u. a. der 
Historiker Sönke Neitzel) zusammen-
geschlossen, um als „Netzwerk Wissen-
schaftsfreiheit“ offensiv die Freiheit von 
Forschung und Lehre vor ideologischen 
Angriffen zu schützen. Zwar bestätigt 
Kostner noch eine weitgehend liberale 
Einstellung an deutschen Hochschulen, 
jedoch würde laut einem Zeit-Interview 

vom 07.02.2021 vor allem im Bereich 
der Sozial- und Geisteswissenschaften 
und zunehmend auch der Rechts- und 
Wirtschaftswissenschaften der Einfluss 
der vor allem linksideologischen Beein-
flussung spürbar.

In Deutschland gab es laut Statista in den 
Jahren 2019/2020 insgesamt 424 Hoch-
schulen. An diesen lehren knapp 50.000 
Professoren über 2,5 Millionen Studen-
ten in rund 20.000 Studiengängen. Die 
meisten dieser Studenten wollen nur 
ihren Abschluss und dann in der Wirt-
schaft eine Bleibe finden. Doch eine ein-
seitige und ideologische Forschung scha-
det nicht nur den Forschungsergebnissen 
selbst, sie schadet auch und vor allem 
der Qualität der Bildungsabschlüsse 
und damit der theoretischen Grundlage, 
mit der Absolventen die Hochschulen 
verlassen.

Ideologien schaden der Wahrheits- 
findung
Natürlich unterliegen Forschung und 
die wissenschaftliche Debatte immer 
in einem gewissen Umfang dem herr-
schenden Zeitgeist. Die Grundlage 
wissenschaftlichen Denkens und Han-

delns hat jedoch immer die Suche nach 
der (empirischen) Wahrheit zu sein und 
niemals die Erfüllung beliebiger ideo-
logischer oder politischer Zielvorgaben. 
Identitätspolitische Ideologisierungen 
oder die „Kultur des Regenbogens“, wie 
es Kostner formuliert, hat somit in der 
Forschung nichts verloren – die objek-
tive und faktenbasierte Wahrheit orien-
tiert sich nun mal nicht an subjektiven 
Wünschen oder Gefühlen.

Die Gesellschaft muss sich die Frage 
stellen, ob sie Hochschulabsolventen 
will, die politisch korrekte Thesen for-
mulieren können oder Absolventen, 
die inhaltlich korrekte Analysen er-
stellen, mathematisch beweisbare 
Ergebnisse errechnen und uns der 
Wahrheit ein Stückchen näherbringen 
können. Für uns, den wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Mittelstand, ist 
diese Frage eindeutig zu beantworten 
und deshalb ist unser Appell ebenso 
eindeutig formuliert: Lasst Forschung 
und Lehre ihre Freiheit. 

Bastian Atzger,

info@atzger.eu,

www.bastian-atzger.de  
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Flächendeckend 
Digitalisierungswerk-
stätten 4.0 für das 
Handwerk in Baden-
Württemberg ein-
richten!

Mit Beginn des neuen Jahres 2021 schaut das ganze Ländle in 
einer Mischung aus banger und hoffnungsvoller Erwartung 
nach vorne: Nach dem desaströsen Corona-Jahr kann es nur 
besser werden, und die Erwartung liegt in einer Erholung der 
Wirtschaft, damit es endlich wieder „business as usual“ gibt.
Als Lokomotive für diese gewünschte positive wirtschaftliche 
Entwicklung sollen die vielen kleinen und mittelständischen 
(Handwerks-)Unternehmen herhalten. Allerdings ist absehbar, 
dass diese Anstrengung durch unsere KMU kein Selbstläufer 
sein wird. Denn Stand heute fehlen schon einigen Gewerken der 
geeignete Nachwuchs. Daher gilt es, mit Blick auf die Zukunft 
und die kommende Landtagswahl in diesem Jahr, noch stärker 
auf eine kluge und effektive Berufsbildungspolitik zu setzen. 
Im Handwerk finden im Zuge der Digitalisierung vermehrt Com-
puter und weitere digitale Technologien bei der Produktion Ein-
zug. So können Tischler Modelle für Möbelstücke nicht nur per 
Hand, sondern auch in 3D am Computer entwerfen. Für Hand-
werksbetriebe bietet die Digitalisierung also großes Potenzial 
bei der Optimierung der Fertigung und ermöglicht es, komplett 
neue Geschäftsmodelle zu schaffen. 
Im Zuge des Projektes „Dialog und Perspektive Handwerk 
2025“ als gemeinsame Initiative des Ministeriums für Wirt-
schaft, Arbeit und Wohnungsbau und des Baden-Württember-
gischen Handwerkstages fördert das Wirtschaftsministerium 
bis Ende 2020 mit 4,4 Millionen Euro unter anderem auch im 
Bereich Digitalisierung. 
Schon jetzt werden Lernfabriken 4.0 an den Beruflichen Schu-
len im Rahmen der Maßnahmen der „Digitaloffensive” für die 
Industrie Baden-Württembergs gefördert. Die MIT fordert, ana-
log zu den bislang geförderten 16 Lernfabriken 4.0 nun parallel 
dazu die Digitalisierung in der Aus- und Weiterbildung auch auf 
das Handwerk auszuweiten. Dies muss die flächendeckende 
Einrichtung von Digitalisierungswerkstätten in ganz Baden-
Württemberg bedeuten.
Mit einer Digitalisierungswerkstatt 4.0 soll insbesondere die Di-
gitalisierung in der Gebäude-, der Energie- und Umwelttechnik 
vorangetrieben und gleichzeitig unsere Handwerksbetriebe vor 
Ort mit Fachkräften für das 21. Jahrhundert versorgt werden. 
So spielen beispielsweise die Themen Gebäudesystemtechnik, 
Smart Home, Sanitär-Heizung-Klima und Elektrotechnik eine 

enorme Rolle. Langjährige Kooperationen mit ansässigen 
Unternehmen und Berufsschulen bestehen hierzu bereits und 
lassen sich ausbauen.
Außerdem gibt die Idee einer Digitalisierungswerkstatt 4.0 zwei 
weiteren Projekten gleichermaßen neue Impulse: Erstens wird 
der Idee der lokalen „Bündnisse für Arbeit“ auf die Beine ge-
holfen, die oft bislang über Absichtserklärungen nicht hinaus-
gekommen sind. Zweitens könnte durch die Digitalisierungs-
werkstatt 4.0 ein neuer Baustein für eine erneute, erfolgreichere 
Bewerbung um Fördermittel aus dem Programm „Smart City“ 
entstanden sein. 
Warum das alles? Bei der beruflichen Bildung geht es nicht nur 
um die Zukunft unserer Unternehmen, sondern auch um die so-
ziale Kohäsion in unserer Gesellschaft. Fachkräftezuwanderung 
ist absolut notwendig und sinnvoll, eine vernünftige, an den zu-
künftigen Bedarf unserer Azubis angelehnte, den kommenden 
Herausforderungen der digitalisierten Umwelt angemessene 
Bildungspolitik ist es genauso. Jetzt liegt es an uns, die Weichen 
zur Umsetzung zu setzen. 

Jan Peter Kalus,

j.kalus@web.de  

Jan Peter Kalus, MIT-Landesvorstandsmitglied und stv. Kreisvorsitzender MIT 
Enzkreis/Pforzheim



35

MIT Land

Achtung: 
Insekten-
schutzgesetz

Das geplante Biozid-, Herbizid- und 
Insektizidverbot würde in Baden-Würt-
temberg 58.000 ha Ackerflächen und 
30.000 ha Dauerkulturen, die in Fauna-
Flora-Habitat-Gebieten (FFH) liegen, 
betreffen. 

Diese Gebiete wurden ausgewiesen mit 
der Zusage an die Eigentümer, dass da-
durch keine Beeinträchtigung der Be-
wirtschaftung einhergehen wird. Erst 
2017 (https://www.badische-zeitung.
de/neues-vogelschutzgebiet-landwir-
te-haben-grosse-sorgen--139907342.
html) erneut. In diesem Gebiet gilt es 
auch zu sagen, das ein Verbot von Her-
biziden den Bestand der Bodenbrüter 
massiv gefährden würde. Die Beikraut-
regulierung ohne Herbizide heißt im 
Ackerbau Striegeln und Hacken, was 
eine Zerstörung aller Gelege bedeuten 
würde!

Auch sind die ganzen FFH-Gebiete in 
den Weinbergen nur durch die Bewirt-
schaftung entstanden, welche dann nicht 
mehr in dem Umfang gegeben wäre. Klar 
wären als erste nur die Betriebe die Ver-
lierer, jedoch im direkten zweiten die 
Natur und Umweltschutz, für die dieses 
Gesetz eigentlich gemacht wird.

Die Landwirte fühlen sich nicht mehr 
ernst genommen und glauben des-
wegen auch keinen Aussagen mehr. Ver-
sprechungen von Ausnahmen werden bei 
ihnen kein Gehör finden, da sie schon zu 
oft enttäuscht wurden. Für sie zählt das 
Wort eines Politikers nichts mehr, da es 
schon zu oft gebrochen wurde.

Ebenso gibt es eine kalte Enteignung 
vieler Familien, welche gar nicht in der 
Landwirtschaft arbeiten. Im Großraum 
Freiburg befinden sich nur zwischen 
20 und 30 % der bewirtschafteten 
Flächen im Eigentum der Betriebe, 
der Rest ist gepachtet. Verpächter 

sind viele Familien und Personen von 
ehemaligen landwirtschaftlichen Be-
trieben. Dieses Erbe wäre somit oft 
über Nacht wertlos!

Dieses Gesetz wäre ein Todesstoß für 
viele kooperative Projekte der Land-
wirtschaft mit dem Naturschutz. Es 
würde weitere Intensivierung und In-
dustrialisierung der vorhandenen land-
wirtschaftlichen Flächen exponentiell 
nach oben treiben. Ebenso den Import 
von Drittländern, in denen wir kei-
nen Einfluss auf die Bewirtschaftung 
haben. Genauso werden dadurch wohl 
auch weiter Regenwälder gerodet. Das 

heißt hier extensiviert man und nimmt 
beste Böden für die Nahrungsmittel 
aus der Produktion, für welche mindes-
tens im Gleichen, wenn nicht sogar im 
Vielfachen anderswo Wälder gerodet 
werden. 

Man versucht, unter dem Deckmantel 
des Natur-, Bio- und Umweltschutzes 
hier vor Ort eine rosarote, heile Wunsch-
welt zu schaffen, ohne zu sehen, dass 
dafür woanders die Natur zerstört wird!

Martin Linser,

weinbau@linser.de,

www.linser.de  

Martin Linser, Winzer und Ackerbauer, Vizepräsident des Badischen Weinbauverbandes, zweiter Kreisvor-
sitzender des BLHV-Kreisverbandes Freiburg sowie MIT-Mitglied
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Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL

Die beste Wirt-
schaftshilfe ist ein 
Ende der Pandemie 

Die Coronapandemie war und ist für uns alle eine große 
Herausforderung. Sie hat massiv in unseren Alltag ein-
gegriffen, unsere Freiheiten beschränkt und unser wirtschaft-
liches, kulturelles und gesellschaftliches Miteinander 
beeinträchtigt. 
Im zurückliegenden Winter ist die Zahl der Neuinfektionen 
mit dem Coronavirus bundesweit und in Baden-Württemberg 
sehr stark angestiegen. Das Infektionsgeschehen entwickelte 
eine Dynamik, die die erste Infektionswelle im Frühjahr 2020 
weit übertroffen hat. In Baden-Württemberg erreichte die 
7-Tage-Indzidenz zwischenzeitlich Werte von über 200 in der 
Spitze. Angesichts dieser Vielzahl von Ansteckungsfällen war 
es trotz größter Anstrengungen der Gesundheitsämter nicht 
mehr möglich, die Infektionsketten nachzuvollziehen und 
zielgenau zu unterbrechen. 

Aus diesem Grund haben Bund und Länder gemeinsam 
wiederholt Beschlüsse zur weitreichenden Beschränkung des 
öffentlichen Lebens gefasst. Ziel ist es nach wie vor, die Zahl 
der Ansteckungen insgesamt zu verringern und damit eine 
Überforderung der Behandlungskapazitäten und einen damit 
verbundenen Anstieg der Sterbefälle zu verhindern. Leider 
war es zuvor mit milderen Mitteln nicht gelungen, die Pande-
mieentwicklung wirksam zu bremsen und auf ein beherrsch-
bares Maß zu drosseln.

Lockdown trifft viele Unternehmen sehr hart 
Wir wissen, dass die Beschränkungen viele Unternehmen, 
Kulturschaffende und Vereine sehr hart treffen. Ich habe 
großes Verständnis für die Kritik daran. Die Politik ist hier zu 
außerordentlich schwierigen und folgenreichen Abwägungen 
hochrangiger Rechtsgüter gezwungen. Diese Abwägung be-
inhaltet immer auch Risiken und kann auch letztlich nie ganze 
ohne Widersprüche vorgenommen werden. Insgesamt halte 
ich die Entscheidungen der Regierungen von Bund und Län-
dern jedoch für richtig – auch wenn ich bedauere, dass sie 
notwendig wurden.
Dabei ist vollkommen klar, dass die vom Lockdown betroffenen 
Unternehmen für die ihnen auferlegten Lasten einen Aus-
gleich bekommen müssen. Dafür hat der Bund die Novem-
ber- bzw. Dezemberhilfen sowie die Überbrückungshilfe III 
aufgelegt. Für viele Betroffenen haben die Verzögerungen bei 
der Auszahlung der Hilfen zu einer angespannten, zum Teil 
bedrohlichen Lage geführt. Wir als CDU-Landtagsfraktion 
haben stets Druck gemacht, dass es schneller zu diesen Aus-
zahlungen kommt.
Parallel wurden die Bedingungen der Überbrückungshilfe III 
nochmals deutlich verbessert. Seitdem können unter ande-
rem nun auch die handelsrechtlichen Abschreibungen auf 
Saisonware bei der Antragstellung geltend gemacht werden. 
Die Zugangsvoraussetzungen sind darüber hinaus insgesamt 
vereinfacht und die monatlichen Förderhöchstbeträge für 

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL, Vorsitzender CDU-Landtagsfraktion

FÜR DIE REGION.
schleith.de
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Unternehmen und Soloselbstständige erheblich angehoben 
worden. Außerdem hat die Bundesregierung zuletzt den 
steuerlichen Verlustrücktrag deutlich ausgeweitet und die 
Absenkung der Mehrwertsteuer auf 7 % für Speisen in der 
Gastronomie verlängert – beides hatte meine Fraktion immer 
wieder gefordert. 

Baden-Württemberg hat stärker und schneller geholfen 
als der Bund
Baden-Württemberg hat gerade mittelständische Unter-
nehmen besonders betroffener Branchen in der Vergangen-
heit schon schneller und stärker als der Bund und andere 
Länder finanziell unterstützt. Wir haben über die Programm-
vorgaben des Bundes hinaus Selbstständigen bereits im 
Rahmen der ersten Soforthilfen einen fiktiven Unter-
nehmerlohn bezahlt. Wir haben ein eigenes Notprogramm 
für Kunst und Kultur aufgelegt. Und wir haben mit einem 
maßgeschneiderten Sonderprogramm das Hotel- und Gast-
gewerbe zusätzlich unterstützt. Diese Hilfe haben wir zuletzt 
noch einmal verlängert. Man sieht also: Die Politik in Baden-
Württemberg stellt sich der Verantwortung und steht an der 
Seite Unternehmen, Kulturschaffenden und Vereinen.
Führende Ökonomen haben uns Hoffnung gemacht, dass 
wir diese Krise gesamtwirtschaftlich einigermaßen gut über-
stehen, selbst wenn der Lockdown etwas länger dauern soll-
te. Voraussetzung ist allerdings, dass wir das Handwerk und 
die Industrie, die die Arbeitsplätze mit der höchsten Wert-
schöpfung haben, am Laufen halten und diese Wirtschafts-
bereiche nicht auch noch in den Lockdown schicken, wie dies 
von einigen Teilen der Politik gefordert wurde. Auch allen Be-
schäftigten Homeoffice vorzuschreiben, wäre angesichts des-
sen fatal. Maschinen und Fahrzeuge lassen sich nun mal nur 
bedingt im Homeoffice fertigen.

Wir wollen keine Pleitewelle, wir wollen eine 
Gründerwelle
Schon jetzt müssen wir davon ausgehen, dass dieses Jahr 
die Zahl der Unternehmensinsolvenzen deutlich ansteigen 
wird. Dem müssen wir mit einer Entfesselung der Wirtschaft 
gegenwirken. Wir wollen keine Pleitewelle, wir wollen eine 
Gründerwelle. Aus Sicht der CDU-Landtagsfraktion muss das 
Land seinen Fokus künftig noch stärker auf den Mittelstand 
richten, der das Rückgrat der baden-württembergischen 
Wirtschaft darstellt. Dazu wollen wir an einigen Hebeln an-
setzen, um Wettbewerbsfähigkeit, Innovationskraft und Be-
schäftigung in der mittelständischen Wirtschaft weiter zu 
stärken. So muss die passgenaue Begleitung des Mittelstandes 
im Land ein zentraler Punkt der Wirtschaftspolitik sein. Jede 
politische Maßnahme ist auch speziell auf ihre Auswirkungen 
für den Mittelstand hin zu prüfen. Außerdem fordern wir 
eine Entlastungsoffensive. Bürokratie- und Berichtspflichten 
müssen kräftig reduziert werden. Steuererhöhungen für den 
Mittelstand darf es nicht geben. 

Impfungen sind die einzige nachhaltige Strategie im 
Kampf gegen das Virus
Die beste Wirtschaftshilfe ist jedoch ein baldiges Ende der 

Pandemie. Alle Hoffnungen auf eine Überwindung der Co-
ronapandemie richten sich deshalb auf die Impfung. Sie ist 
die einzige nachhaltige Strategie im Kampf gegen das Virus. 
Seit Ende Dezember läuft die Impfkampagne in Deutschland. 
Es ist eine historische Leistung von Wirtschaft und Wissen-
schaft, in so kurzer Zeit mehrere wirksame Impfstoffe ent-
wickelt zu haben. Gleichwohl hat die organisatorische Um-
setzung wie etwa die Terminvergabe für Unmut gesorgt. 
Deshalb hat meine Fraktion vom zuständigen baden-würt-
tembergischen Gesundheitsminister Manfred Lucha immer 
wieder Verbesserungen eingefordert. 
Die Pandemie mutet uns allen vieles zu und stellt uns auf 
eine harte Probe. Der Kampf gegen das Coronavirus ist ein 
ständiger Lernprozess, der uns immer wieder zu neuen Ent-
scheidungen zwingt und uns Einschränkungen auferlegt. 
Ich kann Ihnen versichern, dass alle, die in dieser außer-
gewöhnlichen Zeit Verantwortung tragen – in Wissenschaft, 
Verwaltung und Politik, im Gesundheitswesen und in allen 
Bereichen der öffentlichen Daseinsvorsorge –, ihre Ent-
scheidungen gewissenhaft und im Interesse des Gemein-
wohls treffen. Ich bitte Sie dafür um Ihr Verständnis und um 
Ihre Unterstützung.

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL,

post@cdu.landtag-bw.de,

www.cdufraktion-bw.de  
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von Viren unwiderruflich.

Medizinische Gesichtsmaske 
zur SARS-CoV-2 Abwehr

coppa protect
by Ueberschärby Ueberschär

Kupfer ist ein hochwirkungsvolles Material 
im Kampf gegen Viren und Bakterien.

Die patentierte Gesichtsmaske coppa protectby Ueberschär 
zerstört Viren und Bakterien unmittelbar beim Kontakt. 

Zertifizierungen: 
• ISO18184:2019-06 (Viren)
• DIN EN ISO 20743:2001-12 (Bakterien)
• DIN EN 14119:2003-12 (Pilze)
• DIN EN 14683 TYP IIR  

(Medizinische Gesichtsmasken) 

Ueberschär GmbH & Co. KG
Am äußeren Graben 6, Stuttgart Stammheim 
info@ueberschaer.de | www.ueberschaer.de

0711 80 91 20 - 197
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Fabian Gramling MdL

Wir müssen weiter gestalten:  
reFuels bieten große Chancen für das Land 

Die Coronapandemie bleibt eine 
große Herausforderung für unse-
re Betriebe. Sie hat erhebliche Aus-
wirkungen auf unsere Wirtschaft und 
regionale Arbeitsplätze, weil sie die 
Auswirkungen des Transformations-
prozesses – insbesondere im Auto-
mobilsektor sowie im Maschinen- und 
Anlagenbau – verstärkt. Es ist un-
strittig, dass die Politik den Betrieben 
weiterhin unter die Arme greifen muss. 
Die Herausforderungen, die unser Land 
auch nach der Pandemie beschäftigen 
werden, dürfen wir deshalb aber nicht 
aus den Augen verlieren. Wir dürfen 
die Zukunftsfragen nicht aussitzen, wir 
müssen weiter gestalten. 

Neben Corona spricht derzeit alle Welt 
über das Elektroauto. Das finde ich 
zu einseitig. Genau hier ist die Politik 
in der Pflicht, sind wir in der Pflicht. 
Wir werden die E-Mobilität in Zukunft 
brauchen, aber es ist ein Irrweg, allein 
auf sie zu setzen. Besonders in Baden-
Württemberg würde das auch zu ir-
reparablen wirtschaftlichen Schäden 
führen.

Zentral ist doch, dass wir die Ziele 
des Pariser Klimaabkommens er-
reichen. Hier spielt der Verkehrssektor 

eine wichtige Rolle. Während in der 
Energiewirtschaft und im Gebäude-
sektor ein sichtbarer Rückgang der 
CO2-Emissionen gegenüber dem Re-
ferenzjahr 1990 erreicht wurde, stag-

nieren sie im Verkehrssektor. Manche 
sind überzeugt, dass das den Feldzug 
gegen den Verbrennungsmotor recht-
fertigt. Es ist gar ein Wettlauf um das 
frühestmögliche Verbot dieser Technik 
entstanden. In Wahlkampfzeiten ent-
ziehen sich die Grünen – vor allem bei 
uns in Baden-Württemberg – dieser 
Debatte und nennen einfach kein Ziel-
datum für das Verbot. Uns allen muss 
jedoch klar sein, dass es ihnen früher 
lieber ist als später – Symbolpolitik in 
Reinform!

Letztlich muss es doch darum gehen, 
wie wir am wenigsten CO2 ver-
brauchen. Und das im gesamtem Pro-
zess von der Produktion bis zur Ent-
sorgung. Wir müssen uns davor hüten, 
eine Technik vorzuschreiben. Die Zu-
kunft der Mobilität muss und wird aus 

Landespolitik

Fabian Gramling MdL auf einem Unternehmensbesuch bei ATLANTA in Bietigheim-Bissingen
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verschiedenen Antriebstechniken be-
stehen. Dazu gehören Elektroautos, 
aber auch Plug-in-Hybride und Ver-
brennungsmotoren. Ja, wir müssen 
auch über den Verbrennungsmotor 
sprechen, weil er eine Zukunft hat – ob 
die Grünen es wollen oder nicht. Sogar 
sehr ambitionierte Szenarien zur Um-
setzung des Pariser Abkommens gehen 
davon aus, dass in Deutschland bis 
2050 noch mindestens 60 % des Trans-

portwesens auf den Verbrennungs-
motor angewiesen sein werden. Und 
das ist auch kein Problem, denn nicht 
der Verbrenner ist das Problem, son-
dern die Tankfüllung!

Aus diesem Grund gilt es einen Fokus 
auf synthetische Kraftstoffe zu set-
zen, die bereits kurzfristige Beiträge 
zur CO2-Reduktion der Bestands-
flotte leisten können. Im Januar 2019 
haben die Landesregierung, das KIT 
und Partner aus der Automobil-, 
Automobilzulieferer- und Mineralöl-
industrie mit dem Projekt „reFuels – 
Kraftstoffe neu denken“ begonnen. 
Untersucht werden Herstellungs- und 
Anwendungsmöglichkeiten synthe-
tischer Kraftstoffe, die mit Hilfe er-
neuerbaren Stroms erzeugt werden. 
Ziel ist, sie als Alternative zu fossilen 

Treibstoffen zu etablieren. Die Chan-
cen stehen gut. Diese Kraftstoffe kön-
nen nicht nur in die bestehende Flotte 
eingeführt werden, sondern auch in 
die bestehende Infrastruktur. Zudem 
sind flüssige Energieträger bei Mobili-
tätsanwendungen über lange Strecken 
und bei denen hohe Lasten gefordert 
sind, klar im Vorteil. Außerdem las-
sen sie sich über lange Strecken trans-
portieren, ohne auf Fernleitungen an-

gewiesen zu sein. Aus diesem Grund 
haben sie das Potenzial, auch den welt-
weiten Handel mit klimafreundlichen 
Energieträgern auszuweiten. 

Mit der Roadmap für reFuels wurde auf 
Druck der CDU in Baden-Württemberg 
inzwischen ein konkreter Fahrplan ent-
wickelt, um die klimaneutralen Kraft-
stoffe in naher Zukunft weltweit in 
großer Menge zu produzieren. Wichtig 
ist nun, dass wir zeitnah eine gesetz-
lich verankerte Planungssicherheit und 
Anerkennung von reFuels schaffen. Die 
SPD-Umweltministerin in Berlin muss 
hierzu endlich ihren Widerstand gegen 
die reFuels-Technologie aufgeben.

Für den Aufbau einer globalen Ver-
sorgung mit synthetischen Kraftstoffen 
bedarf es vieler Anlagen wie Elektro-
lyseure und Chemiewerke. Die syntheti-
schen Kraftstoffe würden also nicht nur 
bestehende Arbeitsplätze im Bereich des 
Verbrennungsmotors sichern, sondern 
auch neue schaffen. Das ist eine große 
Chance für Baden-Württemberg. Diese 
Chance gilt es zu ergreifen!

Fabian Gramling,

fabian.gramling@cdu.landtag-bw.de,

www.fabian-gramling.de  

Erst ist es unmöglich. 
Dann machen wir es 
aus Kunststoff.

Wir produzieren Spritzguss-Lösungen in 
Premium-Qualität und erfüllen besondere Ansprüche.

innovative injection moulding  www.kunststoff-christel.de

Kunststoff_Christel_März_2019_119x92.indd   1 29.03.2019   15:20:23
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Innovationspreis für kleine und  
mittlere Unternehmen ausgeschrieben

Mit dem Innovationspreis für kleine und mittlere Unter-
nehmen zeichnet das Land unkonventionelle Ideen für 
innovative Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen aus. 
Bewerbungen für den diesjährigen Wettbewerb sind bis zum 
31. Mai 2021 möglich.
„In diesen herausfordernden Zeiten ist es für unsere Unternehmen 
wichtiger denn je, innovative Ideen voranzutreiben, umzusetzen 
und auf den Markt zu bringen. Gerade unsere zahlreichen kleinen 
und mittleren Unternehmen im Land haben großes Innovations-
potenzial und tragen mit ihrer Kreativität und ihrem Mut zu Ver-
änderungen maßgeblich zur Stärkung des Wirtschaftsstandorts 
Baden-Württemberg bei. Diesen hervorragenden Beispielen für 
Innovationen wollen wir auch in diesem Jahr wieder eine Bühne 
geben“, sagte Wirtschaftsministerin Dr. Nicole Hoffmeister-
Kraut anlässlich des Starts der diesjährigen Ausschreibung.
Mit dem Innovationspreis des Landes Baden-Württemberg (Dr.-
Rudolf-Eberle-Preis) werden unkonventionelle, technologieoffene 
Ideen und deren Umsetzung für innovative Produkte, Verfahren 
oder Dienstleistungen mittelständischer Unternehmen geehrt. 
Baden-Württemberg steht bei den Investitionen für Forschung 
und Entwicklung (FuE) mit 27,9 Millarden Euro deutschlandweit an 
der Spitze. Knapp 84 % davon wird allein durch die Wirtschaft des  
Landes erbracht. Die Unternehmen des Landes stemmen gut ein 
Drittel der bundesweiten FuE-Ausgaben der Wirtschaft.

Der Innovationspreis des Landes
Der Innovationspreis des Landes wird in diesem Jahr bereits zum 
37. Mal verliehen und steht damit in einer langen Tradition. Er ist 
mit insgesamt 50.000 Euro dotiert und dem früheren Wirtschafts-

minister Dr. Rudolf Eberle (1926-1984) gewidmet. Mit dem Preis 
werden seit 1985 kleine und mittlere Unternehmen für beispiel-
hafte Leistungen bei der Entwicklung neuer Produkte und techni-
scher Verfahren oder bei der Anwendung moderner Technologien 
ausgezeichnet. Ergänzend dazu lobt die MBG Mittelständische Be-
teiligungsgesellschaft wieder einen Sonderpreis in Höhe von 7.500 
Euro aus, der an ein junges Unternehmen vergeben werden soll.
Bewerbungen können bis zum 31. Mai 2021 über das Online-
Bewerbungsportal eingereicht werden. An dem Wettbewerb 
können teilnehmen:
• Unternehmen mit bis zu 500 Beschäftigten,
• mit einem Jahresumsatz von bis zu 100 Millionen Euro und
• mit Sitz in Baden-Württemberg.

Online-Bewerbungsphase startet
Die eingereichten Bewerbungen werden von einer Fachjury aus 
Wirtschaft und Wissenschaft nach technischem Fortschritt, be-
sonderer unternehmerischer Leistung und nachhaltigem wirtschaft-
lichen Erfolg bewertet. Die Preise werden am 16. November 2021 
feierlich im Rahmen einer öffentlichen Preisverleihung verliehen.
Weitere Informationen zum Wettbewerb, die Ausschreibungsunter-
lagen mit den Kriterien sowie den Link zur Online-Bewerbung gibt 
es beim Wirtschaftsministerium oder bei den Handwerks-, Indus-
trie- und Handelskammern und dem Patent- und Markenzentrum 
Baden-Württemberg beim Regierungspräsidium Stuttgart.

Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-Württemberg,

pressestelle@wm.bwl.de, 

www.wm.baden-wuerttemberg.de  

Wirtschaftsministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut bei der letztjährigen Preisverleihung im November 2020

Fo
to

: T
om

 M
au

re
r P

ho
to

gr
ap

hy



41

Weiterbildung wichtiger denn je

Corona-Krise und Strukturwandel gefährden 
Arbeitsplätze

Aus Corona-Krise und Strukturwandel erwachsen hohe Arbeits-
platzrisiken. Umso wichtiger ist es, die Erwerbstätigen zu quali-
fizieren, um zukunftsfähige Arbeitsplätze zu erhalten und für 
die Post-Corona-Zeit gerüstet zu sein. 

Millionen von Arbeitsplätzen stehen durch Corona auf dem Spiel 
Die Arbeitsmarktlage hat sich seit Mai 2020 spürbar gebessert, 
aber die Zahl der Arbeitslosen betrug im Januar wieder 2,9 Mio., 
die der Kurzarbeiter im November 2,3 Mio. Die Risiken bleiben 
hoch: Nach der jüngsten Erhebung im KfW-Mittelstandspanel 
erwarten die KMU, dass die Zahl der Beschäftigten im Jahr 2020 
um 1,1 Mio. zurückgehen könnte. Zu einem Arbeitsplatzabbau 
dieser Größenordnung wird es zwar dank der umfangreichen 
staatlichen Hilfen nicht kommen. Aber die Zahl spiegelt die pre-
käre Lage vieler Unternehmen. 

Die Beschäftigten müssen sich an neue Herausforderungen 
anpassen 
In den nächsten Jahren gilt es, zukunftsfähige Arbeitsplätze durch 
die Krise zu retten und die Beschäftigungschancen von Arbeits-
losen und Kurzarbeitern zu verbessern. Zudem müssen sich Be-
schäftigte und KMU an veränderte Anforderungen anpassen. 
Denn Deutschland steht durch Digitalisierung, den klimaneutralen 
Umbau der Wirtschaft und die demografische Entwicklung am 
Beginn eines weitreichenden Strukturwandels. Digitalisierung 
ist ein wesentlicher Treiber dieses Wandels. Nach Erhebungen im 
KfW-Mittelstandspanel haben von 2016 bis 2018 1,5 Mio. KMU 
Digitalisierungsprojekte erfolgreich abgeschlossen – 380.000 
mehr als von 2015 bis 2017. 
Zudem steuert die deutsche Wirtschaft durch demografische 
Schrumpfung und Alterung – ohne Gegensteuern – auf wachsen-
de Fachkräfteengpässe zu. Das schwache Wachstum der Arbeits-
produktivität verstärkt die Entwicklung. 

Deutschland hat ein Weiterbildungsdefizit 
Um die Herausforderungen anzugehen, müssen Beschäftigte, 
Unternehmer und Arbeitslose mehr Zeit und Geld in Quali-
fizierung investieren. Der Trend steigt, aber im Jahr 2018 nahmen 
60 % der Erwerbspersonen nicht an betrieblicher Weiterbildung 
teil. Individuelle berufliche Weiterbildung spielt weiterhin kaum 
eine Rolle. Zudem überwiegen kurze Bildungsmaßnahmen mit 
oft begrenztem Qualifikationseffekt. Gerade Beschäftigte im 
Niedriglohnbereich und Geringqualifizierte nehmen selten 
an Weiterbildungen teil. 2018 absolvierten 75 % der Erwerbs-
personen mit niedrigem Bildungsabschluss (maximal Haupt-
schulabschluss) keine betriebliche Weiterbildung. Für eine 
Kultur lebenslangen Lernens muss der Wert von Weiterbildung 
vermittelt werden (bessere Berufschancen, höhere Einkommen, 

Aufstiegschancen, unternehmerischer Erfolg). Hilfreich sein 
kann zudem eine individuelle Beratung über Qualifizierungs-
bedarf und -möglichkeiten durch die Bundesagentur für Arbeit 
und private und kommunale Anbieter. Dazu gehört die Beratung 
von Mittelständlern – besonders im Hinblick auf Digitalisierung. 
Eine Untersuchung von KfW Research zeigt, dass ein Drittel der 
KMU den Bedarf an Digitalkompetenzen nicht decken kann. 
Der Weiterbildungssektor ist schwer überschaubar. Für mehr 
Transparenz und Qualitätssicherung können die Zertifizierung 
von Weiterbildungsangeboten sowie Ausbau und Vernetzung 
von Weiterbildungsdatenbanken sorgen. Regionale Weiterbil-
dungsverbünde von Unternehmen und staatlichen Akteuren 
können Angebotsengpässe beheben, ebenso Online-Angebote 
(Schulung, Beratung, Best-Practice-Lösungen).

Kosten oft Weiterbildungshürde 
Von entscheidender Bedeutung ist die finanzielle Unter-
stützung, denn (zu) oft scheitert Weiterbildung an den Kos-
ten. Besonders wichtig ist die Kostenübernahme für berufs-
begleitende Weiterbildung von Geringqualifizierten und im 
Niedriglohnbereich. Das Risiko, vom digitalen Strukturwandel 
überfordert zu werden, ist hier besonders groß. Auch für 
viele KMU sind die Kosten eine bedeutende Hürde für die An-
eignung von neuem Know-how und die Weiterqualifizierung der 
Mitarbeiter.

Martin Müller, 

martin.mueller@kfw.de, 

www.kfw.de  

Wirtschaft
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KI-Lab Region Stuttgart: 

Künstliche Intelligenz 
im Mittelstand nutzen

Täglich werden unvorstellbar große Mengen an neuen Daten 
generiert, die Künstliche Intelligenz (KI) gilt für viele Mittel-
ständler jedoch noch als Zukunftstechnologie. Bereits heute 
lassen sich lernende IT-Systeme nutzen, um Daten gezielt aus-
zuwerten, Entscheidungen zu unterstützen und Handlungs-
empfehlungen abzuleiten. So ermöglichen algorithmenbasierte 

Anwendungen die vorausschauende Wartung und Instand-
haltung von Maschinen, die Erstellung von Kaufempfehlungen 
im Online-Handel, das Erkennen von Abweichungen bei 
Diagnoseprozessen oder die Spracherkennung von Chatbots. 
Der Trend zur Künstlichen Intelligenz ist weltweit un-
gebrochen, und KI-Technologien kommen in immer mehr An-
wendungsfeldern zum Einsatz. Trotz des großen Potenzials 
setzten in Deutschland im Jahr 2020 nur rund 6 % der Unter-
nehmen KI in Produkten, Dienstleistungen oder internen Pro-
zessen ein – so das Ergebnis einer Studie des Zentrums für 
Europäische Wirtschaftsforschung im Auftrag des Bundes-
wirtschaftsministeriums. Gerade für viele mittelständische 
Unternehmen bestehen häufig noch Hürden. Meist ist unklar, 
welche Anwendungsfälle im Unternehmen sinnvoll sind, wie 
KI-Anwendungen in die bestehende IT-Infrastruktur integriert 
werden können und welche datenschutzrechtlichen und orga-
nisatorischen Rahmenbedingungen, beispielsweise durch die 
Veränderung von Arbeitsprozessen, beachtet werden müssen. 
Das im Dezember 2020 gestartete KI-Lab Region Stuttgart setzt 
bei den konkreten Problemlagen der Betriebe an. Das neue 
Innovationslabor mit Sitz in Böblingen richtet sich insbesondere 
an kleine und mittlere Unternehmen und bietet ein umfassendes 
Informations-, Beratungs- und Schulungsangebot zum Thema KI. 
Partner des KI-Labs sind das Zentrum Digitalisierung Region Stutt-
gart (ZD.BB), das Herman Hollerith Zentrum der Hochschule Reut-
lingen (HHZ), der Landkreis Böblingen und das Softwarezentrum 
Böblingen/Sindelfingen. Unterstützt wird das Labor von der Wirt-
schaftsförderung Region Stuttgart, Fachkräfteallianz Region Stutt-
gart, IHK-Bezirkskammer Böblingen, Handwerkskammer Region 
Stuttgart, Kreishandwerkerschaft Böblingen sowie den Industrie-
partnern IBM Deutschland, MHP und dibuco. 
Das KI-Lab Region Stuttgart wird vom Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-Württemberg ge-
fördert und ist in eine breit angelegte Initiative des Landes 

Dr. Claus Hoffmann, Koordinator KI-Lab Region Stuttgart und Leiter Zentrum 
Digitalisierung Region Stuttgart

Erfrischend innovativ  
für Kühler, Kälte, Klima

Salzmann Kühler GmbH
Tel.: 07731 8684-0

www.salzmann-kuehler.de
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eingebettet. Das Ministerium fördert in Baden-Württemberg 
den Aufbau von insgesamt 19 regionalen KI-Labs im Rahmen 
des „Aktionsprogramm KI für den Mittelstand“. Mit den KI-
Labs wird die Schlüsseltechnologie Künstliche Intelligenz in 
die Fläche des Landes getragen. Sie sind erste Anlaufstellen, 
bei denen sich interessierte Unternehmen in ihrer Region über 
konkrete Einsatzmöglichkeiten von KI und beispielhafte An-
wendungen informieren können. Die Labore tragen dazu bei, 
das Potenzial von KI zu erkennen, konkrete Einsatzmöglich-
keiten in ihrem Branchen- und Betriebsumfeld zu identifizieren 
und erste Schritte in Richtung KI-Anwendungen zu gehen. 
Als Informations-, Lern- und Experimentierraum Interessier-
ten bietet das KI-Lab Region Stuttgart die Möglichkeit, in das 
Thema KI einzusteigen, erste Erfahrungen in Testumgebungen 
zu sammeln und Unterstützung für eigene Pilotvorhaben zu 
erhalten. Die Fachexperten des Labs stehen in Beratungs-
gesprächen persönlich zur Verfügung, um grundlegende Fra-
gen zur KI zu klären und Einsatzmöglichkeiten, sogenannte 
Use Cases, zu identifizieren. Hierzu werden zunächst die ak-
tuelle Unternehmens- und Digitalisierungsstrategie, Produkte, 
Services analysiert, um die konkreten Potenziale für den Ein-
satz von KI-Methoden und -Werkzeugen im Unternehmen zu 
identifizieren. 
Eine Führung durch das KI-Labor verdeutlicht potenzielle Ein-
satzszenarien. Verschiedene Demonstratoren wie die Lager-
haltungsoptimierung durch Ersatzteilbedarfsvorhersagen, Um-
satzprognosen mit Filial-, Promotion- und Wettbewerberdaten, 
Retouren-Minimierung durch die Berechnung von Kleidungs-
größen mit KI-Algorithmen oder zu intelligenten Arbeits-
umgebungen mit digitalen Boards, Audio- und Videosystemen 
und Sensornetzwerken vermitteln einen Einblick in konkrete 
KI-Anwendungsfelder für den Mittelstand.
Darüber hinaus werden speziell auf die Bedarfe der Unternehmen 
zugeschnittene KI-Workshops angeboten. Im Mittelpunkt stehen 

die Identifikation von Use Cases, die KI-Lösungsentwicklung mit 
dem Standardprozessmodell CRISP-DM (Cross Industry Standard 
Process for Data Mining) und die Datenaufbereitung und Daten-
modellierung. Bevor Lösungen erarbeitet werden, wird das gene-

Ausgangspunkt von KI-Lösungen: Kreativworkshop des KI-Lab Region Stuttgart
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relle Geschäftsverständnis geschärft und in Kreativworkshops 
neue digitale Geschäftsmodelle entwickelt. Ziel der Workshops 
ist es, ein spezifisches Einsatzgebiet im jeweiligen Unternehmen 
für eine KI-getriebene Anwendung zu identifizieren, die konkreten 
Mehrwerte festzustellen und die notwendigen Daten zu identi-
fizieren. Für die weitere Anwendung von KI und lernenden Syste-
men stellt die Verfügbarkeit von Daten in ausreichender Qualität 

und Menge sowie die effektive Datenverwaltung eine zentrale 
Voraussetzung dar. Ein Fokus liegt daher im Bereich Data Science 
auf der Art und Weise, wie Daten verarbeitet, aufbereitet und ana-
lysiert werden können. Unternehmen können in die Workshops 
ihre Echtdaten einbringen, um möglichst realitätsnah an Lösungen 
zu arbeiten.
Nach den Workshops können Unternehmen in ihre eigenen KI-
Projekte starten. Die Spezialisten des KI-Labs unterstützen sie 
bei der Definition der Handlungsfelder und Maßnahmen und 
stehen bei der Umsetzung beratend zur Seite. Im Rahmen eines 
„Proof of Concept“ können Unternehmen für ihr KI-Projekt 
Hardware, Software und Service-Optionen testen, potenzielle 
Datenengpässe identifizieren oder die Auswirkungen auf die IT-
Infrastruktur und die gesamte Organisation aufzeigen. Aktuell 
begleitet das KI-Lab Region Stuttgart bereits zwei Pilotprojekte: 
ein Holzwerk bei der Entwicklung einer KI-basierten Qualitäts-
managementlösung, die Verfahren der Bilderkennung nutzt, 
sowie die KI-unterstützte Automatisierung von Verwaltungs-
prozessen eines mittelständischen Autohauses.
Vervollständigt wird das Angebot des KI-Labs Region Stuttgart 
durch regelmäßige KI-Online-Trainings, die Fachkräfte für den 
Einstieg in KI-Vorhaben qualifizieren. Themen sind neben einer 
Grundlagenschulung auch die Nachvollziehbarkeit von KI-Ver-
fahren, der Aufbau einer KI-Roadmap zur erfolgreichen Durch-
führung von KI-Projekten und fachspezifische Angebote wie die 
Erstellung von Chatbots. Auch bei der Suche nach geeigneten 
KI-Dienstleistern und öffentlichen Förderprogrammen ist das 
KI-Lab Anlaufstelle für Unternehmen. 
Bei einem Besuch des KI-Labs Region Stuttgart können Interes-
sierte die Welt der Künstlichen Intelligenz näher kennenlernen. 
Im Austausch mit den Experten lassen sich für den Mittelstand 
die Chancen von „KI made in Baden-Württemberg“ leichter 
und schneller nutzen. 

Dr. Claus Hoffmann,

hoffmann@zd-bb.de,

www.ki-lab-region-stuttgart.de  

Der Böblinger Landrat Roland Bernhard, Hans-Ulrich Schmid (Softwarezentrum Böblingen/Sindelfingen), Dr. Claus Hoffmann (ZD.BB) und Prof. Dr. Alexander 
Rossmann (HHZ) eröffnen das KI-Lab Region Stuttgart im Dezember 2020 (v. r. n. l.)

INNOVATION

KNOW-HOW

TECHNOLOGIE

WIR SIND IHR PARTNER
FÜR NASSPROZESSANLAGEN

AP&S International GmbH . Obere Wiesen 9 . 78166 Donaueschingen
0 771 8983 0 . info@ap-s.de . www.ap-s.de
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Die Phasen  
der Unternehmensnachfolge

Die Unternehmensnachfolge ist für Sie 
als Unternehmer oft die schwierigste, 
komplexeste und auch folgenreichste Ent-
scheidung. Obwohl Sie jahrzehntelang 
wichtige Entscheidungen getroffen haben, 
ist die Unternehmensnachfolge etwas völ-
lig anderes. Denn dieses Mal geht es nicht 
nur ums Unternehmen, sondern auch um 
Sie, um Ihre Familie, um mögliche Nach-
folger und andere Beteiligten.

Wir werden uns Schritt für Schritt die 
Unternehmensnachfolge vornehmen. Eine 
Nachfolge sollte geplant und geregelt wer-
den. Das sollte frühzeitig geschehen, damit 
Ihnen viele Möglichkeiten für die Planung 
der Fortführung Ihres Unternehmens 
bleiben. Denn genau darum handelt es 
sich doch: Ihr Lebenswerk, Ihr Baby soll 
auch nach Ihnen fortgeführt werden, und 
genau dafür müssen Sie als Unternehmer 
die Weichen stellen. Sie sind verantwort-
lich für die erfolgreiche Fortführung Ihres 
Unternehmens.

Lassen Sie uns zuerst die einzelnen Pha-
sen der Unternehmensnachfolge be-
trachten. Versuchen Sie immer, die rosa-
rote Brille abzulegen, die bei den meisten 
Unternehmern bestehende Betriebs-
blindheit abzuschütteln und Ihr Unter-
nehmen aus den Augen eines Investors 
zu betrachten. Denn nur so bleiben Sie 

eher objektiv statt subjektiv.
Phase 1: Sie als Unternehmer stehen 
irgendwann vor der Frage, ob Sie das 
Unternehmen übergeben, verkaufen 
oder gar schließen möchten. Es ist Ihre 
Entscheidung, ob das Unternehmen 
fortgeführt werden soll oder nicht –  
ja oder nein. Je früher Sie sich diese 
Frage stellen, desto mehr Möglich-
keiten stehen Ihnen offen. Hier stellt 
sich nicht nur die Frage, ob Sie Kin-
der haben, die die Nachfolge antreten 
könnten, sondern auch, welche Be-
dürfnisse und Wünsche die beteiligten 
Personen haben. Werden Sie sich Ihrer 
eigenen Herausforderungen, aber auch 
derer der nachfolgenden Generation 
bewusst. 

Phase 2: Sobald Sie die Entscheidung 
für oder gegen die Fortführung des 
Unternehmens getroffen haben, geht 
es an die Unternehmensanalyse. Mit 
der Ist-Analyse und angesichts der be-
stehenden Zukunftsaussichten sollten 
Sie erkennen, ob die jetzige Strategie 
noch zukunftsfähig ist oder ob Sie daran 
arbeiten müssen. Hierbei ist es natürlich 
entscheidend, sich auch mit der Fami-
lie auseinanderzusetzen, insbesondere 
auch dann, wenn die Kinder als mögliche 
Nachfolger parat stehen. Denn wäre es 
nicht unverantwortlich, eine zukünftige 

Strategie ins Leben zu rufen und Ziele zu 
formulieren, ohne mit den potenziellen 
Nachfolgern gesprochen und sie integ-
riert zu haben? Und auch bei einem mög-
lichen Verkauf sollten Sie die Zukunft des 
Unternehmens im Blick haben, da der 
Käufer die Zukunft kauft und nicht den 
vergangenen Erfolg.

Phase 3: Sind viele Fragen beantwortet 
und die Strategie entwickelt, geht es an 
die eigentliche Nachfolge. Hier steht 
meistens schon fest, ob der Nachfolger 
aus der Familie kommt oder extern ge-
sucht werden muss. Falls Sie sich auf die  
Suche machen müssen, müssen Sie die 
einschlägigen Portale und Börsen ken-
nen, um einen geeigneten Nachfolger 
zu finden. Sowohl bei der externen als 
auch der familieninternen Nachfolge 

Lothar Eller, Geschäftsführer der Eller Consulting 
GmbH und MIT-Mitglied

KOMPLETTBAU           STEG- UND HAFENBAU         SONDERKONSTRUKTIONEN                      STAHLBAU

Stahl.Bau.Rettich
Rettich Stahlbau GmbH 
78351 Bodman 
Im Weiler 19 
Tel. +49(0) 7773 / 93150 
www.rettich-stahlbau.de
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sollte der Kandidat die notwendigen An-
forderungen erfüllen. Denn nur so ist ge-
währleistet, dass das Unternehmen auch 
nach Ihnen weiterbesteht. In diesem 
Schritt sollten Sie sich auch über einen 
Zeitrahmen Gedanken machen, z. B. zum 
Termin der Übergabe, zur Dauer der Ein-
arbeitung etc.

Phase 4: Jetzt steht der Nachfolger fest, 
somit können Sie sich um die Verträge, 
die Realisierung, den Rahmen und die 
Struktur der Nachfolge kümmern. Be-
geben Sie sich in Verhandlung mit dem 
feststehenden Nachfolger, wobei diese 
bei externen und familieninternen Nach-
folgern natürlich verschieden ist.

Phase 5: Der Tag X kommt. Der Nach-
folger tritt ins Unternehmen ein und leitet 
Veränderungen ein bzw. führt diese fort. 
Die Übergabe des Unternehmens ist bei 
der Nachfolgeplanung der entscheidende 
Schritt. Bei einer externen Nachfolge wer-
den somit auch die Aufgaben übergeben, 
bei einer familieninternen Nachfolge kris-
tallisieren sich vor allem sechs Formen der 
heraus (siehe Grafik rechts).

Phase 6: Nach der Übergabe des Unter-
nehmens an den Nachfolger ist es dessen 
Aufgabe, die Führung des Unternehmens 
zu übernehmen. Beim Verkauf des Unter-
nehmens bieten manche Verkäufer dem 
Käufer für eine gewisse Zeit ihre Unter-
stützung an. Bei der familieninternen 
Übergabe findet eine Begleitung des 
Nachfolgers meistens durch die ab-
gebende Generation statt, die noch eine 
Zeit lang im Unternehmen bleibt. An den 
sechs Formen der Übergabe sehen Sie 
aber, dass es manchmal auch länger dau-
ert. Der Nachfolger kann natürlich auch 
durch einen externen Berater unterstützt 
und begleitet werden.

Fazit: Die Unternehmensnachfolge ist 
ein Prozess, der sich im echten Leben 
kaum in Phasen einteilen lässt. Trotz-
dem sollten Sie bei der Unternehmens-
nachfolge Schritt für Schritt vorgehen, 
um mögliche Stolpersteine zu umgehen 
oder zu beseitigen. 

Lothar Eller,

info@ellerconsulting.de,

www.ellerconsulting.de  
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Vorstellungsgespräch per Videocall

Die gedruckte Bewerbungsmappe hat aus-
gedient: Während der Coronapandemie 
haben nahezu alle Arbeitgeber auf digita-
le Bewerbungsverfahren umgestellt. 98 % 
der Unternehmen ermöglichen den Job- 
Interessierten, ihre Bewerbungsunter-
lagen digital einzureichen. Knapp drei 
Viertel (72 %) führen Bewerbungs-
gespräche per Videokonferenz. Mehr als 
die Hälfte (55 %) setzt digitale Assess-
ment-Center oder Online-Testverfahren 
ein. Jedes sechste Unternehmen (16 %) 
ermöglicht digitales Probearbeiten. Und 
bereits jedes Vierte (26 %) bietet die 
digitale Vertragsunterschrift per elek-
tronischer Signatur an. Das ist das Er-
gebnis einer repräsentativen Befragung 
von mehr als 850 Geschäftsführern und 
Personalverantwortlichen in Unter-
nehmen aller Branchen im Auftrag des 
Digitalverbands Bitkom. Demnach waren 
digitale Bewerbungsverfahren vor der 
Coronapandemie noch deutlich weniger 
verbreitet. Auf digitale Bewerbungsunter-
lagen setzten 88 % der Unternehmen, 
auf digitale Assessment-Center oder 
Online-Testverfahren 43 % und auf Be-
werbungsgespräche per Videokonferenz 
39 %. Digitales Probearbeiten (7 %) und 
die Vertragsunterschrift per digitaler 
Signatur (13 %) gab es kaum. „In der Co-
ronapandemie hinterfragen viele Unter-
nehmen ihre internen Prozesse, gerade 
auch in der Personalsuche. Nahezu jedes 

Unternehmen akzeptiert mittlerweile On-
line-Bewerbungsunterlagen, auch das Be-
werbungsgespräch per Videokonferenz 
ist mittlerweile Standard“, sagt Bitkom-
Hauptgeschäftsführer Dr. Bernhard Roh-
leder. „Digitale Bewerbungsverfahren 
schonen Ressourcen, sind klimafreundlich 
und bieten auch bei der Personalsuche 
große Vorteile. Online-Tests und digitales 
Probearbeiten machen es für Arbeitgeber 
wie Bewerber einfacher, herauszufinden, 
ob man zueinander passt.“
Kommt es zu einem Bewerbungsgespräch 
per Videokonferenz, ist Microsoft Teams 
das meist genutzte Tool. Sechs von zehn 
Unternehmen (59 %) setzen auf diese 
Software. Vier von zehn (39 %) nutzen 
Skype, jedes Dritte (33 %) Zoom. Dahinter 

folgen GoToMeeting (17 %) und What-
sApp (11 %). Ebenfalls eingesetzt werden 
Google Hangouts (7 %), FaceTime (6 %) 
und WebEx (4 %).
Hinweis zur Methodik: Grundlage der An-
gaben ist eine Umfrage, die Bitkom Research 
im Auftrag des Digitalverbands Bitkom 
durchgeführt hat. Dabei wurden 853 Ge-
schäftsführer und Personalleiter von Unter-
nehmen mit 3 und mehr Beschäftigten aller 
Branchen (exklusive Landwirtschaft und öf-
fentlichem Sektor) telefonisch befragt. Die 
Umfrage ist repräsentativ für die Gesamt-
wirtschaft in Deutschland.

Bastian Pauly (Pressesprecher),

b.pauly@bitkom.org,

www.bitkom.org  

Wirtschaft

Ein gemütliches Zuhause 
mit den besten Pellets

PELLETS VON HIER

GLEICH BESTELLEN!
esslinger-energie.de
Tel. 0 74 44 - 956 00-22

 Quelle: Bitkom Research 2020

Corona macht Homeoffice massentauglich
Anteil der Berufstätigen im Homeoffice (in Mio.)
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Daniel Caspary MdEP

Ein Jahr Corona: Was erwartet uns 2021? 

Wenn ich auf das vergangene Jahr zurückblicke, wundere 
ich mich manchmal, wie sehr wir über uns selbst hinaus-
gewachsen sind: Ja, wir wachsen mit den Aufgaben. Es ist nun 
schon etwas mehr als ein Jahr her, dass strenge Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Coronapandemie ergriffen wurden. Wir 
haben viel geschafft, einige Aufgaben liegen aber auch noch 
vor uns. 
 
Insbesondere die ersten Monate der Pandemie haben von vie-
len Vieles abverlangt. Die Grenzschließungen zu Beginn der 
Krise waren schmerzlich. Deshalb war es gut, dass wir schnell 
zur europäischen Solidarität zurückgefunden haben. Der um-
fangreiche Aufbauplan, die gemeinsame Impfstrategie, die star-
ke Koordinierung europäischer Maßnahmen: Wir können sehen, 
dass Europa in diesen schweren Stunden näher zusammenrückt 
und in seine gemeinsame Zukunft investiert.

Die europäische Antwort auf eine globale Pandemie
Kein Mitgliedstaat kann eine Pandemie wie Covid-19 allein 
bewältigen. Gerade in Pandemiezeiten gilt: Uns kann es in 
Deutschland nur so gut gehen, wie es unseren europäischen 
Nachbarn und Freunden geht. Die Koordinierung durch die Euro-
päische Union ist zentral. Die Union unterstützt die Mitglied-
staaten bei der Absprache und Durchführung ihrer nationalen 
Maßnahmen und informiert objektiv über die Ausbreitung des 
Virus und wirksame Maßnahmen zu dessen Eindämmung. Ein 
Beispiel hierfür war die Verknüpfung der Corona-Apps. Auch 
die breit aufgestellte Impfstrategie der Europäischen Kommis-
sion hat sich als essenziell erwiesen. Das Investitionsrisiko für 
die Pharmaunternehmen wurde gesenkt, und die europäische 
Einkaufsallianz hat sich als fairer Verteilungsmechanismus er-
wiesen. Die EU konnte mit den Impfstoffherstellern besser ver-
handeln als die einzelnen Mitgliedstaaten allein. Wer hier na-

Daniel Caspary MdEP (CDU) ist Vorsitzender der CDU/CSU-Gruppe im Europäischen Parlament und Mitglied im Ausschuss für Internationalen Handel (INTA). 
Er ist Mitglied des Präsidiums der CDU Deutschlands und stellvertretender Landesvorsitzender der CDU Baden-Württemberg. Gemeinsam mit seiner Frau und 
ihren fünf Kindern lebt er im nordbadischen Weingarten.
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tionale Alleingänge bevorzugt, kann gerne recherchieren, was 
andere Länder pro Dosis zahlen oder auch welche Pro-Kopf-
Mengen sich beispielsweise die Briten gesichert haben. Im No-
vember 2020 wurde der Grundstein für die neue Gesundheits-
union gelegt, und von der neuen Rolle der EU in der öffentlichen 
Gesundheit profitieren alle. Globale Herausforderungen kann 
man nicht durch Mauern, Grenzen, nationale Alleingänge und 
Egoismus lösen, globale Herausforderungen löst man am bes-
ten und nur gemeinsam.
 
Weiter an der Demokratie arbeiten
Auch für unsere Demokratie ist Corona eine große Heraus-
forderung. Ich wünsche mir, dass der notwendige Schutz 
für unsere Bürger aufrechterhalten bleibt, aber gleich-
zeitig so schnell so viel persönliche Freiheit wie möglich 
zurückgewonnen wird. Das bedeutet zuerst, dass unsere 
demokratisch gewählten Institutionen über notwendige 
Maßnahmen entscheiden. Wenn diesen oft ein Zögern vor-
geworfen wurde, dann ist das vielleicht auch der Preis für 
einen demokratischen Prozess, der alle miteinschließt. Wir 
können und wir wollen nicht wie China Freiheiten ohne 
Achtung der Menschenrechte und Verhältnismäßigkeit ein-
schränken. Während die Krise besondere Maßnahmen er-
forderlich macht, muss Raum für berechtigte Kritik, Reflek-
tion und Kontrolle bleiben. Und je klarer wird, dass die Krise 
nicht in ein paar Wochen oder Monaten überwunden ist, 
desto wichtiger ist die demokratische Debatte, und dass die 
Krise nicht lähmt. Auch jetzt müssen Weichen gestellt, wich-
tige Entscheidungen getroffen und demokratische Prozesse 
gestärkt werden. Guter Datenschutz, ein funktionierender 
Rechtsstaatsmechanismus und öffentliche Debatten stellen 
sicher, dass Europa in der Krise Europa bleibt. 

Frei geplante Architekten-
häuser. Für Menschen, die
Ihren eigenen Plan vom
Leben haben. Und indivi-
duelle Vorstellungen vom 
Wohnen. weberhaus.de

Ich will ein Haus mit Ausstrahlung. 
Und Charakter.

Mein Haus. Meine Welt.  
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 Investition in unsere gemeinsame Zukunft
Gesundheit und Wirtschaft dürfen nicht gegeneinander aus-
gespielt werden, beide Interessen müssen miteinander ver-
söhnt werden. Deshalb ist es gut, dass die Funktionalität des 
EU-Binnenmarktes sichergestellt werden konnte und mit dem 
mehrjährigen EU-Haushalt 2021-27 ein starkes Konjunktur-
programm verabschiedet wurde, das wichtige Investitionen in 
die Zukunft umfasst. Krisenmanagement bedeutet auch, die 
Zukunft im Blick zu haben und Gelder für Jugend, Forschung 
und Gesundheit bereitzustellen. Die schnelle Entwicklung ver-
schiedener Impfstoffe hat gezeigt, dass unsere medizinische 
Forschung am Puls der Zeit arbeitet und innovativ auf neue 
Herausforderungen reagiert. Die Krise hat aber auch gezeigt, 
dass wirtschaftliche Sektoren ohne eigenes Verschulden in 
Schwierigkeiten geraten können. Insgesamt stehen für die Er-
holung Europas nach Corona nun 1,8 Billionen Euro bereit - eine 
beispiellose Summe, die mit recht nur schwer vorstellbar er-
scheint. Damit der wirtschaftliche Aufschwung einsetzen kann, 
muss die Corona-Hilfe aber auch dort ankommen, wo sie ge-
braucht wird. Deshalb ist der neue Haushalt auch der flexibelste 
Haushalt, den die EU jemals verabschiedet hat. Dazu gehören 
Soforthilfen, die die unmittelbaren Einkommensverluste für 
Unternehmen und Familien ausgleichen, wie auch langfristige 
Gelder für den wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Fort-
schritt. Vor allem im Bereich der Digitalisierung ist noch Nach-
besserungsbedarf. Jetzt ist der richtige Zeitpunkt, die digitale 

Vernetzung voran zu treiben, weil sie ermöglicht, in der Pande-
mie miteinander in Kontakt zu bleiben - beruflich wie privat. 
 
Mehr internationale Vernetzung, mehr Multilateralismus 
Eine von Europa aktiv mitgestaltete Globalisierung und inter-
nationale Vernetzung kann wirtschaftlich wie politisch den Weg 
aus der Krise ebnen. Wir sehen zum Beispiel jetzt, dass unsere 
Autobauer davon profitieren, dass sich die chinesische Wirtschaft 
schneller erholt. Es ist gelungen, die Lieferketten von wichtigen 
Waren nicht abreißen zu lassen und weiterhin Handel zu ermög-
lichen. Nun ist die Chance, die Vernetzung auszubauen, von Fach-
kräften auf der ganzen Welt zu profitieren und Unternehmen 
digitaler aufzustellen. Globale Institutionen wie die Weltgesund-
heitsorganisation müssen weiter gestärkt werden. Eine Folge der 
Krise scheint eine gewachsene Distanz zwischen den Ländern 
weltweit zu sein. Dabei gibt es aber auch viele Beispiele, wie gera-
de die internationale Zusammenarbeit und Multilateralismus ent-
scheidend zu der Bewältigung der Krise beigetragen hat. 
 
Vorbereitungen für den Tag nach der Pandemie
Es gibt auch einen Tag nach der Pandemie. So sehr wir ihn 
herbeisehnen, so sehr müssen wir uns darauf auch vorbereiten. 
Dafür habe ich auch auf dem 33. Bundesparteitag der CDU 
plädiert, meinen Beitrag können Sie hier nochmals anschauen: 
www.tinyurl.com/DanielCaspary. 
 
Mit Armin Laschet ist ein Vorsitzender gewählt, der die Vorhaben 
tatkräftig und mit Augenmaß angeht, der vereint anstatt gegen-
einander ausspielt. Die Pandemie hat sicher dazu beigetragen, 
Probleme sichtbar zu machen. Nicht nur staatlich, auch zwischen-
menschlich haben wir unsere Prioritäten vielfach neu gesetzt. 
Wirtschaftlich haben sich neue Räume für Wachstum gezeigt. 
Wir sind im vergangenen Jahr über uns hinausgewachsen. Statt 
egoistisch zu sein und nur für uns selbst zu sorgen, sind wir pro-
europäisch, gemeinschaftlich und solidarisch vorgegangen. Ich 
danke allen, die bisher dazu beigetragen haben, diese Krise zu 
bewältigen. Nun heißt es, die europäische Wirtschaft auf die 
Zeit nach Corona vorzubereiten. Überall werden weiterhin wich-
tige Impulse in der Wirtschaft, Wissenschaft und Politik gesetzt, 
die beweisen, dass wir die Situation für Veränderungen hin zum 
Besseren genutzt haben. Wir im Europäischen Parlament werden 
weiterhin dafür arbeiten, dass Europa stärker aus der Krise hervor-
geht, als es in die Krise hineingegangen ist. 

Daniel Caspary MdEP, 

daniel@caspary.de, 

www.caspary.de  

Rohre, Stäbe, Profile aus
thermoplastischen

Kunststoffen

GEHR GmbH
Casterfeldstraße 172
D-68219 Mannheim
Telefon: 0621-87 89-0
Telefax: 0621-87 89-200www.gehr.de
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Der Brexit betrifft besonders 
Baden-Württemberg

Handelsprobleme, die durch den Bre-
xit entstehen, machen Baden-Würt-
tembergs Exportbetrieben besonders 
zu schaffen.
Derzeit haben sehr viele Unternehmen 
in Baden-Württemberg alle Hände voll 
zu tun, um die Auswirkungen der Coro-
na-Krise so gut wie möglich abzumildern. 
Andere wirtschaftliche Problemfelder 
treten dabei leicht in den Hintergrund. 
Allerdings darf man nicht vergessen, 
dass auch sie einen nachhaltigen Einfluss 
auf die Unternehmensentwicklung und 
damit auch die gesamtwirtschaftliche Si-
tuation in Baden-Württemberg haben. So 
auch der „Brexit“, den man vorrangig als 
ein britisches Problem abtun könnte, weil 
sich dessen Folgen schon kurz nach dem 
vollzogenen Austritt Großbritanniens 
aus der EU augenfällig zeigen.
Selbst mit dem „Last-Minute“-Han-
dels- und Kooperationsabkommen vom 
24.12.2020, das die britische Regierung 
als großen wirtschaftspolitischen Erfolg 
darzustellen versucht, ist der Waren-
verkehr mit dem Vereinigten Königreich 
komplizierter geworden. Schon allein 
die langen Lkw-Schlangen, die auf bei-
den Seiten des Ärmelkanals vor den 
Zollstellen stehen, verdeutlichen ein-
drücklich die neu entstandenen Zeit-
verzögerungen, um Wirtschaftsgüter 
zwischen der EU und Großbritannien 
auszutauschen. In der „Guardian“–Aus-

gabe vom 01.02.2021 beschreibt es Ben 
Fletcher, der Strategiedirektor des briti-
schen Industrieverbands „Make UK“, wie 
folgt: „Der letzte Monat war für die Im- 
und Exporteure wie Dantes fünfter Kreis 
der Hölle“. Der neu entstandene Papier-
krieg für die nun benötigten aufwendigen 
Zolldeklarationen würde viele Transport-
fahrten verzögern oder gar unmöglich 
machen. Sowohl die Zollverwaltungen als 
auch die Transportunternehmen hätten 
immer noch große Schwierigkeiten, das 
1.400 Seiten starke Handelsabkommen 
vom 26.12.2020 in funktionierende Ver-
fahrensabläufe zu übersetzen. Unvoll-
ständige Begleitpapiere seien eher die 
Regel als die Ausnahme.
Die Briten scheinen stärker betroffen 
zu sein. Ganze Wirtschaftszweige wur-
den in dem eilig zusammengezimmerten 
Freihandelsabkommen übersehen, und 
schon an nur zwei Beispielen lassen sich 
die gravierenden Auswirkungen dar-
stellen. Zum einen in der Modebranche. 
Sie trägt mit 35 Milliarden Pfund Um-
satz mehr zum dortigen Bruttoinlands-
produkt bei als die Fischerei, Musik-, 
Film- und Automobilindustrie zusammen 
und beschäftigt mehr als eine Million 
Mitarbeiter. Die Zahlung von Zöllen, 
Einfuhrumsatzsteuern und Gebühren 
verteuert Pakete in die EU um 30 %, 
beklagen namhafte Branchenvertreter. 
Diese meist mittelständischen Betriebe 

seien von ihrer EU-Kundschaft abhängig, 
würden aber derzeit mit den zusätzlichen 
Kosten und der Bürokratie nicht zurecht-
kommen. Wenn man die Textilarbeiter im 
neuen britischen Einwanderungsgesetz 
nicht berücksichtige, können Tausende 
von Arbeitsplätzen in der Branche nicht 
besetzt werden. Die Personenfreizügig-
keit von britischen Models, Fotografen 
und Veranstaltungspersonal ist seit dem 
Brexit weggefallen. Jetzt brauche es für 
Geschäftsreisen auf den Kontinent ein 
Visum – für jeden EU-Staat einzeln! Des-
halb hätten sich schon jetzt einige Unter-
nehmen in der Branche vorbereitet, 
Niederlassungen in der EU zu eröffnen.
Zum anderen wird man in Deutschland 
demnächst merken, dass es weniger 
Theatershows, Popkonzerte und Musi-
cals geben wird, wenn das nach Ende der 
Pandemie wieder möglich ist, weil auch 
diese Branche im Freihandelsabkommen 

Dietrich Eberhardt, MIT-Landesvorstandsmitglied 
und Kreisvorsitzender MIT Lörrach

International
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vernachlässigt worden ist. Diese Branche 
steuert einen Umsatz von 10,8 Milliar-
den Pfund zur Wirtschaftskraft des Ver-
einigten Königreichs bei. Auch Musiker, 
Rockstars und Orchester benötigen nun 
Visa und Arbeitsgenehmigungen für 
jedes EU-Land. Eine Europatournee wird 
so schnell zum verwaltungstechnischen 
Albtraum. Auch hier laufen die Berufs-
verbände Sturm und protestieren. Stars 
der britische Kulturbranche wie Elton 
John führen die Proteste an. 
Allein diese Beispiele veranschaulichen, 
dass das Freihandelsabkommen drin-
gend überarbeitet und weiterentwickelt 
werden muss, wenn die Politiker auf 
beiden Seiten eine Beeinträchtigung der 
Handelsbeziehungen und der guten poli-
tischen Zusammenarbeit vermeiden wol-
len. Alle Verhandlungspartner müssen 
einen guten Willen und große Flexibili-
tätsbereitschaft zeigen, damit der jetzt 
schon entstandene gesellschaftliche und 
wirtschaftspolitische Schaden nicht noch 
größer wird, denn Großbritannien gehört 
mit zu den wichtigsten Handelspartnern 
Deutschlands. Das macht sich auch an 
den deutschen Arbeitsplätzen bemerk-
bar. Etwa 460.000 Arbeitsplätze sind 
nach Auffassung des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung mit Ex-
porten nach Großbritannien verbunden. 
Am stärksten sind davon die Bundes-
länder Nordrhein-Westfalen, Bayern und 
Baden-Württemberg betroffen. 
Die sich verschlechternden Handels-
beziehungen lassen sich am Handels-
volumen zwischen den beiden Ländern 
ablesen. Im letzten Jahr ist das Handels-
volumen zwischen Großbritannien und 
Deutschland auf 76,3 Milliarden Euro 
gesunken. Gegenüber dem Vorjahr be-
deutet dieser Wert einen Rückgang von 
4 %, wie die Zahlen des Deutschen In-
dustrie- und Handelskammertags (DIHK) 
belegen. In der Rangliste der wichtigs-

ten deutschen Handelspartner rutschte 
Großbritannien seit dem Brexit-Votum 
im Jahr 2016 von Platz fünf auf Platz sie-
ben ab. Schon allein für die deutschen 
Agrarexporte über den Ärmelkanal hin-
weg befürchtet das Bundesforschungs-
institut für Ländliche Räume einen Rück-
gang um ein Fünftel. Diese Exportbilanz 
fällt für Deutschland immer noch positiv 
aus, weil sich die Ausfuhren in das Ver-
einigte Königreich auf jährlich etwa 
4,5 Milliarden Euro belaufen, während 
Deutschland in diesem Bereich nur für 
1,3 Milliarden von dort importiert. Aber 
rückläufige Zahlen fördern derzeit die 
negative Entwicklung.
Besonders Baden-Württemberg ist auf 
den Außenhandel stark angewiesen. 
Hiesige Firmen exportierten Güter für 
etwa für 11 Milliarden Euro nach Groß-
britannien. Damit sind die Briten der 
sechstwichtigste Handelspartner des 
Landes. Der Rückgang in den Handels-
beziehungen zum Vereinigten König-
reich fällt für Baden-Württemberg 

gravierender aus als für das restliche 
Bundesgebiet. Während die Gesamt-
exporte im Zeitraum 2015 bis 2018 in 
Deutschland bzw. in Baden-Württem-
berg durchschnittlich um 3,4 % bzw. 
1,2 % zunahmen, gingen die Waren-
lieferungen in das Vereinigte Königreich 
im gleichen Zeitraum jährlich um 2,7 % 
bzw. 11,8 % zurück. Das heißt, dass Ba-
den-Württembergs Exporte nach Groß-
britannien innerhalb von drei Jahren um 
mehr als ein Drittel einbrachen. Davon 
waren besonders der Handel mit phar-
mazeutischen Erzeugnissen und der Ex-
port von Autos und Automobilteilen be-
troffen. Diese Gütergruppen stehen in 
Baden-Württemberg bei den Ausfuhren 
ins Vereinigte Königreich ganz oben auf 
der Liste. Zusammen mit den Produk-
ten aus dem Maschinenbau und elek-
trischen Ausrüstungen repräsentieren 
diese Güter die Exportstärke des Süd-
weststaates. Etwa ein Fünftel des Ex-
portwertes dieser Waren von Deutsch-
land nach Großbritannien geht auf das 

Big Ben und Houses of Parliament – Parlamentssitz des Vereinigten Königreichs
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Konto Baden-Württembergs. Dieser 
Wert zeigt aber auch die wirtschaftliche 
Krisenanfälligkeit des Bundeslandes, 
wenn die Handelsbeziehungen zu einem 
wichtigen Handelspartner erschwert 
werden. Um für diese Produktgruppen 
neue Absatzmärkte zu erschließen, 
brauchen die betroffenen Unternehmen 
Zeit und wirtschaftliches Durchhaltever-
mögen. Umstrukturierungen können die 
Folge sein – auch mit Auswirkungen auf 
den Arbeitsmarkt innerhalb der einzel-
nen Regionen Baden-Württembergs.
Ganz sicher ist schon jetzt: der Waren-
verkehr mit Großbritannien wird teurer 
und kann sich zum Standortproblem 
für Baden-Württemberg entwickeln. 
Seit dem 01.01.2021 müssen sich die 
Unternehmen mit neuen Regelungen 
beschäftigen, die nur eine vorläufige 
Gültigkeit aufweisen, da sie von den EU-
Länderregierungen und -parlamenten 
noch nicht zugestimmt haben. Nur eini-
ge Themengebiete seien genannt: neue 
Zoll- und Transportbestimmungen, Dritt-
staatenregelungen bei Dienstleistungen, 
Vorschriften und Garantien bei der 
Datenübermittlung, Gesellschaftsrecht, 
die Beschäftigung von britischen Staats-
angehörigen, Einschränkungen bei Zerti-
fizierungen und Exportbeschränkungen 
und Gerichtsbarkeit. Allfällige Probleme 
können schnell finanzielle Auswirkungen 
nach sich ziehen. 
Auf verschiedenen Ebenen bieten die 
Landesregierung und die jeweiligen 
Kammern und Verbände Hilfestellung zu 
dieser komplexen Thematik, die schnell 
abgearbeitet sein muss. Das Risiko bleibt 
jedoch bei den jeweiligen Unternehmen 
und es wird viel „Good Will“ seitens der 
EU und dem Vereinigten Königreich 
geben müssen, damit die wirtschaft-
lichen Beziehungen nicht noch stärker 
leiden. Die MIT Baden-Württemberg 
wird ihren Einfluss in der Landes- und 
Bundespolitik geltend machen, damit die 
immer noch verhärteten Verhandlungs-
positionen bei dem schwierigen Thema 
abgemildert werden können. Hier sind 
auch die Europa-Abgeordneten gefragt.
Auch dort, wo man es kaum vermutet, 
zeigt der Brexit seine Wirkung. Ein 
südbadisch-britisches Unternehmen 
hat jetzt die Konsequenzen gezogen: 
„Herman ze German“ hat seine fünf Fi-
lialen auf der Insel zugemacht. Der aus 

Schopfheim stammende Florian Frey 
und seine Partnerin Azadeh Falakshahi 
gründeten im Jahr 2008 in London eine 
überaus erfolgreiche deutsche Brat-
wurstkette. Aber das Risiko wurde ein-
fach zu groß. Ihre speziellen Bratwürste 
lieferte ihnen die Metzgerei Hug in Stei-
nen stets frisch ins Vereinigte König-
reich, weil diese vor Ort schwerer oder 
gar nicht herzustellen gewesen wären. 
Mit den vereinfachten EU-Zoll- und 
Einfuhrregelungen war dies bisher kein 
Problem. Aber das Risiko wurde einfach 
zu groß. Das Brexit-Referendum führ-
te dazu, dass der Betrieb aufgrund der 
neuen Zuwanderungsbeschränkungen 
nicht mehr so leicht geeignete Fach-
kräfte in England einstellen konnte, 
um weiter zu wachsen. Und die Be-
fürchtung nahm zu, dass durch den Bre-
xit die Kaufkraft der Kunden schwindet. 
Zudem sorgte die Corona-Krise für 
ein Ausbleiben der Gäste, währen die 
hohen Mieten für die Geschäfte weiter-
liefen. Jetzt konzentrieren sie sich im 
Dreiländereck und Südbaden auf Burger 
und konzentrieren sich auf Expansions-
pläne in Süddeutschland und der 
Schweiz. Eine spätere Rückkehr nach 
England schließen sie jedoch nicht aus.
Das Polit-Gezerre um die künfti-
gen Beziehungen zwischen der EU 
und Großbritannien schadet letzt-

lich allen Beteiligten. Der Austritt hat 
den Briten wieder mehr einzelstaat-
liche Souveränität und wirtschaftliche 
Selbstbestimmung zurückgebracht. 
Aber die Diskussionen und Ver-
handlungen um das Handelsabkommen 
sind noch längst nicht vorbei. Gerade 
die Regelungen über den Status von 
Nordirland dürften schon frühzeitig für 
weitere innenpolitische Diskussionen 
im Vereinigten Königreich sorgen und 
auch die Beziehungen zur EU belasten, 
weil sie von beiden Seiten unterschied-
lich interpretiert werden können. 
Nicht nur für Großbritannien ist der 
gesamtwirtschaftliche und politische 
Schaden groß. Auch die EU wird künf-
tig darunter zu leiden haben, denn der 
EU-Binnenmarkt schrumpft um 16 %. 
In Verhandlungen mit den großen Wirt-
schaftskonkurrenten USA oder China 
kann die EU letztlich nur mit dem Zu-
gang zum europäischen Markt punk-
ten. Auch in der EU wird man über so 
manchen Schatten springen müssen, 
damit die immer noch gut nachbar-
schaftlichen Beziehungen in Zukunft 
erhalten bleiben und in eine für alle 
Seiten effiziente und freundschaftliche 
Kooperation mündet.

Dietrich Eberhardt,

dietrich.eberhardt@itrc.de  
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Die US-Wirtschaft  
nach den Wahlen

Am 20. Januar wurden Joe Biden als Präsi-
dent und Kamala Harris als Vizepräsidentin 
offiziell in ihre Ämter eingeführt. Nach 
teilweise wiederholten Auszählungen 
und Nachwahlen wurde zudem im Janu-
ar 2021 die Wahl bestätigt und ein neuer 
US-Kongress geformt. Während im US-
Repräsentantenhaus die Demokraten ihre 
Mehrheit (mit Sitzverlusten) verteidigen 
konnten, sind die Sitze im Senat 50/50 ge-
teilt - wenn man die Independents, wie in 
der Vergangenheit, dem Wahlverhalten 
der Demokraten zuschlägt. Bei Patt-Ab-
stimmungen steht in diesem Fall der US-
Vizepräsidentin die ausschlaggebende 
Stimme zu. Gleichzeitig wechselte der 
Senatsvorsitz von Mitch McConnell zum 
demokratischen Chuck Schumer. Dieser 
Wechsel ist im Hinblick auf die Geschäfts- 
und Tagesordnung als auch über die Be-
setzung von Gremien von Bedeutung. Die 
US-Wahl vom 03.11.2020 erbrachte da-

durch insgesamt einen Regierungswechsel, 
wenngleich mit dünnen Mehrheiten.

Bereits am ersten Tag seiner Präsident-
schaft erließ Präsident Biden 17 so-
genannte „executive orders“. Diese reich-
ten von „100 days masking challenge“ 
über den Wiederbeitritt zur WHO und 
des Pariser Klimaabkommens bis hin zum 
Baustopp der Mauer an der Grenze zu 
Mexiko. Damit wurden entsprechende 
anderslautende Erlasse seines Vorgängers 
Donald Trump rückgängig gemacht.

Wie bereits im Wahlkampf artikuliert, wer-
den die ersten politischen Aktionen der 
Bekämpfung der Corona-Krise und ihrer 
wirtschaftlichen Implikationen dienen. Ein 
umfassender Corona Relief Plan (Hilfsplan) 
in Höhe von 1,9 Billionen US-Dollar ist der-
zeit in Abstimmung zwischen dem Weißen 
Haus und dem Kongress. Neben Direkt-
zahlungen an US-Bürger von bis zu 1.400 
US-Dollar (in Abhängigkeit von der Höhe 
des Einkommens), verlängerte und größere 
Arbeitslosengeldzuschüsse, umfassen die 
Maßnahmen auch die Finanzunterstützung 
von Städten, Gemeinden und Bundes-
staaten. Die vorgeschlagene US-weite Er-
höhung des Mindestlohnes von derzeit 7,25 
auf 15 US-Dollar pro Stunde wird besonders 
kontrovers diskutiert. Gleichzeitig flammen 
Diskussionen über zukünftige Inflation 
wegen der Größe des Programmes auf. 

Weitere Pläne in der Wirtschaftspolitik 
zielen auf die Steuergesetzgebung, Infra-
struktur, Klimaschutzmaßnahmen sowie 
die Außenwirtschaftspolitik ab. Ein fester 
Bestandteil von Bidens Politik manifestiert 
sich im „Buy America“-Prinzip, dass auf eine 
Re-Industrialisierung bei gleichzeitiger Stei-
gerung der Wirtschaftsaktivitäten in an-
gestammten Industriestandorten und auch 
der Verkürzung der Lieferketten abzielt. 

Durch die Programme eröffnet sich uns 
ein guter Blick über die kurz- und lang-
fristigen Pläne der neuen US-Regierung. 
Biden wird seine Politik nicht eins zu eins 

umsetzen können. Es wird mit dem Kon-
gress und Senat viele Kompromisse geben, 
und wir werden keine großen wirtschafts-
politischen Würfe sehen. Aber es wird einen 
neuen Ton und eine neue Rhetorik geben. 
Die Atmosphäre wird partnerschaftlich und 
konstruktiv werden. Internationale Organi-
sationen wie die Welthandelsorganisation 
WTO werden gestärkt. 

In der Handelspolitik ist die Beziehung 
zu China für die Amerikaner das be-
herrschende Thema. Über die Zukunft des 
Phase-I-Abkommens zwischen den beiden 
Ländern besteht allerdings keine Klarheit. 
Das von Trump initiierte USMCA-Abkom-
men (Nachfolge NAFTA zwischen Kanada, 
Mexiko und USA) wird dagegen sicherlich 
in weiten Teilen bestehen bleiben. 

Die Handelskonflikte zwischen den 
USA und der EU werden sich nicht auto-
matisch in Luft auslösen. Es wird Be-
reiche geben, in denen eine Annäherung 
zwischen der EU und den USA erforder-
lich sein wird, einschließlich des Boeing-
Airbus-Konflikts, dem Datenschutz und 
der Fairness bei der Besteurung großer 
digitaler US-Unternehmen und natür-
lich der Umweltschutzpolitik.

Trotz der (Rhetorik der) Handelspolitik 
der Trump-Regierung ist der Handels-
überschuss der EU mit den USA seit sei-
nem Amtsantritt im Januar 2017 tatsäch-
lich stetig gestiegen. Ende 2019 lag er bei 
152,6 Milliarden Euro. Das amerikanische 
Warenhandelsdefizit mit der EU erreichte 
Ende letzten Jahres einen Höchststand 
von 178,4 Milliarden US-Dollar.

Dietmar Rieg, Präsident und CEO des German 
American Chamber of Commerce, Inc.
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Vor Beginn der Pandemie entwickelte 
sich die US-Wirtschaft gut. Wenn-
gleich die angepeilten plus 3 % nicht 
erreicht wurden, belief sich das Wirt-
schaftswachstum in 2019 auf 2,2 %, die 
Arbeitslosigkeit fiel auf ein 50-Jahres-
tief von 3,5 %, die Inflation lag eben-
falls unter dem Ziel der Federal Reserve 
Bank von 2 %. 

Mit Einsetzen der Pandemie veränderte 
sich die Situation schlagartig. Da ein er-
heblicher Teil der US-Wirtschaft stillstand, 
war bereits im zweiten Quartal 2020 ein 
Rückgang des Wirtschaftswachstums 
um erstaunliche 9 % im Vergleich zum 
selben Vorjahresquartal zu verzeichnen. 
Der Umsatz von Kleinunternehmen ist 
seit Januar 2020 um etwa 20 % gesunken. 
Bei näherer Betrachtung der Branchen 
zeigt sich, dass die Sektoren Finanzen und 
Wohnungsbau weitgehend unberührt blie-
ben. Hersteller sogenannter langlebiger 
Güter wie Autos waren von den corona-
bedingten Schließungen zwar betroffen, 
aber die restriktiven Maßnahmen wirkten 
sich nicht nachhaltig auf das Konsumver-
halten der Amerikaner aus, sodass sich 
diese Branchen relativ schnell erholten. 
Dagegen werden sich beispielsweise die 
Veranstaltungswirtschaft und der Touris-
mus erst erholen können, wenn die Covid-
19-Impfungen weltweit verbreitet werden.

Seit nunmehr zwölf Jahren führt die deut-
sche Außenhandelskammer - derzeit in Zu-
sammenarbeit mit KPMG - in den USA eine 
Wirtschaftsumfrage bei den deutschen 
Tochtergesellschaften vor Ort durch, der 
German American Business Outlook. Die 
letzten vorliegenden Ergebnisse wurden 
im Zeitraum vom November 2020 er-
fasst. Zusammenfassend blicken weiterhin 
fast alle deutschen Unternehmen in den 
USA (90 %) optimistisch in die Zukunft. 
Sie rechnen 2021 mit einem Wachstum 
ihres US-Geschäfts. Dieser Wert blieb 
trotz der schwierigen (Corona-) Rahmen-
bedingungen im Vergleich zum Vorjahr 
(93 %) nahezu stabil. Neun von zehn deut-
schen Unternehmen in den USA geben an, 
dass sie in den vergangenen zwölf Mona-
ten einen Gewinn erwirtschaften konnten, 
23 % sogar einen Gewinn von mehr als 
10 % im Vergleich zu ihrem Umsatz.
Fast zwei Drittel der befragten Unter-
nehmen geben an, dass die Pandemie 

die größte wirtschaftliche Heraus-
forderung für ihr Geschäft darstellt. 
Die Corona-Krise hat die Unternehmen 
getroffen, aber gleichzeitig sind diese 
gut mit der Krise umgegangen. Vor 
allem das Arbeiten von zu Hause und 
die damit verbundene Digitalisie-
rung aller internen Geschäftsabläufe 
sowie des Vertriebs sind die größten 
Herausforderungen für die befragten 
Unternehmen während der Krise. Hier 
mussten sich viele Konzerne deut-
lich umstrukturieren und zusätzlich 
investieren, auch in den Schutz vor 
Cyberrisiken.

Neben der Corona-Krise beschäftigt deut-
sche Unternehmen in den USA weiter-
hin der Fachkräftemangel. Die Suche 
nach geeigneten Fachkräften zählen zu 
ihren Top-3-Herausforderungen. Trotz 
kontinuierlicher Bemühungen in der 
Personalentwicklung geben nur 14 % der 
befragten Unternehmen an, dass sie keine 
Schwierigkeiten haben, qualifizierte Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter für offene 
Stellen zu finden. Vielmehr meinen 64 % 
der deutschen Unternehmen in den USA, 
dass sie in gewissem oder sogar großem 
Maße Schwierigkeiten haben, qualifizierte 
Arbeitskräfte zu finden. 

Verschärfend kommt hinzu, dass 43 % der 
befragten Unternehmen Personal aufbauen 
wollen. Bis 2026 erwarten 79 % eine Steige-
rung der Beschäftigtenzahl, 30 % sogar um 
mehr als ein Viertel. Die Digitalisierung und 
Automatisierung von Prozessen aller Art 
und des Vertriebs erfordern ganz andere 
Qualifikationsprofile als die vorhandenen. 

Unabhängig von einigen großen Heraus-
forderungen ist mit der Biden-Admi- 
nistration zu erwarten, dass die tra-
ditionell sehr engen wirtschaftlichen 
Beziehungen zwischen den USA und 
Deutschland weiter ausgebaut werden. 
Unternehmerische Möglichkeiten bieten 
sich in vielen Regionen. Für den Nord-
osten der USA erwarten wir sehr umfang-
reiche Investitionen im Offshore-Wind-
Bereich, sowie im Hochtechnologie- und 
Medizintechnik-Sektor. Unternehmen 
aus Baden-Württemberg konnten sich 
kontinuierlich und erfolgreich auf sich 
eröffnende Marktgegebenheiten ein-
lassen. Die Zukunft stellt sich sehr viel-
versprechend dar.

Dietmar Rieg,

drieg@gaccny.com,

www.gaccny.com  

Über den Autor:
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Unternehmenssanierung neu –  
StaRUG beschlossen

Die aktuelle Lage macht es Unternehmen 
mit Krisenanzeichen nicht leichter – dar-
auf hat der Gesetzgeber reagiert und den 
Rahmen für eine geordnete Sanierung 
außerhalb eines Insolvenzverfahrens mit 
dem sogenannten „StaRUG“ eingeführt. 
Aufgrund der Covid-19-Pandemie hat in-
soweit das Bundesjustizministerium die 
Umsetzung der zugrundeliegenden EU-
Restrukturierungsrichtlinie beschleunigt 
und abgeschlossen. 

Das Gesetz über den Stabilisierungs- und 
Restrukturierungsrahmen für Unter-
nehmen (StaRUG) ist am 01.01.2021 in 
Kraft treten. 

Auf dieser Grundlage sollen zukünftig 
Sanierungsmaßnahmen auch außerhalb 
einer Insolvenz gegen den Willen einzel-
ner Gläubiger durchgesetzt werden 
können. So soll ein Anreiz geschaffen 
werden, frühzeitig entsprechende Maß-
nahmen einzuleiten, um diesen Re-
strukturierungsrahmen zu nutzen. 

Zulässig ist dies, wenn die Zahlungsun-
fähigkeit droht, diese aber noch nicht 
eingetreten ist. Auf der anderen Seite 
steht dann jedoch auch zu befürchten, 

dass eine positive Fortbestehungsprog-
nose nicht bestätigt werden könnte mit 
der Folge, dass aufgrund Überschuldung 
Insolvenzantragspflicht besteht. Vor 
diesem Hintergrund wäre in einem sol-
chen Fall Eile geboten, um ein konsis-
tentes Sanierungskonzept und die Ein-
leitung des Restrukturierungsverfahrens 
vorzubereiten. 

Denn letztlich wird es entscheidend da-
rauf ankommen, dass man die Gläubiger 
„mitnimmt“ und durch eine exzellente 
Kommunikation die beabsichtigte Sa-
nierung in Abstimmung mit den Haupt-
gläubigern, den Arbeitnehmern und den 
Stakeholdern vorbereitet. 

Der auf dieser Basis zu entwickelnde 
Restrukturierungsplan ist letztlich 
vergleichbar mit einem außergericht-
lichen Vergleich, welcher mit sämtlichen 
Gläubigern des Schuldners zu verein-
baren wäre. Aber: Sollten einzelne Gläu-
biger sich nicht dazu bereiterklären, 
kann im Rahmen des StaRUG deren Zu-
stimmung ersetzt werden. Im Klartext: 
Diese Gläubiger könnten überstimmt 
werden. Denn es reicht aus, wenn eine 
Mehrheit von 75 % in jeder Gläubiger-

gruppe und die Mehrheit der Gruppen 
dem Restrukturierungsplan zustimmen. 

Insoweit gibt es gewisse Parallelen 
zum früheren Vergleichsverfahren und 
zum Insolvenzplan im Rahmen eines In-
solvenzverfahrens. Jedoch hat der Er-
steller des Restrukturierungsplans grö-
ßere Freiheiten. Z. B. können auch nur 
ausgewählte Gläubiger in den Plan ein-
bezogen werden, während die nicht ein-
bezogenen Gläubiger vom Plan nicht be-
troffen wären. 

Flankierend kann das Gericht den Gläu-
bigern untersagen, Vollstreckungsmaß-
nahmen und Sicherungsrechte gegenüber 
dem Unternehmen geltend zu machen 
(Vollstreckungs- und Verwertungssperre). 
Auf der anderen Seite ist leider in Ab-
weichung vom Gesetzentwurf nicht mehr 
vorgesehen, dass Verträge mit Geschäfts-
partnern durch das Restrukturierungs-
gericht beendet werden könnten, wel-
ches regelmäßig bei wirtschaftlich 
uninteressanten Verträgen ein hilfreiches 
Sanierungsinstrument gewesen wäre. 

Insoweit dürfte nunmehr ein geeigneter 
Rahmen geschaffen worden sein, um Re-
strukturierungen in unsicheren Zeiten 
geschützt und auf gesetzlicher Grund-
lage, jedoch ohne Insolvenzverfahren 
durchzuführen. 

Berthold Straetmanns,

dmp@derra-ul.de,

www.derra.eu  

RA Berthold Straetmanns, Fachanwalt für Han-
dels- und Gesellschaftsrecht sowie Insolvenzrecht

Hohe Luftqualität und angenehme Temperaturen 
steigern das Wohlbefinden und die Leistungsfä-
higkeit. Dafür stehen unsere hochwertigen Luft-
durchlässe, Kühldecken und das System der 
Betonkerntemperierung, die eine optimale und 
zugfreie Raumluftströmung gewährleisten. 

In enger Zusammenarbeit mit Bauherren, 
Ingenieurbüros und Architekten entwickeln 
wir maßgeschneiderte luft- und klimatechni-
sche Anlagen aller Art – bedarfsgerecht und 
ressourcenschonend. 

Lassen Sie sich kompetent beraten! 

Kiefer Klimatechnik GmbH • Heilbronner Straße 380-388 • 70469 Stuttgart                                
Telefon +49 (0) 711 81 09-0 • E-Mail: info@kieferklima.de 

Gesetzesnews
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Inserentenverzeichnis
 

Unternehmen in alphabetischer Reihenfolge

AP&S International GmbH 
 www.ap-s.de

AUDAX-Keck GmbH 
 www.audax.de

Lothar Bix GmbH 
 www.bix-lackierungen.de

Kunststoff Christel GmbH & Co. KG 
 www.kunststoff-christel.de

Claus Gebäudereinigung GmbH & Co. KG 
 www.claus-gebaeudereinigung.de

Derichsweiler Umzüge Lagerung Service 
GmbH & Co. KG 

 www.derichsweiler.com

Dold Holzwerke GmbH 
 www.dold-holzwerke.com

Alfred Dörflinger GmbH
 www.doerflinger-granit.de

E. Esslinger GmbH & Co. KG 
 www.esslinger-entsorgung.de

Artur Farr GmbH + Co. KG  
 www.farr-feinmechanik.de

Fischer Elektromotoren GmbH 
 www.fischer-elektromotoren.de

F. E. R. fischer Edelstahlrohre GmbH 
 www.fischer-group.com

F.K.M. Buster, Altöl u. Reststoffentsorgung 
GmbH 

 www.fkm-buster.de

FREYLER GmbH & Co. KG 
 www.freyler.de

Gehr GmbH 
 www.gehr.de

GL GmbH Metall- und Werkstattechnik 
 www.gl-gmbh.de

Kurt Glass AG 
 www.glass.ag

GMT Gummi-Metall-Technik GmbH 
 www.gmt-gmbh.de

Grauer & Karsten GmbH & Co. KG 
 www.grauer-karsten.de

Grünemay & Abt KG  
 www.gruenemay-abt.de

HAKOS Präzisionswerkzeuge  
Hakenjos GmbH 

 www.hakos-gmbh.de

Infinex Group 
 www.infinex-group.de

Karawane Reisen GmbH & Co. KG 
 www.karawane.de

Kiefer GmbH Luft- und Klimatechnik 
 www.kieferklima.de

Maier Werkzeugmaschinen GmbH & Co. KG 
 www.maier-machines.de

Mohr Solutions Ingenieure GmbH & Co. KG 
 www.mohrsolutions.de

MRS Electronic GmbH & Co. KG 
 www.mrs-electronic.de

MTR – Mannheimer Tankwagenreinigung 
Dietrich Ehrhardt GmbH 

 www.mtr-mannheim.de

PMK Kunststoffverarbeitung GmbH 
 www.pmk-maier.de

Rathberger GmbH 
 www.rathberger-blech.de

Rettich Stahlbau GmbH 
 www.rettich-stahlbau.de

Gebrüder Rückert GmbH & Co. KG 
 www.gebrueder-rueckert.de

Salzmann Kühler GmbH 
 www.salzmann-kuehler.de

SAX + KLEE GmbH Bauunternehmung 
 www.sax-klee.de

SCHATZ projektplan GmbH 
 www.schatz-gruppe.de

Schleith GmbH 
 www.schleith.de

Schwarzwälder Edelputzwerk GmbH  
 www.schwepa.com

SchwörerHaus KG 
 www.schwoererhaus.de

Ueberschär GmbH & Co. KG 
 www.bueromoebel.de

Karl Uhl GmbH & Co. KG 
 www.uhl-beton.de

VOMED Volzer Medizintechnik  
GmbH & Co. KG 

 www.vomed.de

WEBA GmbH & Co. 
 www.weba-medizintechnik.de

Weber Haus GmbH & Co. KG 
 www.weberhaus.de

Weinmann Aach AG 
 www.weinmann-aach.de

Gebr. Zimmermann GmbH 
 www.felswerk.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

 
 

NIX VON
DER STANGE!
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MIT vor Ort
MIT Alb-Donau/Ulm  

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach  

www.mit-bc.de

MIT Böblingen  

www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

 www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt  

www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen  

www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen  

www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg 

www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen  

www.mit-gp.de

MIT Heidelberg  

www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 

MIT Heilbronn

 www.mit-heilbronn.de

MIT Hohenlohe  

www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe  

www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land  

www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz 

www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg  

www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis 

 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim  

www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald 

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau  

www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb  

www.mit-ostalb.de 

MIT Pforzheim  

www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg  

www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr  

www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall 

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

 www.mitsbk.de

MIT Sigmaringen 

 www.mit-sigmaringen.de

MIT Stuttgart  

www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb  

www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden  

www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de 

MIT Südbaden  

www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Baden-Württemberg  

www.mit-bw.de

MIT Bund   

www.mit-bund.de
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Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140 
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich.  
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG



MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-lvbw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION 
BADEN-WÜRTTEMBERG


